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93. Sitzung 

Bonn, den 2. April 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 16.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, nach § 76 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung soll der 

Dritte Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" für den Zeitraum 1974 bis 1977 

— Drucksache 7/1769 —

dem Ausschuß für Wirtschaft — federführend , 
dem Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen und 
dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwie-
sen werden. Erhebt sich dagegen Widerspruch? 
Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Präsident der Bundesmonopolverwaltung tür Branntwein 
hat am 1. März 1974 gemäß §§ 6 und 9 des Gesetze über das 
Branntweinmonopol den 

Geschäftsbericht der Bundesmonopolverwaltung für Brannt-
wein für das 23. Geschäftsjahr (1. Oktober 1972 bis 30. Sep-
tember 1973) 

vorgelegt. Der Bericht wird als Drucksache 7 1761 verteilt. 

Der Bundesminister fur Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 29. März 1974 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Frau Dr. Wex, Frau Schleicher, Dr. Götz, Dr. Klein 
(Göttingen), Frau Schroeder (Detmold), Frau Stommel, Frau 
Pieser, Kroll-Schlüter und Genossen und der Fraktion der 
CDU /CSU betr. Modellprojekt „Tagesmütter" -- Drucksache 
7'1797 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/1907 
verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
29. März 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. 
Riedel-Martiny, Junghans, Dr. Jens, Dr. Emmerlich, Frau Lüde-

mann, Frau Schuchardt, Dr. Vohrer und Genossen und der Frak-
tionen der SPD, FDP betr. Gütezeichen und RAL-Testate – Druck-
sache 7,1791 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
7'1910 verteilt. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 2. April 1974 die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Schirmer, Dr. Bardens, Amling, Dr. Emmerlich, Anbuhl, 
Eckerland, Egert, Frau Eilers (Bielefeld), Fiebig, Hauck, Jaunich, 
Kratz, Marschall, Wende, Zeitler, Spitzmüller, Christ und der 
Fraktionen der SPD, FDP betr. Förderung von Angeboten für 
Freizeit und Erholung -- Drucksache 7 1584 -- beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 7 1948 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Tech-
nologie und für das Post- und Fernneldewesen hat mit Schreiben 
voni 26. März 1974 mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die nach-
folgende, bereits verkündete Vorlage keine Bedenken erhoben 
hat: 

Aktionsprogramm für die Wissenschafts- und Technologie-
politik — Drucksache 7/1026 — 

Ich rufe Punkt 1 der heutigen Tagesordnung auf: 

a) Fortsetzung der Beratung des Jahresgutach-
tens 1973 des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung 
-- Drucksache 7/1273 — 

b) Fortsetzung der Beratung des Jahreswirt-
schaftsberichts 1974 der Bundesregierung 

— Drucksache 7/1646 -- 

Das Wort hat Herr Bundesminister Schmidt. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und  Herren!  Ich habe mich 
zu Wort gemeldet, um mein Bedauern darüber aus-

zudrücken, daß meine Abreise am Freitagmittag An-
laß für Verärgerung bei den zu jenem Zeitpunkt 
anwesenden Kollegen und für die Feststellung der 
Beschlußunfähigkeit des Hauses war. Insbesondere 
bedauere ich, gegenüber der Leitung der Opposi-
tionsfraktion die sonst von mir selbst gern geübte 
Praxis nicht geübt und die Mitteilung versäumt zu 
haben, daß mich mehrere, seit langer Zeit festge-
legte auswärtige Termine an der weiteren Teil-
nahme hinderten, Termine, die ich angesichts der 
kurzfristig erfolgten Verlegung der Debatte vom 
Mittwoch auf den Freitag nicht mehr gut umlegen 
konnte. — Ich danke Ihnen für die Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Wir fahren in der Be-
ratung fort. Das Wort hat Herr Abgeordneter Graf 
Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
Begleitumstände, wie diese Sitzung heute zustande 
gekommen ist, haben aus unserer Sicht wenigstens 
einen gewissen Reiz und bringen ein völlig neues 
Debattengefühl insofern, als der Sprecher meiner 
Fraktion einmal den Anfang machen darf. Wir sehen 
darin aber noch keinen Trend auf eine dauerhafte 
Entwicklung. 

(Heiterkeit.) 

Anknüpfend an das, was wir hier am vergangenen 
Freitag besprochen haben, möchte ich meiner Be- 
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Dr. Graf Lambsdorff 
troffenheit Ausdruck geben über die Reaktion der 
Oppositionsfraktion z. B. auf Zitate des Kollegen 
Ehrenberg aus der „Washington Post" und über-
haupt auf jede Erwähnung, wie unser Land, die 
Bundesrepublik Deutschland, von draußen her be-
trachtet wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, wäre es nicht möglich, 
daß einige der nicht ganz wenigen Wallfahrer der 
Opposition in Richtung Vereinigte Staaten und in 
Richtung auf andere Länder etwas dazu täten, den 
Kollegen ihrer Fraktion zu helfen, die Relationen 
wieder ins Lot zu rücken und einmal zu sehen, 
daß wir hier, jedenfalls in den Augen anderer, noch 
eines der wenigen europäischen Länder mit einer 
stabilen parlamentarischen Mehrheit und einer 
handlungsfähigen Regierung sind? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sage das nicht, um die Probleme etwa zu ver-
kleinern, zu verniedlichen oder zu verkleistern. Wir 
werden auf die Probleme einzugehen haben und 
werden das hier heute auch tun. Ich sage es einfach 
mit der Bitte, die Kirche im Dorf zu lassen und sich 
bei dieser Auseinandersetzung doch der Maßstäbe 
bewußt zu bleiben. 

Meine Fraktion und ich selber bedauern es, daß 
nach der Freitagsitzung der Kollege Strauß und der 
Ministerpräsident Stoltenberg nicht hier sein kön-
nen, weil es reizvoller gewesen wäre, die Diskussion 
mit ihnen persönlich fortzusetzen. 

(Zuruf des Abg. Stücklen.) 

— Herr Kollege Stücklen, dies ist gar keine Kritik, 
dies ist der Ausdruck des Bedauerns, daß wir die 
Diskussion nicht fortsetzen können. Ich bitte, das 
nicht sofort kritisch aufzufassen. Die Herren gerade 
Ihres Fraktionsteils sind doch im Austeilen nicht so 
zimperlich; also wird man vielleicht auch einmal 
etwas sagen dürfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dabei muß ich leider die Feststellung treffen, daß 
wir mit Herrn Strauß dies gilt nicht für Herrn 
Stoltenberg — nach seinem Beitrag vom vergange-
nen Freitag heute in der Sache wenig zu debattie-
ren hätten. Er hat sich wahrscheinlich in der öffent-
lichen Vorbereitung für die Debatte vom vergange-
nen Freitag schon weitgehend draußen erschöpft, so 
daß hier nicht mehr viel Neues zu bieten war. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will auch nicht, obwohl es reizen würde, den 
Stichwortzettel mit der Zitatensammlung hervorkra-
men, die von Herrn Strauß ausgebreitet worden ist, 
-- obwohl wir diesen Stil und diesen Ton, die 
Mischung seines Umgangstons aus Vilshofen und 
Wedding, nicht gerade besonders erfreulich finden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. 	 Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Allerdings muß der Gerechtigkeit halber dazugesagt 
werden, daß diese Rundumkahlschläge alle treffen, 
auch seine eigene Partei, nicht zuletzt auch die CDU 

und auch die etwas unfreie Regierung des Freistaa-
tes Bayern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU, CSU.) 

Zu den Ausführungen von Herrn Ministerpräsi-
dent Stoltenberg darf ich zur Einleitung nur sagen, 
daß ich mich im wesentlichen mit dein befassen will, 
was hier zur Stabilitätspolitik, zur Konjunktur- und 
Währungspolitik gesagt worden ist, und daß meine 
Kollegen Vohrer und Wendig zu den haushalts- und 
steuerpolitischen Aspekten noch Stellung nehmen 
werden. Allerdings sei eine Bemerkung vorgescho-
ben, die die Kritik an der Äußerung des Herrn Bun-
deswirtschaftsministers betrifft, er habe ganz neu 
erklärt, die Gedanken, die dem von Ihnen so be-
zeichneten „Inflationsentlastungsgesetz" zugrunde 
lägen, seien diskutabel. Das hat einige von Ihnen, 
ich weiß nicht: zu heller Aufregung oder zu hellem 
Entzücken, Herr Häfele, gebracht. Aber jedenfalls 
haben Sie sich gewehrt, als sei das etwas völlig 
Neues. Darf ich mit Erlaubnis der Frau Präsidentin 
aus dein Protokoll der Sitzung vorn 4. Oktober 1973 
den Herrn Bundeswirtschaftsminister zitieren: 

In der Konzertierten Aktion bestand Überein-
stimmung zwischen allen daran Beteiligten 
— ich betone: allen --, daß dieser von Ihnen in 
der Begründung erwartete Effekt 

— nämlich Zurückhaltung bei Lohnforderungen — 

nicht eintreten werde. Denn ich gebe Ihnen zu, 
wenn dieser Effekt mit absoluter Sicherheit ein-
träte, müßte man sehr lange darüber diskutie-
ren, welche volkswirtschaftlichen Wirkungen 
das hätte. Ich brauche hier aber nichts mehr da-
zu zu sagen, denn er tritt nicht ein. 

Dies ist genau das gleiche, was der Herr Bundeswirt-
schaftsminister am Freitag in seiner Rede zum Jah-
reswirtschaftsbericht gesagt hat. Zu irgendwelchen 
Überraschungen bestand also gar kein Anlaß. 

Seien Sie versichert, meine Damen und Herren, 
daß natürlich auch wir sehen — und in dieser Ziel-
setzung sind wir wohl inzwischen durch Zeitablauf 
einig geworden daß es zu einer notwendigen 
Steuersenkung, insbesondere bei den kleinen und 
mittleren Einkommen, zum 1. Januar 1975 kommen 
wird und muß. Aber wir stellen noch einmal fest, 
daß das, was Sie wollten, nämlich ein Rosinengesetz 
vorzuschalten, d. h. die guten Teile des Kuchens 
jetzt zu verspeisen und dann die Koalition auf dem 
trockenen Rest von Krümeln sitzenzulassen, von 
uns nicht mitgemacht werden konnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Ministerpräsident Stoltenberg ist auf den 
Jahreswirtschaftsbericht und auf die Projektion zum 
Jahre 1973 eingegangen. Seine Kritik finde ich in-
sofern überraschend, als bei näherer Betrachtung die 
Projektion im Jahreswirtschaftsbericht 1973 mit den 
Ist-Ergebnissen weitgehend übereinstimmt. 

(Abg. Leicht: Na, na!) 

Dies gilt jedenfalls für die Arbeitslosenquote mit 
knapp 1 % Projektion und 1,2 % Ist-Zahl. Dies gilt 
für die  Preisentwicklung beim Bruttoinlandsprodukt 
mit 4 bis 5% Projektion und 5,5 % Ist-Zahl. 
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Es gibt zwei entscheidend abweichende Positionen, 

nämlich einmal auf der Exportseite: 14 % erwarteter 
Zuwachs und 26,5 % eingetretener Zuwachs. Die 
Gründe dafür sind vielfältig; es sind ganz wesent-
lich die Preisentwicklung im Ausland, die stärker 
davonlaufende Inflation in unseren Wettbewerbs-
ländern und die hohe Lieferbereitschaft und Lei

-

stungsbereitschaft der deutschen exportierenden In-
dustrie. Die zweite Zahl: 12 % vorhergesagtes Plus 
im Staatsverbrauch und 15 % Ist. In einer Zeit stei-
gender Gehalts- und Lohnentwicklung ist ein Dienst-
leistungsbetrieb wie der Staat in besonderem Maße 
dieser Entwicklung unterworfen. 

Was die Inflationsrate anlangt, so sind 6 % pro-
gnostiziert worden und 7,2 % eingetreten. Mit ande-
ren Worten: ohne den Einfluß der Ölpreisentwick-
lung und der Energiepreiserhöhung wäre die vorher-
gesagte Rate vermutlich sogar noch unterschritten 
worden. Hier kommt nun wieder das alte Argument 
-- Herr Professor Carstens, wir haben es von Ihnen 
in der Vergangenheit häufiger gehört, und Herr Stol-
tenberg hat es am Freitag wiederholt —, wir hätten 
die Inflationsbekämpfung zu spät angefangen. Ich 
kann nur immer wieder darauf hinweisen und dar-
über besteht doch eigentlich jetzt weitgehend Einig-
keit —, daß vor Mai 1973, vor der Abkoppelung von 
der Ankaufsverpflichtung für den Dollar, also vor 
Einführung des Floatings, eine wirksame nationale 
Stabilitätspolitik nur in sehr bescheidenem Rahmen 
und nur in Grenzen möglich gewesen ist. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Warum wohl?) 

--- Warum? Weil die Ankaufspflicht für den Dollar 
die Geldmenge in der Bundesrepublik uferlos er-
weiterte. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Weil die Bundes-
regierung Herrn Schiller nicht gefolgt ist!) 

 Herr Müller-Hermann, über die Ratschläge Ihres 
neuen Parteimitgliedes Professor Schiller werden 
wir heute noch zu sprechen haben. Wir kommen noch 
auf dieses Thema zurück. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Ist ja gar nicht drin!) 

Trotzdem sind wir — das will ich noch einmal 
feststellen; das ist auch im Jahreswirtschaftsbericht 
deutlich zum Ausdruck gekommen — natürlich ent-
schlossen, alles zu tun, was den Preissteigerungsra-
ten  Einhalt gebieten kann. Ich glaube, daß wir im 
.Jahre 1973 mit dieser Politik eine erfreuliche Bilanz 
vorzeigen können. Der Ministerpräsident Stolten-
berg hat nach meiner Überzeugung — und nach aus-
ländischen Zeugen nicht recht, wenn er ausgeführt 
hat, daß wir die Verpflichtung und die Möglichkeiten 
für energische stabilitätspolitische Maßnahmen na-
tional und international nicht erfüllt hätten. Der 
Jahresbericht des Internationalen Währungsfonds 
bestätigt uns ausdrücklich, daß die Politik die-
ser Bundesregierung die einzige war, die wirklich 
harte Stabilitätspolitik betrieben und — das ist das 
Entscheidende -- dazu beigetragen habe, andere 
Länder, ihre Wettbewerbsländer, wenigstens ten-
denziell — nicht im Ausmaß, aber tendenziell -- auf 
den gleichen Weg zu führen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich will die Vergleiche der verschiedenen Skalen 
nicht forsetzen; sie sind häufig zitiert worden. Ich 
will mich unabhängig von dem Ursprungsthema ein-
mal zu zwei Zahlen äußern. Wir sehen — jeden-
falls bei den Zahlen des Internationalen Währungs-
fonds, die ich zum Vergleich heranziehe —, daß 
Griechenland mit 30,6 % an der Spitze liegt; viel-
leicht doch kein Zeichen dafür, daß, wie das so oft 
behauptet wird, ein Regime von Obristen und Gene-
rälen immer die beste Wirtschaftspolitik betreibe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die zweite Zahl in dieser Skala — eine interes-
sante Zahl — betrifft Brasilien mit 15,5 %. 

(Abg. Pieroth: In Bolivien waren es 86 %!) 

Wir sind sehr einverstanden, daß deutsche Unter-
nehmen und die deutsche Industrie in Brasilien in-
vestiert haben und dort erfolgreich tätig sind. Nur, 
wir halten wenig davon, wenn uns das Beispiel 
brasilianischer Wirtschaftspolitik — mit seiner ka-
tastrophalen Einkommensverteilung nämlich — als 
nachahmenswert in der Bundesrepublik empfohlen 
wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mir scheint es auch wichtig zu sein, daß wir ein-
mal darauf hinweisen, in welchem Umfange und wie 
unterschiedlich sich der Einfluß der Energiepreis-
erhöhungen in dieser Preissteigerungsskala nieder-
schlägt und geltend macht; nämlich in den Ver-
einigten Staaten — um nur zwei Zahlen zu nennen 
— mit 0,8 % — im Consumer's Price Index — und 
bei uns mit 1,4 %, woraus sich deutlich die unter-
schiedliche Lage beider Volkswirtschaften in der 
Abhängigkeit von Energieimport und heimischer 
Energieproduktion ergibt. 

Lassen Sie mich deutlich betonen, daß es kein 
politisches Ziel an sich, kein Absolutum sein kann, 
am Ende einer im Grunde niederträchtigen Skala 
zu stehen. Das ist nicht das Ziel unserer Politik. 
Wir stünden lieber an der Spitze einer guten und 
positiven Skala. Aber wir wissen, daß wir nicht 
auf einer Insel der Seligen leben; auch darüber be-
steht wahrscheinlich keine große Meinungsverschie-
denheit. 

Dann ist es schon etwas abenteuerlich — wenn ich 
mich sehr zurückhaltend ausdrücken darf —, daß 
Herr Kollege Strauß in öffentlichen Äußerungen — 
Herr  Ehrenberg, Sie sind darauf eingegangen — 
meint, mit seiner Wirtschaftspolitik — ohne den 
Ölpreis zugegebenermaßen — wären wir bei 4 % 
gelandet. Da kann ich nur sagen: Darauf paßt dann 
die Bezeichnung „Mister four percent". Es kann 
doch wahrhaftig nicht im Ernste irgend jemand in 
diesem Lande weismachen, daß das bei einer inter-
nationalen Entwicklung dieser Art möglich gewesen 
wäre. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Doch!) 

Da war jedenfalls die Argumentation des Mi-
nisterpräsidenten Stoltenberg, daß wir von den Jah-
ren 1952 bis 1969 einen stabilitätspolitischen Vor-
sprung gegenüber unseren Wettbewerbsländern ge-
habt hätten, schon sehr viel intelligenter und regte 
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mehr zum Nachdenken an. Nur, hier sind zwei 
Gründe, von denen ich nicht glaube, daß Herr Stol-
tenberg sie übersehen hat, die man aber zur Erklä-
rung aufzeigen sollte. 

Erstens: Der Verteilungskampf in unserer Volks-
wirtschaft — aus welchen Gründen auch immer; ich 
kann darauf im einzelnen jetzt nicht eingehen — 
hat  sich seit den 50er Jahren sicherlich verändert. 
Wir haben in diesem Jahre, wie Sie alle wissen, 
unsere Erfahrungen mit der ÖTV gemacht. Herr 
Bundeskanzler, Sie haben sich sehr nachdrücklich 
dazu geäußert, daß anschließend Überlegungen an-
gestellt werden müssen. Ich glaube, daß das in der 
Tat erfolgen muß. 

(Abg. Leicht: Vorsicht!) 

Ein Zweites: Wir haben natürlich in den 50er und 
60er Jahren eben wegen dieser Lage einen stän-
digen Aufwertungsdruck auf die deutsche Volks-
wirtschaft erlebt, den wir jetzt im Floating nicht 
mehr so gezielt bekommen, mit dem wir doch aber 
rechnen müssen und der natürlich Schwierigkeiten 
im internationalen Gefüge mit sich bringt. 

Unsere Situation in der Inflationsbekämpfung 
wird nach unserer Überzeugung dadurch erleichtert, 
daß heute auch in den Vereinigten Staaten die In-
flation das Problem Nr. 1 ist. So jedenfalls haben 
es mir wörtlich der amerikanische Finanzminister 
George Schultz — dessen Ausscheiden wir auch im 
deutschen Interesse bedauern müssen — und sein 
Staatssekretär Paul Volcker gesagt, weil sie mit uns 
der Meinung sind, daß die dauerhafte Inflation un-
sere Gesellschaftordnung sprengt, das marktwirt-
schaftliche System ruiniert und — dies scheint mir 
wichtig — alle Bemühungen um den Ausbau des 
Sozialstaates Bundesrepublik Deutschland gefährdet, 
wenn nicht zunichte macht. 

Wir haben hier vor kurzem über den Verfassungs-
auftrag diskutiert, den demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat zu schaffen. Ich selber — das werden die 
einen oder anderen von Ihnen wahrscheinlich unter-
stellen — halte die soziale Marktwirtschaft für einen 
Bestandteil der Grundordnung dieses Landes, aber 
ich gehe nicht soweit, zu behaupten — und ich 
glaube nicht, daß man das aus der Verfassung her-
aus interpretieren kann —, daß dies verfassungs-
rechtlich abgesichert ist. Ich persönlich bin ganz 
froh darüber, weil wir häufig genug in Gefahr ge-
raten, daß das, was wir für verfassungsrechtlich ab-
gesichert halten, dann auch so schläfrig als Selbst-
verständlichkeit hingenommen wird, ohne daß wir 
jeden Tag zur Verteidigung aufgerufen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs

-

parteien.) 

Aber, meine Damen und Herren, für die Schaffung 
des sozialen Rechtsstaates müssen wir die Inflation 
beseitigen, und wenn wir das im Augenblick, um 
realistisch zu bleiben, von heute auf morgen ganz 
sicherlich nicht können, müssen wir ihrem Vordrin-
gen soweit wie irgend möglich Einhalt gebieten. Die 
Liberalen in diesem Haus und in diesem Lande sind 
sicherlich nicht nur Anhänger, sondern, hier darf 
ich vielleicht einmal sagen: Promoter einer Ver-
mögensbildungspolitik. Aber sie wissen ebenso, daß 

Vermögensbildungspolitik, die nachhaltig mit Infla-
tion und Geldwertschwund einhergeht, irgendwo auf 
Sand gebaut bleiben muß. 

(Beifall bei der FDP. — Demonstrativer Bei

-

fall bei der CDU/CSU.) 

Dies, meine Damen und Herren, gilt leider — hier 
sollte man einem weit verbreiteten Irrtum begegnen 
—, wenn man sich das Schicksal der Kleinaktionäre 
in Deutschland ansieht, insbesondere für diesen Be-
reich ,der Vermögensbildung. Hierüber hat es vor 
einigen Tagen einen sehr interessanten Briefwech-
sel zwischen Herrn Böll und Herrn Bucerius gege-
ben, in dem Herr Bucerius in sehr klaren und deut-
lichen Worten darauf hingewiesen hat, daß der 
Kleinaktionär — für ,den Großaktionär sieht die 
Situation anders aus — in den vergangenen zehn 
Jahren — ich will das hier nicht näher ausführen — 
außerordentlich ungünstig abgeschnitten hat. 

(Abg. Leicht: Noch viel mehr der Sparer!) 

Dies, meine Damen und Herren, ist natürlich auch 
ein Problem, das an die Substanz der Gesellschaften 
geht. — Es geht um das Problem der Gesellschaften, 
daß wir mit dem Phänomen der Scheingewinne oder 
der scheinbar nicht entstandenen Verluste durch 
Substanzverzehr zu tun haben. Aber ich erkläre hier 
für meine Freunde und mich ganz eindeutig, daß 
wir nicht bereit sind, der Abschreibung vom Wie-
derbeschaffungswert zuzustimmen, weil wir meinen, 
daß das Nominalprinzip Mark gleich Mark unter 
allen Umständen verteidigt werden muß. 

Dies gilt auch, meine Damen und Herren, für 
manchmal verführerisch aussehende Indexlösungen. 
Hierüber hat es Diskussionen gegeben. Ich stelle 
mit Zufriedenheit fest, daß diese Gedanken, so ein-
gängig sie aussehen, so theoretisch geschlossen die 
Modelle sind — viele unserer heute auf dem Markt 
verkauften theoretischen Modelle sehen in sich ge-
schlossen aus, halten aber der praktischen Wirklich-
keit nicht stand —, uns hier nicht als Patentrezept 
empfohlen werden. Der Bundeswirtschaftsminister 
hat das mit Recht unterstrichen und betont. 

Ich meine allerdings, daß die Deutsche Bundes-
bank sich einmal zusammen mit dem Herrn Bundes-
finanzminister überlegen sollte, ob man nicht den-
jenigen, die nun seit Jahr und Tag sowohl unter 
Substanzverzehr wie unter zu niedriger Verzinsung 
leiden — ich meine damit die Inhaber von 6- und 
5 1 /2 %igen Wertpapieren; übrigens ein Riesenblock 
von 50 Milliarden DM, das ist durch Selbsthilfeaktio-
nen nicht zu bewältigen —, vielleicht dadurch helfen 
kann —, daß die Bundesbank aus dem Mindest-
reserveguthaben der Geschäftsbanken einen Betrag 
von einigen Milliarden DM freigibt und sie über die 
Geschäftsbanken den Hypothekenbanken zur Aus-
losung für die Kleinsparer zur Verfügung stellt, — 
natürlich nicht für die institutionellen Sparer, um 
hier jedes Mißverständnis von vornherein auszu-
schalten, Herr Kollege Möller. Dies, glaube ich, 
sollte überlegt werden. 

Insgesamt gesehen sind wir der Auffassung, daß 
die von der Bundesregierung vorgeschlagene Dop-
pelstrategie, d. h. die Geld- und Kreditpolitik wei- 
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terhin eingeschränkt fahren und auf der anderen 
Seite gezielt helfen, richtig ist. 

Diese Politik bedeutet natürlich weitere hohe 
Anforderungen an das Durchhaltevermögen der 
Deutschen Bundesbank. Meine Damen und Herren, 
lassen Sie mich hier für meine Freunde ein offenes 
Wort sagen: Natürlich sind auch die Deutsche Bun-
desbank und der Zentralbankrat jeglicher sachlicher 
Kritik ausgesetzt und haben sich solcher Kritik zu 
unterziehen. Ich persönlich z. B. glaube, daß die 
Entscheidung des Zentralbankrates in der Sache der 
Berufung unseres Kollegen Hermsdorf zum Präsi-
denten der LZB in Hamburg wenig weise war, die 
Entscheidung des Bundesrates in dieser Frage hin-
gegen klüger. Aber wir wehren uns gegen eine 
Form der Diskussion, die sich, wie ich meine, in un-
serem Lande immer mehr ausbreitet und die etwas 
überzeichnet und plastisch ausgedrückt dann so aus-
sähe, daß da ein etwas verknöcherter Bundesbank-
präsident säße und um ihn herum fünf Nußknacker, 
denen auch nichts Vernünftiges mehr einfiele, die 
aus lauter Konservativismus keine fortschrittliche 
Bundesbankpolitik machen könnten. Diese Form der 
Verächtlichmachung und der hämischen Kritik an 
der Bundesbank findet in keiner Weise unsere Zu-
stimmung und hier werden wir die Deutsche Bun-
desbank verteidigen. 

Wir wissen, daß die Zinspolitik und die Hoch-
zinspolitik auf Kritik stößt. Aber wer der Realzins-
theorie recht gibt und wer — wie der Bundeswirt-
schaftsminister das hier vorgetragen hat — sich 
kaum vorstellen kann, daß die Verzinsung von Geld 
unter der Inflationsrate liegt, und wer im übrigen 
sieht, daß selbst nach dem Bemühen, die kurzfristi-
gen Zinsen in den Vereinigten Staaten herunterzu-
bringen, nunmehr die Prime Rate wieder bei 10 % 
liegt, der wird sagen müssen, daß auch mit einer 
weiteren Erleichterung des Bardepots — und, Herr 
Kollege Ehrenberg, wir beide haben darüber häufig 
diskutiert; ich bin nicht ganz so geneigt, dem jetzt 
schon das Wort zu reden — jedenfalls eine merk-
liche Zinssenkung nicht möglich wäre. Ich gebe zu, 
es wäre ein richtungweisender, ein tendenzieller 
Effekt damit zu erzielen. 

Aber insgesamt sollten wir jetzt einmal abwarten, 
wie sich konjunkturpolitisch die Maßnahmen aus-
wirken, die die Bundesregierung insbesondere in 
den Sonderkreditprogrammen A und B aufgezeigt 
hat. Wir werden davon auszugehen haben, daß dies 
nicht die alleinigen zu investierenden Mittel blei-
ben, sondern daß das Initialzündungen für zusätz-
lich einzusetzende private Investitionsmittel sind. 
Wir jedenfalls glauben, daß zunächst einmal des 
Notwendigen genug getan worden ist. 

Meine Damen und Herren, wir sehen ebenso ---
und hier will ich auf eine Bemerkungen des Kolle-
gen Strauß eingehen —, daß es kein Ziel der Wirt-
schaftspolitik sein kann — um es übertrieben aus-
zudrücken —, eine große Anzahl von Konkursen zu 
produzieren. Aber niemand wird, so glaube ich, 
bestreiten können, daß es jedenfalls im Anfang der 
Restriktionspolitik eine Reihe von Insolvenzen ge-
geben hat, bei denen man nicht gerade in Tränen 
ausbrechen mußte. Niemand darf auch übersehen.  

meine Damen und Herren, daß eine Unternehmens

-f

inanzierung heute darauf ein- und ausgerichtet sein 
muß, mit Zeiten staatlicher Restriktionspolitik auf 
dem Geld- und Kreditsektor zu rechnen. Dies ist 
Erfahrungstatsache, und dies kann nicht einfach bei-
seite geschoben werden in der Hoffnung, daß Geld 
immer billig sei und daß Schuldenmachen sich durch 
die Inflation immer von selber tilge. Solide Finan-
zierung heißt nach unserer Überzeugung, auch für 
Restriktionszeiten gerüstet zu sein. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß die 
Debatte zum Jahreswirtschaftsbericht, die wir zu 
führen haben, auch Anlaß sein muß, einen Blick in 
die Nachbarländer zu tun, einen Blick in die Welt 
zu tun, um sich die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung in der Welt und vor allen Dingen in den mit 
uns konkurrierenden Ländern vor Augen zu führen. 
Dies gilt insbesondere wegen der Tatsache, auf die 
wir von dieser Stelle schon vor Jahresfrist hinge-
wiesen haben, daß wir eine parallele Konjunktur-
entwicklung in allen Industrieländern der Welt hin-
ter uns haben und vermutlich auch weiter vor uns 
haben, eine Tatsache, die uns mit besonderen Pro-
blemen konfrontiert. 

Kein Zweifel besteht darüber, daß in der gegen-
wärtigen Situation — Stichwort „Energiepreisent-
wicklung" ; wohl nicht mehr so sehr „Energiemengen

-

entwicklung" ; und unsere marktwirtschaftliche Poli-
tik in der Bundesrepublik hat es jedenfalls verhin-
dert, daß hieraus ein nennenswertes Mengenpro-
blem in der Bundesrepublik Deutschland entstand --
das Preisproblem wesentlich für die weitere Ent-
wicklung der Wirtschaft in der Welt sein wird. Nun 
muß aber, so meine ich jedenfalls, zur Ergänzung 
der öffentlichen Diskussion, die das zu meiner Be-
trübnis dauernd übersieht, einmal darauf hingewie-
sen werden, daß diese erheblichen Energiepreisstei-
gerungen natürlich ein Vorgang sind, der sich nicht 
dauernd wiederholt, daß sie ein einmaliger Vorgang 
sind. Höhere Ölpreise treiben den Lebenshaltungs-
kostenindex einmalig und vorübergehend hoch. 
Wenn die Anpassung in Kosten und Preisen vorbei 
ist, wird die laufende Inflationsrate um die Öl

-

prozente weniger wachsen. Das heißt, wir können 
damit rechnen — und deswegen ist die Voraussage 
des Bundeswirtschaftsministers für die Preissteige-
rungsrate gegen Ende dieses Jahres nach meiner 
Überzeugung keineswegs zu optimistisch —, daß 
wir jedenfalls aus dieser Quelle im Herbst dieses 
Jahres einen deutlichen Abfall in der Preisentwick-
lung erleben. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Hoffentlich! 
— Abg. Dr. Müller-Hermann: Da gibt es 

auch andere Quellen!) 

— Sicherlich gibt es auch andere Quellen. Wir wer-
den darauf noch einzugehen haben, Herr Müller-
Hermann. — Sie sehen natürlich auch, meine Damen 
und Herren, daß auf dem internationalen Ölmarkt 
— die libyschen Reaktionen der letzten Tage sind 
ein deutliches Zeichen dafür — preismäßig die 
Bäume nicht in den Himmel wachsen. 16 und 20 
Dollar per Barrel sind erfreulicherweise zur Zeit 
nicht mehr zu erzielen. 
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Allerdings gibt es eine entscheidende Folge, die 
wir nicht übersehen dürfen. Das ist die weltweite 
Einkommensumverteilung zwischen den Volkswirt-
schaften der ölproduzierenden Länder auf der einen 
Seite und der ölkonsumierenden Länder auf der 
anderen Seite. Was daraus für die Weltkonjunktur 
folgt, hängt im wesentlichen davon ab, was die 
Ölländer mit diesem Geld machen. Oder, anders 
formuliert: Die konjunkturelle Wirkung einer Ein-
kommensumverteilung hängt davon ab, wie die 
Spar- oder Ausgabenpolitik der Empfänger oder 
der Verlierer aussieht. Sie können das getrost mit 
der nationalen Konjunkturpolitik vergleichen. Wenn 
wir das Geld potentiellen Ausgebern wegnehmen 
und es als Konjunkturausgleichsrücklage bei der 
Bundesbank stillegen, so fällt es als Kaufkraft, als 
Nachfragemacht aus und wird kontraktiv. Dies ist 
international gesehen ganz genau so. Wir müssen 
sehen, daß die ölproduzierenden Länder Geld in 
diesen Größenordnungen nicht ausgeben können 
und daß die Verschiebung der Einkommen von 
Ländern mit hoher Ausgabebereitschaft und -fähig-
keit auf solche mit niedriger Ausgabebereitschaft 
und -fähigkeit insgesamt eine kontraktive Wirkung, 
also eine Dämpfung der Weltnachfrage, mit sich 
bringen kann. 

Dazu gibt es einige neuere Zahlen, etwa der Euro
-

Finanz, eines Finanzanalyseninstituts in Brüssel, 
wonach die Industrieproduktion im Jahre 1972 in 
allen industrialisierten Ländern der Welt um 5,8 % 
gewachsen ist. Für 1973 wird der Zuwachs auf 
9,5% geschätzt. Für 1974 werden nur 2,4 % vor-
ausgesagt. Es ist also ein deutliches Nachlassen der 
Weltnachfrage festzustellen. 

Hier darf ich noch einmal mit wenigen Worten 
auf das Problem der Entwicklungsländer hinweisen. 
Wenn es richtig ist, daß z. B. Indien in diesem Jahr 
einen Rückgang der Nahrungsmittelproduktion um 
17 % hinnehmen muß, weil es nicht mehr in aus-
reichendem Maße über Kunstdünger verfügt, dann 
brauche ich hier wahrscheinlich niemandem zu sagen, 
was das bedeutet. Und wenn es zutrifft — es trifft 
zu —, daß die ceylonesische Regierung heute ihre 
Emissäre in die Welt schickt, um um Nahrungsmittel 
zu bitten, weil sie mit der Eigenproduktion nicht 
mehr auskommt, dann muß man sich die Frage 
stellen, oh die Rohstoffkonjunktur eigentlich wirk-
lich das ausgleichen kann, was an Mehrausgaben 
für Erdöl- und Energieimporte aufzuwenden ist. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole meine 
häufiger geäußerte Befürchtung, daß bei. rückläufi-
ger Weltkonjunktur die Rohstoffpreise rückwärts-
laufen werden. Die letzten Wochen zeigen bereits 
die ersten Anzeichen, wenn auch nicht auf allen, so 
doch auf einigen Gebieten. Das wird für manche 
Entwicklungsländer im wahrsten Sinne des Wortes 
eine Katastrophe werden. Wenn ich mir eine kriti-
sche Bemerkung erlauben darf, so meine ich: Wir 
müßten vielleicht mehr über den Inhalt der Ent-
wicklungspolitik als über ihre Technik miteinander 
diskutieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Reaktion der Bundesregierung und der Bun-
desrepublik Deutschland auf diese weltwirtschaft-

liche Lage ist bei unserem Eingehen auf die Vor-
schläge der Regierung der Vereinigten Staaten bei 
der Energiekonferenz in Washington sichtbar ge-
worden. Ich will für meine Fraktion ganz eindeutig 
erklären, daß wir die Haltung und die Ausführun-
gen sowohl des Bundesaußenministers in seiner 
Rolle als Ratspräsident wie des Bundesfinanzmini-
sters in  seiner Rolle als Vertreter der Bundesrepu-
blik eindeutig unterstreichen und für richtig und gut 
gehalten haben und beiden unsere Anerkennung 
dafür aussprechen, daß sie sich ohne Zögern und 
ohne jeden Vorbehalt für das ausgesprochen haben, 
was die Amerikaner die multilaterale Lösung und 
Behandlung der Energieprobleme nennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Natürlich ist „multilaterale Lösung" nicht wörtlich 
zu verstehen; denn es gibt im Grunde selbstver-
ständlich nur bilaterale, zweiseitige Geschäftsab-
schlüsse. Aber für uns ist wichtig, daß wir und alle 
anderen Beteiligten bereit sind, in Koordination von 
Technologie, Entwicklung, Substitution und vielen 
energiepolitischen Maßnahmen miteinander zur Lö-
sung der Probleme beizutragen und nicht das, wie 
ich meine, gefährliche Beispiel unseres Nachbarn 
Frankreich zu verfolgen, bilateral Politik zu betrei-
ben,  die  man auch unter der Bezeichnung sehen 
kann: Rette sich, wer kann, und rette jeder seine 
eigene Haut ohne viel Rücksicht auf den anderen! 

Hier wird es, wenn sich diese Politik fortsetzt, 
meine Damen und Herren, letztlich dazu kommen, 
daß der Abwertungswettlauf stattfindet, der seiner-
zeit in Frankreich begonnen worden ist. Wir haben, 
leider erfolglos, ein großes Kreditangebot gemacht, 
um dies zu verhindern und damit auch zu verhin-
dern, daß einem Abwertungswettlauf die deflato-
rische Politik folgt. Ich meine, daß dies schon heute 
  zurückhaltend ausgedrückt — mäßige Ergeb-
nisse gezeigt hat; denn der Öleinfluß auf die Preis-
entwicklung nach oben bei unserem Nachbarn be-
trägt 1,7 %  und ist damit höher als in der Bundes-
republik Deutschland, obwohl wir zu solchen Maß-
nahmen niemals gegriffen haben. 

Wenn eine solche Politik, meine Damen und Her-
ren, weltweit Schule machen sollte — erfreulicher-
weise kann man das im Konjunktiv, dreimal unter-
strichen, ausdrücken —, dann würde das die welt-
weite Rezession, wenn nicht die Depression bedeu-
ten. Ich stehe hier in gar keinem Widerspruch zum 
Vizepräsidenten der Deutschen Bundesbank, der 
kürzlich gesagt hat: Es wird keine Depression ge-
ben — ich teile diese Überzeugung —, wenn wir 
mit Geschick und Verantwortungsbewußtsein und 
in Zusammenarbeit zwischen den westlichen Volks-
wirtschaften eine Lösung finden, die diesen gefähr-
lichen Gang eines Abwertungswettlaufs mit Defla-
tionspolitik in den Ländern, um die Wettbewerbs-
fähigkeit aufrechtzuerhalten, vermeidet. 

Es ist erfreulich, zu sehen, daß die Japaner kürz-
lich Verhandlungen im Irak abgebrochen haben. Es 
ist auch erfreulich, zu sehen — das ist kein Gefühl 
von Schadenfreude; das will ich deutlich sagen —, 
daß sich langfristige Ölverträge, die im November 
abgeschlossen worden sind, bereits heute als zu 
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weit überhöhten Preisen abgeschlossen erweisen. 
Ich meine es für sehr richtig gehalten, daß sich die 
Bundesregierung, soweit es in ihre Zuständigkeit 
fiel, dagegen gewandt hat, daß wir in der berühm-
ten Teheraner Auktion Rohöl für 16 Dollar pro 
Barrel ersteigert haben. 

Meine Damen und Herren, die Debatte zum Jah-
reswirtschaftsbericht kann kaum Anlaß sein, die 
Folgen dieser Situation für die atlantische und die 
europäische Politik zu erörtern, obwohl internatio-
nale Wirtschafts-, Finanz- und Währungspolitik im-
mer mehr Außenpolitik werden. Wir haben kürz-
lich eine europäische Debatte auch zu diesem 
Thema geführt. Und dazu muß ich leider aus dem 
„Münchner Merkur" vom 23./24. März 1974 zitieren. 
Die Zukunft der EG sah Herr Strauß „von dunklen 
Wolken umhüllt", da — wie er sagte — „die euro-
päischen Partner nur mehr maulende, impotente 
Zwerge" seien. Dies, meine Damen und Herren, ist 
nicht die Sprache, mit der wir unsere Probleme mit-
einander lösen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nach meiner Überzeugung werden die westlichen 
Länder in der Lage sein, die Probleme der Energie 
mittel- und langfristig zu lösen. Bei Einsatz aller 
unserer Mittel — unserer finanziellen und tech-
nischen Mittel — werden wir die Substitutionsent-
wicklung schaffen. Dabei muß allerdings einmal 
gesagt werden, daß wir auch Wege finden müssen, 
um uns gegen Dumping-Preise zu sichern. Ich war-
ne schon hier und heute davor, daß wir dies auf 
dem Wege der Schutzzölle tun, die immer nur üble 
Folgen haben werden. Ich glaube, wir müßten uns 
eher überlegen, ob wir es über staatliche Subven-
tionen absichern. Dies aber wiederum hat zur Folge, 
daß wir die Entwicklung neuer Energien so di-
versifizieren, daß nicht übermächtige Forderungen 
aus einem Energieträger und seiner Absicherung 
auf uns zukommen, d. h.: die Größenordnungen 
müssen verteilt werden. 

Unsicherheit und Gefahr aber, meine Damen und 
Herren, drohen uns ganz sicherlich aus dem Wäh-
rungssystem und insbesondere aus den kurzfristi-
gen Positionen des internationalen Währungs-
systems. Ich habe hier schon einmal die etwas län-
gerfristigen Zahlen vorgetragen. Ich darf heute er-
gänzen, daß die ölproduzierenden arabischen Länder 
Ende des Jahres 1974 vermutlich über flüssige Gut-
haben von 50 Milliarden Dollar und Ende 1975 über 
solche von 70 Milliarden Dollar verfügen werden 
und daß auch bei einem Roll back, wie das heute so 
schön heißt, der Ölpreise auf 7 bis 8 Dollar, die jetzt 
höchst zweifelhaft sind bei 11 bis 12 Dollar wird 
es sich wohl einspielen —, das immer noch das Dop-
pelte des Preises vom September 1973 wäre. 

Wir kennen die Investment-Gewohnheiten der 
arabischen Länder einigermaßen, und wir wissen, 
daß langfristige Investitionen und die Neigung zu 
wirklich langfristiger Geldanlage dort sehr beschei-
den entwickelt sind. Das heißt, wir werden einen 
unwahrscheinlichen Druck in Aufwertungs- und 
Abwertungsspekulation über die Geldmärkte dieser 
Welt — sei es der Euro-Markt, sei es der Asien

-

Markt oder vielleicht demnächst der Arabien-Markt 
— haben, und wir werden mit großen Problemen auf 
diesem Sektor zu rechnen haben, für die niemand 
— von keiner Stelle, mit der ich darüber gesprochen 
habe — auch nur einen einigermaßen plausiblen 
Ausweg und ein Patentrezept zur Behandlung wüßte. 
Daß mit dem arabischen Geld Gold gekauft wird, 
sieht heute jeder, und der Herr Bundsfinanzminister 
hat sich auch für die Bundesrepublik und für die 
Bundesbank zur Frage des Goldpreises kürzlich ge-
äußert. Ich meine, daß die Heraufsetzung des offi-
ziellen Goldpreises keine Hilfe bieten könnte, 
könnte mir allerdings vorstellen, Herr Bundesfinanz-
minister, daß man mit der Freigabe des offiziellen 
Goldpreises etwas mehr zur Demonetisierung — in 
diesem Ziel, so glaube ich, sind wir uns einig — auf 
dem Goldsektor tun könnte. 

Sicherlich wird das heute so oft gepriesene Patent-
rezept des re-cycling, d. h. des Immer-wieder-Aus-
leihens der Ölgelder, die die ölproduzierenden Län-
der vereinnahmen, an solche, die damit ihre Zah-
lungsbilanzdefizite finanzieren, einen Anfang dar-
stellen können, aber wie lange mag das wohl gut-
gehen? Der Internationale Währungsfonds stellt sich 
vor, daß sich die Industrieländer aus den Kapital-
märkten versorgen können, daß aber die Entwick-
lungsländer — Italien und England noch dazu — 
vom Internationalen Währungsfonds aus dem soge-
nannten r e-cycling Geld bekommen können. Wie 
lange aber sind diese Länder bei diesem System 
kreditfähig? Wann werden die Zinsforderungen mit 
Rücksicht auf immer weiter schwindende Bonität zu 
hoch werden, wann wird man überhaupt noch die 
Frage beantworten können, ob diese Kredite mit der 
Aussicht auf Rückzahlung für Zinsen und Tilgungen 
gegeben werden können? Und schließlich: Wer stellt 
die Mittel zur Verfügung, meine Damen und Herren, 
die den Entwicklungsländern als sogenannte weiche 
Kredite gegeben werden sollen? Machen wir uns 
nichts vor: In 1 Milliarde Dollar, die der Schah von 
Persien angeboten hat, waren ganze 150 Millionen 
Dollar an weichen Krediten enthalten, das andere 
war zu harten Tageskonditionen offeriert und ist 
keineswegs als Entwicklungshilfe anzusehen. 

Dies alles wird zur Folge haben, daß das Floaten 
weiter das Gesetz der Stunde bleiben wird. Die Re-
formpläne der Zwanziger-Gruppe werden in den 
Eisschrank gepackt werden. Sie selber wird als eine 
Gruppe mit von Tag zu Tag zu bearbeitenden Auf-
gaben weiter beschäftigt werden, und wir werden 
die Diskussion über die freien Wechselkurse und 
über das, was wir hier schon im Mai 1973 debattiert 
haben, in den nächsten Jahren miteinander fort-
setzen. 

Wir können das in den währungspolitischen De-
batten aus dem Jahre 1973 nachlesen. Meine Damen 
und Herren, ich selber habe für meine Fraktion im 
Jahre 1973 die desintegrierende Wirkung des 
Floating aus dem Jahre 1971 beklagt. Wir haben 
1973 gesehen, daß dies auch ohne diesen schädlichen 
Beigeschmack gehen kann. Der entscheidende Grund 
dafür war — hierfür verdient die Bundesregierung 
unsere volle Anerkennung —, daß im Mai 1973 das 
Floating politisch abgesichert eingeführt wurde und 
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nicht im Alleinritt, ohne Rücksicht auf vertragliche 
Vereinbarungen, Platz griff. Insofern, meine Damen 
und  Herren,  ist auch die Kritik von Herrn Minister-
präsidenten Stoltenberg, daß das Ausscheiden 
Frankreichs aus der europäischen „Schlange" zum 
Teil auf ein Verschulden der Bundesregierung zu-
rückzuführen sei, ungerechtfertigt. Mit unserem Kre-
ditangebot haben wir alles versucht, dm dies zu 
verhindern. 

Jetzt gibt es kein Entkommen vor dem Floating. 
Die Risiken sind oft diskutiert und oft genug erörtert 
worden. Sicherlich lohnen Risiken und Chancen eine 
gründlichere Betrachtung. Dies, Herr Kollege Müller-
Hermann, gilt wahrscheinlich nach Eintritt von Herrn 
Professor Schiller in die CDU auch für Ihren Kolle-
gen Strauß. Wenn er nicht bundesweit mit Ihnen 
konkurrieren will, kann er sich jetzt mit dieser 
Frage etwas freier beschäftigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Erlauben Sie mir, einige Minuten auf das Thema 
zu verwenden. Wir haben vor 1914 in der Weltwirt-
schaft den zwischenstaatlichen Handel und den Ka-
pitalverkehr unter den Industrieländern durch fol-
gende Merkmale gekennzeichnet gesehen: die volle 
Konvertibilität der Währungen, die Stabilität der 
Wechselkurse, Gold als einzige Währungsreserve 
und Steuerungsmittel für das Geldvolumen und 
Flexibilität der Preise und Einkommen auch nach 
unten; das letztere ist wichtig. 

Heute sind die Notenbanken mehr und mehr zu 
Instrumenten der nationalen Vollbeschäftigungspoli-
tik geworden. Die Regierungen sind nicht mehr be-
reit -  sie können es wohl auch nicht sein —, zur 
Sicherung der internationalen Zahlungen Maßnah-
men zu treffen, die auf eine echte Kontraktion des 
Geldvolumens hinauslaufen. 

Der tiefere Grund liegt in unserer gewandelten 
Sozialstruktur. Unter den jetzt herrschenden Ver-
hältnissen würde eine kontraktive Geld- und Kre-
ditpolitik kaure noch zu einem sinkenden Preis-
niveau, wohl aber zu einer verminderten Auslastung 
der Produktionskapazitäten und damit zur Arbeits-
losigkeit führen. Die Funktionsfähigkeit des Systems 
fester Währungsparitäten vor dem Ersten Welt-
krieg lag letztlich nicht im Gold als einziger Wäh-
rungsreserve, sondern in der Flexibilität der Kosten- 
und Preisniveaus. 

Die Notenbanken der meisten Länder sind jetzt 
weder bereit noch in der Lage, ihre Geldpolitik an 
einem Reservemedium auszurichten, was immer dies 
sci. In unserer Weit kann die notwendige Flexibili-
tät des Währungssystems nicht mehr über flexible 
Preis- und Kostenniveaus bei festen Paritäten, son

-

dern bei nach unten starren Preis- und Kosten-
niveaus nur noch über flexible Paritäten erreicht 
werden. 

Die Gefahr, daß es zu einem Abwertungswettlauf 
der konkurrierenden Industrieländer kommen 
könnte, ist jedenfalls in einem System freier Wech-
selkurse weniger groß als in einem System fester 
Kurse. ln einem System fester Kurse können die 
Währungsparitäten von der Regierung jederzeit im 

Sinne der Exportförderung autonom verändert wer-
den. Eine Abwertung der Währung auf den Devi-
senmärkten ist aber nur dann möglich, wenn die 
Notenbanken bereit sind, ausländische gegen eigene 
Währungen zu kaufen, womit sie zweifellos die in-
flatorische Ausweitung der Inlandsnachfrage noch 
verstärken. 

Die Entwicklung des vergangenen Jahres 1973 in 
der Bundesrepublik hat ja gezeigt, wie wenig die 
deutsche Wirtschaft als ganzes die Abwertung ande-
rer Währungen zu fürchten hat. Obwohl sich z. B. 
seit Anfang 1973 das britische Pfund um 20% und 
die italienische Lira um 32 % gegenüber der D-Mark 
entwerteten, hat die Bundesrepublik 1973 einen 
Rekordhandelsbilanzüberschuß auch mit diesen Län-
dern erzielt. 

Das ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß 
die Abwertung dieser Währungen mit einer weite-
ren Ausweitung des Geld- und Kreditvolumens und 
der Nachfrage verbunden war , . die zu einem starken 
Anstieg der Preisniveaus, also zu höheren Infla-
tionsraten als bei uns, führten. Ich habe dies bereits 
ausgeführt. 

Die Weltinflation ist nach meiner Überzeugung 
kein unabwendbares Schicksal. Im monetären Be-
reich müssen wir aber zwei Voraussetzungen erfül-
len: Autonomie der Notenbank über das von ihr zu 
schaffende Zentralbankgeld und Ausweitung der 
Zentralbankgeldmenge unter Berücksichtigung der 
Geldschöpfungsfähigkeit des Kreditbankensystems 
in Übereinstimmung mit den zu erwartenden Pro-
duktionssteigerungen. 

Genau auf diesem Weg, meine Damen und Her-
ren, befinden wir uns erfreulicherweise; denn im 
letzten Jahr hat sich an unserem monetären Mecha-
nismus ein Teil von entscheidender Bedeutung ge-
ändert. Statt fester Wechselkurse haben wir jetzt 
eben bewegliche Wechselkurse. Das bedeutet, daß 
jegliche Geldschöpfung über die Zahlungsbilanz 
endgültig unterbunden ist. Dies, Herr Müller-Her-
mann, ist der entscheidende Grund dafür, warum 
wir erst seit Mai 1973 wirklich ernsthaft Stabilitäts-
politik betreiben konnten. Eine Stabilitätspolitik 
kann nun nicht mehr durch Geldimporte unter-
miniert werden. 

Bei beweglichen Wechselkursen besitzt die No-
tenbank die vollkommene Kontrolle über die inlän-
dische Geldversorgung. Dies ist der Punkt, auf den 
es ankommt, in dem sich unsere heutige Lage von 
derjenigen der Jahre 1971 72 unterscheidet. 

Unter diesen Bedingungen liegt es an den inner-
wirtschaftlichen Vorgängen, d. h. bei den Unterneh-
men, bei den Gewerkschaften und beim Fiskus der 
öffentlichen Hand, ob wir eine volle Auslastung der 
Produktionskapazitäten dadurch gewährleisten, daß 
man nicht mehr verteilt, als dem Produktivitätszu-
wachs entspricht. Dies, Herr Bundeskanzler, haben 
Sie vor einigen Wochen an dieser Stelle mit Deut-
lichkeit und beherzigenswert gesagt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Reichlich spät!) 

Man kann es auch so ausdrücken: Das System sorgt 
dafür, daß von den nominalen Lohnerhöhungen so 
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viel in Form von Preiserhöhungen auf die Ver-
braucher und damit auf die Lohnempfänger zurück-
überwälzt wird, daß der Anstieg des Reallohnes 
nicht größer ist als das, was an realer Wertschöp-
fung im Produktionsprozeß mehr erzielt wird. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Bei Null!) 

— Herr Müller-Hermann, die Frage ist, wann wir 
das einsehen werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wir brauchen 
das nicht einzusehen, sondern die Regie

-

rung!) 

Dies ist keine Aufgabe der Regierung, Herr Mül-
ler-Hermann; das ist ein Prozeß, der sehr viel wei-
tergehen muß als etwa nur an die Regierung. 

Die Frage ist, wann wir und die Beteiligten die 
notwendigen Folgerungen aus dieser Erkenntnis 
ziehen. Dies scheint mir eine der entscheidenden 
Fragen zu sein, wie wir wirtschafts- und konjunk-
turpolitisch in den nächsten Jahren weiterkommen 
können. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich im 
letzten Teil noch ein paar Worte sagen über unsere 
Position in der internationalen Handelsszene. Die 
Bundesregierung hat sich alle Mühe gegeben, die 
Verhandlungen im GATT voranzutreiben. Der Bun-
deswirtschaftsminister hat erfreulicherweise noch 
gestern erklärt, daß gerade die jetzige Situation 
allen Anlaß bietet und es notwendiger denn je 
macht, für freie Waren- und Geldströme, für freie 
Märkte und freien Kapitalverkehr einzutreten. Ich 
sehe mit einigem Entsetzen, daß heute an Stahl-
pakte gedacht wird; ich sehe mit Mißvergnügen, daß 
Wollhandelsabkommen und ähnliche Dinge jetzt 
diskutiert werden. Ich mache gar keinen Hehl dar-
aus, festzustellen, daß das von uns allen im Februar 
vorigen Jahres ratifizierte Kakao-Abkommen ent-
sprechend mancher Vorhersage heute keine Bohne 
mehr wert ist. 

Wir — gerade die Bundesrepublik Deutschland --
brauchen große und weite Märkte. Dies ist eine 
Binsenweisheit, aber wir und die Bundesregierung 
müssen deswegen alles dafür tun, um die Vorausset-
zungen für solche Märkte in der Welt zu schaf-
fen. Wir sind immer noch das Land mit dem größten 
Exportanteil, und wir werden in Zukunft angesichts 
der veränderten Terms of Trade auf der Energie-
seite noch mehr auf Exporterlöse angewiesen sein. 
Der Herr Bundesfinanzminister hat mit Recht dar-
auf hingewiesen, daß unsere Reservensituation uns 
in eine bessere Lage versetzt als viele unserer Wett-
bewerber. Dennoch werde ich die Befürchtung nie 
ganz los, daß man die alte Erfahrung jedenfalls nicht 
vergessen darf, daß Währungsreserven gelegentlich 
wie Schnee an der Sonne dahinschmelzen können. 
Die Zuversicht ist berechtigt; aber dennoch glaube 
ich: Wir müssen korrigieren, was wir im vorigen 
Jahr über die strukturelle Exportlastigkeit der deut-
schen Industrie beklagt haben. Dies sieht heute zu 
einem guten Teil anders aus; die Dinge haben sich 
geändert. 

Die Liberalen in diesem Haus laufen weder einem 
Dogma nach, noch pflegen sie einen Ästhetizismus  

der Marktwirtschaft, wenn sie die Marktwirtschaft 
bei uns verteidigen. Wir verteidigen sie auch des-
wegen — darüber sind wir uns mit vielen in diesem 
Hause einig —, weil wir sie lebensnotwendig in 
der Welt draußen für uns brauchen. Die Bundes-
republik hat im Laufe ihrer Geschichte viele Vor-
leistungen erbracht. Unter diesem Stichwort ist häu-
fig Kritik geübt worden. Wir kritisieren diese Vor-
leistungen nicht; denn alles in allem sind sie zu 
unserem Nutzen gewesen. Wir sind bei diesem 
System nicht schlecht gefahren. In diesem Sinne 
begrüßen wir es, daß die Bundesregierung sich für 
eine großzügigere Handhabung als im ersten An

-

gang beabsichtigt in der Frage des europäischen 
Regionalfonds eingesetzt hat. 

Wir wollen uns selbst und unseren Freunden in 
der Welt eine unserer, wie wir meinen, bedeutend-
sten Leistungen auf dem Gebiet der internationalen 
Wirtschaftspolitik erhalten. Wir wollen Vorkämp-
fer für eine freie Weltwirtschaft sein und bleiben, 
und zwar auf der Grundlage einer freiheitlichen 
Wirtschaftspolitik, dies ist die selbstverständliche 
Voraussetzung, in diesem Lande, ohne die es 
keinen wirtschaftlichen und erst recht keinen sozia-
len Fortschritt gibt. 

Die Bundesregierung ist, was die Verteidigung 
marktwirtschaftlicher Grundsätze anbelangt, bei uns 
im Lande auf dem richtigen Wege. Der Bundeswirt-
schaftsminister hat durch seine überzeugende Rolle 
auf der GATT-Konferenz in Tokio bewiesen, daß die 
Bundesregierung auch sieht, wo international die 
Notwendigkeiten für eine freie und liberale Han-
dels- und Wirtschaftspolitik liegen. 

Herr Bundeskanzler, die Fraktion der Freien De-
mokraten spricht der Wirtschaftspolitik dieser Re-
gierung und insbesondere dem Bundeswirtschafts-
minister ihr Vertrauen aus. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La

-

chen bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Carstens. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die CDU/CSU-Fraktion hat von der Erklärung des 
Finanzministers Kenntnis genommen, mit der er sein 
Bedauern über sein Verhalten in der Sitzung vom 
29. März ausgesprochen hat. Wenn ich ihn richtig 
verstanden habe, hat er auch wohl die Verantwor-
tung dafür auf sich genommen, daß es zu der heuti-
gen Sondersitzung des Parlaments gekommen ist. 
Ich verzichte daher auf eine Erklärung, die ich mei-
nerseits zu diesen Vorfällen in der vergangenen 
Sitzung abgeben wollte. Herr Finanzminister, ich 
möchte nur eine Bemerkung an das anschließen, was 
Sie gesagt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Er ist nicht da! 
— Wo ist er denn?) 

— Vielleicht kann es ihm jemand übermitteln, was 
ich jetzt sage. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Was die CDU/CSU-Fraktion — ich sage ganz of-
fen: auch mich persönlich — besonders empört hat, 
war die Tatsache, daß der Finanzminister, wissend, 
daß er die Sitzung anschließend verlassen würde, in 
einer polemischen und aggressiven Weise einzelne 
Mitglieder meiner Fraktion, darunter auch mich 
selbst, angegriffen hat. Ich meine, dies sollten wir 
unabhängig davon, ob wir in der einen oder ande-
ren Situation genötigt sein sollten, eine Sitzung 
früher zu verlassen, als es uns allen lieb ist, dann 
unter keinen Umständen tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber der Herr Finanzminister hat mir durch 
seine Intervention in der letzten Sitzung das Stich-
wort gegeben, auf die Fernsehsendung vom 28. März 
zurückzukommen, und das begrüße ich. Denn daß 
er darauf zu sprechen gekommen ist, gibt mir die 
Möglichkeit, das zu wiederholen, was ich in dieser 
Sendung gesagt habe. In dieser Sendung ging es 
um die Frage, welches die Ursachen für die außer-
ordentlich starken Stimmenverluste der SPD seien. 
Ein Gesprächsteilnehmer, Herr Kollege Apel, 
führte diesen Stimmenrückgang unter anderem auf 
eine geringere Wahlbeteiligung der Arbeitnehmer 
in einigen der Wahlbezirke zurück. Ich habe dem-
gegenüber den Standpunkt vertreten, und ich wie-
derhole es hier: Die Ursache für den rapiden Rück-
gang der Stimmen zugunsten der SPD liegt in einer 
tiefen Verunsicherung großer Teile der Wähler-
schaft durch die Regierung und durch die SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich dafür nur einige ganz wenige kon-
krete Beispiele nennen: 

Als sich die Inflationsrate der 7 %-Grenze nä-
herte, startete der SPD-Parteivorstand die Aktion 
„Gelber Punkt" und griff alle Selbständigen in der 
Bundesrepublik Deutschland wegen ihres Gewinn-
strebens und wegen Preiswuchers an, obwohl die 
überwältigende Mehrheit der also Angegriffenen an 
der Preissteigerung vollständig unschuldig war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Große Teile der Handwerkerschaft und zahlreiche 
andere Wirtschaftsbetriebe, die bisher Lehrlinge 
ausgebildet haben, fühlen sich durch die Pläne auf 
dem Gebiet der beruflichen Bildung tief verun-
sichert, die der Herr Bildungsminister von Dohnanyi 
verfolgt, und auch durch die Tatsache, daß ein Teil 
der SPD diese ausbildenden Betriebe mehrfach als 
Ausbeuter apostrophiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Seit Jahren bemühen sich SPD und von der SPD 
regierte Bundesländer, die hauptamtlich und le-
benslänglich an den Universitäten tätigen Hoch-
schullehrer aus der tragenden Verantwortung für 
den Forschungs- und Lehrbetrieb aus den Universi-
täten herauszudrängen, und natürlich verunsichern 
sie dadurch diesen Personenkreis auf das schwerste. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Möllemann.) 

Stark verunsichert fühlen sich Millionen von 
Eltern in der Bundesrepublik Deutschland durch 

Unterrichtspläne und Richtlinien, die von sozial-
demokratischen Regierungen — nebenbei gesagt: 
zum Teil solche Regierungen, meine Herren von der 
FDP, in denen auch die FDP vertreten ist — erlas-
sen worden sind und deren offenkundige, entweder 
deutliche oder verdeckte Ziele die Ablösung unserer 
freiheitlich-rechtsstaatlichen Ordnung durch ein 
neomarxistisches System, 

(Zuruf von der FDP) 

— ja, meine Herren, das tut Ihnen weh, wenn ich 
das sage, aber es ist die reine Wahrheit — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die Auflösung oder zumindest die grundlegende 
Veränderung der zwischen Eltern und Kindern be-
stehenden Bande und die Ersetzung der deutschen 
Hochsprache durch eine stark vereinfachte Primi-
tiv- oder Vulgärsprache sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Lachen bei den Regierungsparteien.) 

— Ja, Sie heben die Hände empor, meine Damen 
und Herren: Ich sage Ihnen, durch diese Aktionen, 
die von der SPD oder von durch die SPD regierten 
Ländern unternommen worden sind, sind Millionen 
von Eltern — wahrscheinlich sind es zwischen zehn 
und zwanzig Millionen Eltern — in diesem Lande 
verunsichert, und das haben Sie bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Ehrenberg? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Bitte! 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Professor Carstens, 
wollten Sie mit dem Hinweis auf die Vulgärsprache 
diesem Hohen Hause mitteilen, daß Ihr Kollege 
Strauß jetzt Lehrbücher für Volksschulen schreibt? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Oh

-

Rufe und Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. 
Rawe: Si tacuisses, philosophus mansisses!) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Ehrenberg, Sie haben auf meinen Kollegen 
Strauß Bezug genommen. Herr Kollege Graf Lambs-
dorff hat es vorhin auch getan. Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, wenn ich das richtig im Ohr habe, 
haben Sie dem Herrn Kollegen Strauß so eine Mi-
schung zwischen Vilshofener Stil und Wedding-Stil 
vorgeworfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Ich möchte Ihnen sagen, Herr Kollege Lambsdorff 
— ich weiß nicht, wann Sie das letzte Mal in Wed-
ding waren, ich war vor kurzem da —, der Wedding 
ist ein Stadtteil von Berlin, in dem zwar vorwie-
gend Arbeitnehmer wohnen, aber ich möchte an 
dieser Stelle sagen: Hut ab vor den Arbeitnehmern 
im Wedding! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU. — Zurufe von den Regierungsparteien.) 
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Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin, ich darf meine Antwort wenigstens noch 
beenden: Denn sie haben, wenn sie auch manchmal 
eine drastische Ausdrucksweise besitzen, eine Ge-
fühl für die nationalen Werte unserer Nation, das 
mir uneingeschränkte Hochachtung abnötigt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

rufe von den Regierungsparteien.) 

Ja, das haben die Arbeiter im Wedding, meine 
Herren. Ich würde Ihnen empfehlen: Fahren Sie 
doch auch mal dahin und reden Sie mal von Zeit zu 
Zeit mit ihnen; dann können Sie diese Erfahrungen, 
die wir haben, machen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Ein weitere Frage, Frau Präsidentin. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Sieglerschmidt zu einer Zwischenfrage, bitte! 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege Carstens, 
da Sie hier über Rahmenrichtlinien und Ähnliches 
sprechen, frage ich: Sollten Sie wegen der Unter-
brechung dieser Debatte vielleicht vergessen haben, 
um welches Thema es bei dieser Debatte geht? 

(Zurufe von der CDU; CSU.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Nein, das 
habe ich nicht getan, Herr Kollege. Ich habe darauf 
hingewiesen, daß Herr Bundesfinanzminister 
Schmidt mich wegen meiner Äußerungen in dieser 
Lorenz-Runde vorige Woche angegriffen hat. Und 
das wird ja wohl das mindeste sein, was einem 
Parlamentarierer gestattet ist, daß er sich von die-
ser Tribüne verantwortet und verteidigt, wenn er 
angegriffen wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Schließlich und da sind wir wieder beim 
Thema unserer Debatte; das habe ich in der Fern-
sehsendung gesagt, und ich wiederhole es hier --
fühlen sich 30 Millionen Sparer in der Bundesrepu-
blik Deutschland verunsichert durch die Tatsache, 
daß sie voraussichtlich allein in diesem Jahr einen 
Verlust von 40 Milliarden DM erleiden werden. 

Dazu sagt nun die Bundesregierung: Daran sind 
wir nicht schuld, daran sind die hohen Inflations-
raten anderer Länder schuld. Und der Herr Finanz-
minister hat — ich kann nur sagen: ich möchte das 
als eine Art Verzweiflungsakt bezeichnen — ge-
sagt: Wenn die CDU/CSU regierte, wären die In-
flationsraten noch höher. 

(Lachen bei der CDU/CSU. -- Beifall bei 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, niemand von der CDU/ 
CSU hat jemals gesagt, die Bundesregierung sei an 
den hohen Inflationsraten allein schuld. 

(Zurufe von der SPD: Aber selbstverständ

-

lich!) 

Aber sie trägt ein hohes Maß an Mitschuld und 
Mitverantwortung. Ich werde Ihnen dafür sieben 
Gründe nennen; Sie können sich mit jedem einzel-
nen dieser Gründe hinterher auseinandersetzen. 

Erstens. Die Regierung hat zu spät gehandelt. Nun 
sagt Graf Lambsdorff er hat das Thema aufge-
nommen —: sie konnte ja nicht eher handeln, weil 
das Floaten bis dahin noch nicht eingeführt war. 
Graf Lambsdorff, das ist eine nachträgliche Ent-
schuldigung, die Sie für das damalige Verhalten der 
Regierung geben. Die Wahrheit ist, daß die Regie-
rung nicht handeln w o 11 t e. Es gibt keinen schlüs-
sigeren Beweis für diese Behauptung als die Er-
klärung des Finanzministers, 5 % Inflation seien ihm 
lieber als 5 % Arbeitslosigkeit. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Graf Lambsdorff? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin, ich habe nur eine halbe Stunde Redezeit an-
gemeldet. Grab Lambsdorff, ich bitte um Verständ-
nis. Ich habe noch einiges Wichtige zu sagen, und 
ich möchte das gern zur Kenntnis des Hohen Hauses 
bringen. 

Zweiter Vorwurf: Die Regierung hat durch groß-
artige Ankündigung von geplanten Reformen, deren 

Finanzierung in gar keiner Weise gesichert war, den 
Erwartungshorizont der Bevölkerung erweitert und 
dadurch eine Inflationsmentalität entstehen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Stoltenberg hat dies im einzelnen ausgeführt. 

Drittens. Die Bundesregierung betrieb eine, wie ich 
meine, unverantwortliche Haushaltspolitik in dieser 
Zeit, indem sie insbesondere eine ständige weitere 
Aufblähung des Personaletats des Bundeshaushalts 
zuließ. Dazu drei Zahlen, meine Damen und Herren: 
Die Zahl der Staatssekretäre   einschließlich Parla-
mentarische Staatssekretäre — der Bundesregierung 
stieg von 1968 bis 1973 um 40 °/o, nämlich von 29 auf 
42, die Zahl der Bediensteten des Bundeskanzleramts 
um 80 %, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

nämlich von 230 auf 430, 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Und die der Baye

-

rischen Staatsregierung?) 

und die Zahl der B-Stellen — das sind die Stellen 
der leitenden Beamten — 

(Zuruf von der SPD: Und bei der CDU/CSU-  
Fraktion?) 

stieg um 84 %, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

von 1310 auf 2400. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Vierter Vorwurf: Durch die Erhöhung der Mineral-
ölsteuer im Sommer 1973 setzte die Bundesregierung 
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selber die Lawine in Gang, die dann im Herbst die 
Preise in diesem Bereich emporschnellen ließ. Ich 
verweise auch hier auf die Rede des Ministerpräsi-
denten Stoltenberg; ich kann das, was er gesagt hat, 
nicht alles wiederholen. Die ursächliche Beziehung 
ist von Herrn Stoltenberg nachgewiesen worden. 
Und sie haben ja selbst allerorts gesagt, daß man den 
arabischen Ölproduzenten ihr Verhalten nicht ver-
denken kann, wenn sie an die Tankstellen in der 
Bundesrepublik gingen und feststellten, daß in dem 
Endprodukt 50 und mehr Pfennig Steuerbelastung 
steckten, und das dann verglichen mit ihrem gerin-
gen Anteil. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Fünfter Vorwurf: Durch die unsinnige Ankündi-
gung von Erhöhungen der Postgebühren zwischen 
25 % und 200% gerade in dem Augenblick, als das 
Gebot der Preisstabilität von der Bundesregierung 
lautstark verkündet wurde, setzte sich die Bundes-
regierung zu sich selbst in Widerspruch. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sechster Vorwurf. Indem sie ihre Pflicht zur Set-
zung von klaren Orientierungsdaten nicht erfüllte, 
ließ die Bundesregierung die Tarifverhandlungen 
ohne die Orientierung, die das Stabilitätsgesetz ver-
langt. 

Siebtens. Dadurch, daß sie das von der Opposition 
vorgelegte Inflationsentlastungsgesetz ablehnte, 
verhielt sich die Bundesregierung arbeitnehmer-
feindlich. 

(Oho-Rufe von der SPD.) 

Lassen Sie mich das wiederholen: durch diese Ab-
lehnung verhielt sich die Bundesregierung arbeit-
nehmerfeindlich. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie in Ihrer heutigen 
Pressekonferenz gesagt haben — ich zitiere Sie —: 
„Maßgebende Kreise der Union bewegen sich auf 
einer arbeiterfeindlichen Linie", 

(Pfui-Rufe von 'der CDU/CSU) 

dann ist das eine falsche Behauptung, für die Sie 
nicht den Schatten eines Beweises antreten können; 
umgekehrt wird ein Schuh daraus. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber ebenso verhielt sich die Regierung durch 
die Ablehnung des Inflationsentlastungsgesetzes 
auch stabilitätswidrig. Denn der Sinn unseres Vor-
schlages war, die Lohnabschlüsse dadurch günstig in 
einem stabilitätskonformen Sinne zu beeinflussen, 
daß bei den kleineren und mittleren Einkommen 
eine Senkung der Steuern vorgenommen wurde. 
Die Regierung hat mit den verschiedensten, aber 
letztlich nicht schlüssigen Argumenten diesen unse-
ren Vorschlag abgelehnt. Erst hieß es, er fördere 
die Inflation. Als man unseren Vorschlag dann ver-
standen hatte, hat man dieses Argument fallenlas-
sen. Dann sagte der Finanzminister: Ich brauche 
aber das Geld in meinem Haushalt. Da haben wir 
ihm entgegengehalten: Hören Sie zu, Herr Finanz-

minister, wenn das die Argumentation sein soll, 
müßten Sie ja wünschen, daß 'die Lohnabschlüsse 
möglichst bei 18 oder 20% liegen; dann hätten Sie 
noch mehr Geld in Ihrem Haushalt. Das kann doch 
nicht das wirkliche Argument sein. — 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann kam schließlich das wirkliche Argument 
zum Vorschein. Es sind jetzt meine Worte und nicht 
die Worte des Finanzministers. Aber ich versuche, 
das zu erfassen, was er mehr oder minder verklau-
suliert sagt. Er scheint sagen zu wollen: Wenn ich 
bei den niedrigeren Einkommen jetzt steuerliche 
Erleichterungen vorziehe, idann könnte es vielleicht 
schwerer werden,  die  Steuererhöhungen, die ich bei 
den höheren Einkommen durchsetzen will, zu er-
reichen; ich will ja eine strukturelle Reform. 

Meine Damen und Herren, dies ist ganz typisch 
für die Reformbemühungen dieser Bundesregierung. 
In ihrem Reformeifer — manchmal bin ich versucht 
zu sagen „Reformfanatismus" — vernachlässigt sie 
elementare vitale Interessen des Landes und der 
Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So ist es hier beim Inflationsentlastungsgesetz, das 
wir vorgeschlagen haben, so ist es bei 'den Plänen 
zur beruflichen Bildung. Die Folge, die tief bekla-
genswerte Folge ist doch — wir sehen es doch 
alle —, daß plötzlich die Zahl der Lehrstellen schlag-
artig zurückgegangen ist. Das hängt doch unmittel-
bar mit den Plänen zusammen, die die Bundesregie-
rung auf diesem Gebiet verfolgt. 

Ich möchte noch einmal sagen, damit hier kein 
Mißverständnis entsteht: wir bedauern das tief. Ich 
habe vor wenigen Tagen an die Wirtschaft appel-
liert — und ich tue es von dieser Stelle wieder —, 
die Lehrstellen den Lehrlingen, die sich um eine 
Lehrstelle bewerben, weiterhin zur Verfügung zu 
stellen. Aber die Regierung muß sich vorhalten las-
sen, daß sie durch ihren übertriebenen Reformeifer 
die vitalen Interessen derer schädigt, um deren 
Interessen sie sich angeblich bemühen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aus allen diesen Gründen kommen die Wähler 
zur CDU, weil sie ihr nämlich eine wirksamere 
Stabilitätspolitik zutrauen. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

— Ja, Sie lachen, Herr Ehrenberg, Sie lachen über 
den deutschen Wähler. Das ist eine schlechte Art zu 
lachen, möchte ich Ihnen sagen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte einmal ganz klar sagen: wir, die CDU/ 
CSU, setzen in unseren Stabilitätsbemühungen da 
an, wo Regierung und Parlament ansetzen können 
und ansetzen müssen: bei den Steuern und bei den 
öffentlichen Ausgaben. Eine langfristige Strategie 
zur Brechung 'der  Inflationsmentalität und zur Wie-
dergewinnung der Stabilität hat nur Erfolg, wenn 
auch die Steuerpolitik und die Ausgabenpolitik des 
Staates in den Dienst der Inflationsbekämpfung ge-
stellt werden. 
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Wi: müssen dafür Sorge tragen — das sage ich 
mit allem Nachdruck —, daß der Staat ein existen-
zielles Interesse an der Überwindung der Inflation 
und nicht letztlich ein Interesse an der Inflation hat, 
um auf diese Weise immer höhere Steuern einneh-
men zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin, ich möchte keine weiteren Zwischenfragen 
beantworten. 

(Abg. Rawe: Herr Ehrenberg kann doch nur 
seine Dummheit erneut unter Beweis stel

-

len! — Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe eine ganze Reihe von Fragen zugelas-
sen. Aber Sie werden mir zugeben, daß es auch 
einmal ganz angebracht ist, Gedankengänge im Zu-
sammenhang vortragen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Wähler kommen zur CDU, weil sie sich von 
der CDU eine bessere Reformpolitik versprechen, 
nämlich eine Reformpolitik ohne Fanatismus, mit 
Augenmaß und unter Einschaltung von Vernunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der letzten Woche — das sollte ja die letzte 
Sitzungswoche vor der Osterpause sein — sind in 
diesem Hohen Hause drei, wie ich fand, erschüt-
ternde Dokumente oder Texte — wie Sie sie nennen 
wollen — verlesen worden; das Urteil des Kollegen 
Conrad Ahlers über die SPD, das da lautet, daß der 
soziale Neid zu einer zentralen Motivation sozialde-
mokratischer Politik geworden sei 

(Hört! Hört! von der CDU/CSU — Gegen

-

rufe von der SPD) 

und daß die Bestrafung — ich zitiere Herrn Kolle-
gen Ahlers — beruflicher Leistung im Mittelpunkt 
sozialdemokratischer Ideologie stehe. 

(Hört-Hört-Rufe von der CDU/CSU.) 

Zweites Urteil, von Golo Mann über Herrn Bahr 
und seine ostpolitischen Vorstellungen: Golo Mann 
bezeichnet diese Vorstellungen als Knabenwerk und 
unsagbar unwissendes Projekt eines Ost-Locarno. 

(Abg. Dr. Dregger: So ist es!) 

Das dritte war die Rede — oder das Plädoyer, wie 
Sie es nennen wollen —, die unser Kollege Schäuble 
zu den Ergebnissen des Untersuchungsausschusses 
gehalten hat und in der schwere und begründete 
Zweifel 

(Zuruf von der SPD: Unbegründet!) 

an der Glaubwürdigkeit des Kollegen Wienand und 
des Bundesministers Ehmke ausgedrückt wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Damit komme ich zum Thema Glaubwürdigkeit. 
Soeben ist ein Buch von Joachim Steffen erschienen: 
„Strukturelle Revolution — Von der Wertlosigkeit  

der Sachen". Darin finde ich eine Anweisung für 
politisches Handeln 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ein prominentes SPD-Mitglied aus Schleswig

-

Holstein —, 
(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

die folgendermaßen lautet — ich lese mit Erlaubnis 
der Frau Präsidentin zehn Zeilen aus diesem Buche 
vor —: 

(Zuruf von der SPD: Das ganze Buch vor

-

lesen!) 

— Zehn Zeilen, ich denke, das wird Ihnen genügen. 
Hören Sie mal zu! — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Gravierend wird das Problem bei Führerfiguren, 
die national und international Gewicht haben, 
Parteiführer, die zum „Staatsmann" avanciert 
sind. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Er hat ein Ziel, das sich gegen vitale Interessen 
von C richtet. Er hat die Absicht (das Ziel), aus 
sehr handfesten Gründen mit A und B, von 
denen er ebenso abhängig ist wie von C, eben 
diesen Abhängigkeiten C gegenüber mit Hilfe 
von A und B zu entrinnen. Deshalb verändert 
er die Qualität seiner Beziehungen zu A und B. 
Das hat gravierende Folgen für Gesellschaft 
und Wissenschaft. Es muß deshalb eine lang-
fristige Politik sein. Der Mann wäre schwach-
sinnig, wenn er sagte, was er wollte, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

solange C noch die Chance hat, ihn politisch 
oder ökonomisch an seinem Vorhaben zu hin-
dern. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Nehmen wir an, klassenpolitisch wäre dieses 
Vorhaben wichtig: Er darf dann seine Karten 
nicht offenlegen. 

(Abg. Dr. Dregger: Hört! Hört!) 

Gleichwohl muß er wahrheitsgemäß argumen-
tieren. Das ist die Geburtsstunde der verschlei-
ernden Leerformeln, die erst durch Praxis hinter 
dem Rücken der Massen Inhalte erhält. 

(Hört-Hört-Rufe von der CDU/CSU.) 

So weit das Zitat von Joachim Steffen. 

Dazu schreibt der „Vorwärts" in einer Bespre-
chung des Buches, man müsse sich fragen, wie es 
möglich sei, daß ein Mann — nämlich Jochen Stef-
fen —, der ein so glänzendes Buch geschrieben habe, 
bisher nur für eine kritische Minderheit und nicht 
für die Mehrheit der SPD spreche. 

(Hört-Hört-Rufe von der CDU/CSU.) 

— Und dann erinnern wir uns an die Worte des 
Herrn Sonderminister Bahr — den Text habe ich 
jetzt leider nicht vor mir —, die dem Sinne nach 
lauteten, man könne die Wahrheit erst sagen, 
wenn man die Wahlen gewonnen habe. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 
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Dr. Carstens (Fehmarn) 

Nun wird niemand von uns — um mich wieder 
auf das Zitat von Joachim Steffen zu stützen — die 
Mitglieder dieser Regierung oder die führenden 
Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei für 
schwachsinnig halten wollen. Infolgedessen muß 
sich doch jeder, der diese Texte liest, fragen: Welche 
geheimen Absichten verfolgen die führenden Per-
sönlichkeiten in Regierung und SPD, 

(anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

die sie den Massen, wie Joachim Steffen sagt — 
ich würde in meiner Terminologie sagen, die sie 
den Bürgern, den mündigen Bürgern dieses Lan-
des —, vorenthalten? Dann können Sie sich nicht 
wundern, meine Damen und Herren, wenn Ihnen 
diese mündigen Bürger auf diese Art von Äußerung 
die Quittung geben. 

Nun möchte ich ein abschließendes Wort sagen. 
Der Herr Bundeskanzler hat in der Pressekonferenz, 
die ich soeben schon kurz erwähnt habe, es auch 
noch für nötig gehalten zu erklären, daß die Union 
in Gefahr sei, in ein nationalistisches Fahrwasser 
abzudriften. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Demonstra
-tiver starker Beifall bei der SPD.) 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD-Fraktion, bisher haben Sie immer noch zu früh 
geklatscht, wenn Sie mir Beifall gespendet haben. 
So weit, wie Sie denken können, kann ich auch den-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Behauptung des Herrn Bundeskanzlers ist voll-
ständig aus der Luft gegriffen. Er trifft dafür auch 
nicht den Schatten eines Beweises an. Aber, Herr 
Bundeskanzler, ich möchte Ihnen doch meinerseits 
etwas vorhalten dürfen, was Sie vielleicht bein-
drucken könnte: An demselben Tage, an dem Sie 
ein Bekenntnis zur NATO vor dem deutschen Fern-
sehpublikum abgegeben haben, hat die Vorsitzende 
der Jungsozialisten 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

— wenn Ihnen alle Jungsozialisten und deren Vor-
sitzende mittlerweile lächerlich vorkommen, meine 
Damen und Herren, dann sind wir in einer neuen Si-
tuation; aber das möchte ich nicht unterstellen —, 

(starker Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Wieczorek-Zeu gesagt — ich zitiere —: 

Wir sind der Meinung, daß das NATO-Bünd-
nis erstens einer Absicherung von Kapitalinter-
essen, speziell der USA, dient, zweitens eine 
ständige Bedrohung für sozialistische Entwick-
lnugen in Westeuropa darstellt 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und außerdem zur Absicherung von faschisti-
schen Regimes 

— Regimes, sagt sie — 

etwa in Spanien und Griechenland dient. Außer

-

dem meinen die Jungsozialisten, daß die Ver

-

schwendung von Rüstungsausgaben endlich 

aufhören muß und daß die Finanzmittel, die in 
diesem Bereich ausgegeben werden, für Refor-
men im Interesse der Bevölkerung ausgegeben 
werden sollten. 

Herr Bundeskanzler, wenn hier die Rede von 
„abdriften" ist, dann möchte ich Sie auffordern, dar-
auf zu achten, daß Sie und Ihre Partei nicht in ein 
Lager abdriften, in dessen Nähe sie mittlerweile 
gerückt sind und für das die Vorsitzende der Jung-
sozialisten hier in klarer Weise gesprochen hat. 
Fegen Sie vor Ihrer eigenen Tür, Herr Bundes-
kanzler! 

(Anhaltender starker Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Brandt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Nach der Rede des Herrn Kol-
legen Carstens möchte ich sagen: Diese Debatte 
sollte so nahe wie möglich an die Wirklichkeit und 
Sachlichkeit zurückgeholt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mit Zerrbildern der Wirklichkeit ist unserer Wirt-
schaft und den Menschen in unserem Lande ganz 
gewiß nicht geholfen. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich habe nicht die Absicht, mich in meinem Beitrag 
auf das miesdemagogische Niveau des Herrn Kolle-
gen Carstens zu begeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Pfui-Rufe von der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Die Deutschen können stolz 
sein auf ihren Bundeskanzler! — Anhal

-

tende Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. 
Rawe: Ausgerechnet der „Holzer" muß so

-

was sagen!) 

— Meine Damen und Herren, ich rede zum Jahres-
wirtschaftsbericht und zur ökonomischen Lage in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU. — 
Große Unruhe. — Zurufe von der CDU/ 

CSU: Holzer! — Bielefeld!) 

Im Herbst habe ich für dieses Haus und für die 
Menschen draußen gesagt, trotz aller Schwierigkei-
ten 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Wird geholzt!) 

und trotz all der Schreckgespenster, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jusos!) 

die durch das Land gejagt werden, würden wir gut 
über den Winter kommen. Und auch wenn es Ihnen 
nicht paßt: Wir sind besser als andere Länder in 
Europa über den Winter gekommen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 
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Bundeskanzler Brandt 
Wir brauchen trotz Ihrer Zerrbilder keinen euro-
päischen und keinen internationalen Vergleich zu 
scheuen, Herr Carstens. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Eine mühsame Arbeit, für die ich den zuständigen 
Kabinettskollegen, der Deutschen Bundesbank und 
allen anderen Beteiligten dankbar bin, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Abg. 
Seiters: Herr Dohnanyi!) 

hat gewiß nicht überall und durchweg die Ergeb-
nisse bringen können, 

(Abg. Franke [Osnabrück]:: 10 % Inflation!) 

die wir uns gewünscht hätten. Aber, Herr Kollege 
Carstens, wer ehrlich ist, der muß zugeben, daß —  

(Beifall bei den Regierungsparteien. 	 An

-

haltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich wiederhole — auch wenn das Wort „Ehrlich-
keit" 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die volle Wahr

-

heit!) 
schon gleich Widerspruch bei der Union hervor-
ruft —, 

(Bravo-Rufe und anhaltender Beifall bei 
den Regierungsparteien 	fortgesetzte Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Carstens: Wer ehrlich ist, der muß 
zugeben, daß wir nicht schlechter, sondern besser 
dran sind als die Menschen in allen vergleichbaren 
westlichen Staaten — von den anderen ganz abge-
sehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wie alle Industriestaaten -- und nicht nur diese --
leiden wir unter der Geldentwertung, den hohen 
Raten der Preissteigerung. Aber die Bundesrepublik 
Deutschland 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Bei 4 % wird 
es ernst!) 

befindet sich, Herr Kollege Carstens, trotz aller 
Schwierigkeiten am Ende des internationalen Geleit

-

zuges. Und Sie müßten uns helfen, daß es so bleibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ich will gleich hinzufügen: Dirigistische Eingriffe 
in den marktwirtschaftlichen Prozeß oder gar Ver-
staatlichungen werden von uns nicht einmal erwo-
gen, geschweige denn vorbereitet. Und wer das Ge-
genteil behauptet, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

der trägt zu einer Versachlichung der wirtschafts-
politischen Debatte ganz gewiß nicht bei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was die Beschäftigungslage, die Vollbeschäfti-
gung, angeht, so zählen wir auch hier zu den Staa-
ten der westlichen Welt, die sich von anderen vor-
teilhaft abheben. Und auch dabei soll es bleiben, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen sinkt die Zahl der zeitweilig Beschäf

-

tigungslosen. Auch das soll so weitergehen, näm-
lich das Zurückgehen der Zahl der zeitweilig Be-
schäftigungslosen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. 	 Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ich halte es nicht für richtig, wenn man in gewissen 
Kreisen daran festhält   wie es auch kürzlich wie-
der geschehen ist --, das Recht für jeden auf einen 
Arbeitsplatz als Überbeschäftigungsgarantie ver-
ächtlich zu machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Sehr wahr!) 

Das sollte man nicht tun. 

In der Bundesregierung kennt man so gut wie an-
derswo den Zusammenhang zwischen Kosten, Prei-
sen und Beschäftigung. Nur, die vielschichtigen Ur-
sachen für Preissteigerungen dürfen nicht verdreht 
und auch nicht vernebelt werden, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — De

-

monstrativer Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Leicht: Jawohl! Sehr gut! Weitere 

Zurufe bei der CDU .'CSU.) 

Vernebelung ist es aber, wenn zwar die Einflüsse 
der Einfuhrpreise auf unser Preisniveau anerkannt 
werden, einige Kritiker dann jedoch geschwind den 
Staat — so global gesagt, ohne zu differenzieren —
mit seiner angeblich uferlosen Ausgabensteigerung 
zum Sündenbock stempeln möchten. Das kommt 
nicht selten von solchen, die bei anderer Gelegen-
heit nach wesentlich gesteigerten staatlichen Sub-
ventionen oder anders benannten Entlastungen oder 
Vorteilen rufen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Übrigens will ich einmal, Herr Kollege Carstens, 
an einem Beispiel zeigen, wie leichtfertig Sie 
mit Vergleichen hier hantieren. Sie haben, als Sie 
auf die Stellenentwicklung in einem bestimmten 
Sektor der Bundesregierung hinwiesen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bundeskanzleramt!) 

— das Bundeskanzleramt; natürlich greife ich dies 
auf --, 1968 mit heute verglichen. Als Sie Staats-
sekretär im Bundeskanzleramt waren, gab es neben 
diesem ein besonderes Ministerium für Angelegen-
heiten des Bundesrats. Es ist heute — um einen 
Faktor zu nennen — Teil des Bundeskanzleramts. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Damals, als Sie Chef des Bundeskanzleramts waren, 
wurden jene Pläne für eine im Bundeskanzleramt 
anzusiedelnde, mit ihm verbundene Planungsabtei-
lung vorentwickelt. Jetzt tun Sie plötzlich so, als ob 
Sie davon nichts wüßten. Sie verdrehen hier wie 
anderswo die Tatsachen, und das ist nicht in Ord-
nung, Herr Carstens. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Rawe: Wir würden Sie ja 
nicht kritisieren, wenn Sie ein bißchen was 
dafür leisteten. — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 
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Bundeskanzler Brandt 
Ich habe von der Regierung gesprochen. Ich 

möchte hinzufügen: Auch die Gewerkschaften darf 
man nicht zum Sündenbock machen, 

(Abg. Pieroth: Das haben Sie ja gemacht!) 

wenn man nicht gleichzeitig das Verhalten anderer 
ebenso kritisch unter die Lupe nimmt. 

(Abg. Seiters: Kluncker!) 

— Es bedarf nicht Ihrer Hilfe. Ich sage das als einer, 
von dem bekannt ist, daß er mit seiner Meinung 
auch gegenüber gewerkschaftlichen Vorstellungen 
nicht hinter dem Berg hält. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich werde aus meiner Verantwortung weiter sagen, 
was ich für richtig halte. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wie alle wissen oder wissen sollten, ist die inter-
nationale Verflechtung ein Hauptkennzeichen unse-
rer Wirtschaft. Viele scheinen dies doch immer wie-
der zu übersehen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz neue Weis

-heit!) 

Um so nachdrücklicher muß man immer wieder 
sagen und ich sage es also noch einmal —, 
daß wir im Weltvergleich nicht schlecht abschnei-
den. 

(Abg. Pieroth: Das sagen Sie schon vier 
Jahre!) 

Dies gilt nicht zuletzt für die Devisenreserven, 
für den Rang und die Härte der Deutschen Mark. 

Aber die Zahl der von außen ungünstig auf uns 
einwirkenden Faktoren, auf die wir keinen oder 
kaum einen Einfluß haben, nimmt immer noch 
zu. Dennoch sage ich: Ewiges Herummäkeln ist nicht 
in Ordnung und hilft niemandem in diesem Land. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gewiß, wir stehen wie auch die anderen Länder in 
einer schwierigen Wegstrecke. Aber verglichen mit 
vielen anderen Ländern ist unsere Bundesrepublik 
Deutschland wirtschaftlich und sozialpolitisch doch 
stabil. Daran werden Sie letzten Endes auch nichts 
zu ändern vermögen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, angesichts solcher 
Tatsachen kann man nur bedauern, daß manche 
Vertreter der Opposition immer wieder das betrei-
ben, was, auch wenn sie das nicht gern hören, wie 
ein Operieren, wie ein Geschäft mit der Angst er-
scheinen muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Sehr wahr! — Lebhafte Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

In aller Deutlichkeit muß hier gesagt werden: Un-
sachlichkeit, Übertreibung und Demagogie 

(Abg. Pieroth: Denken Sie mal an die 
Sparer!) 

sind keine Hilfe für die deutsche Wirtschaft, son-
dern ein Schaden für unser Land. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Pieroth: Denken Sie mal an die Spa

-

rer! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es wird Herrn Kollegen Carstens über den Tag 
hinaus jedenfalls nicht gelingen, mit demagogischen 
Behauptungen den Eindruck zu erwecken, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Sie holzen 
doch!) 

als befinde sich diese Regierung oder auch die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands, deren 
Vorsitzender ich bin, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Beifall bei 
der SPD) 

im Widerspruch zu den Mittelschichten und den 
Geschäftsleuten 

(Abg. Dr. Dregger: Natürlich! So ist es!) 

sowie dem Handwerk, über das er hier gesprochen 
hat. Auch hier muß ich wiederum sagen: Wer ein 
bißchen besser über berufliche Bildung Bescheid 
weiß, würde nicht so reden, wie Herr Carstens hier 
geredet hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Wer sich mit dem Landtagsabgeordneten Steffen 
über ein von ihm geschriebenes Buch parlamen-
tarisch auseinandersetzen will, sollte das durch 
seine Freunde im Kieler Landtag machen lassen 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU — 
Abg. Pieroth: Ihr Landesvorsitzender! — 
Abg. Seiters: So einfach geht das nicht!) 

und nicht hier, wo sich der Verfasser nicht ver-
antworten kann. 

Im übrigen hat Herr Kollege Carstens aus einer 
Erklärung, die ich heute bekanntgegeben habe, 
zitiert. Ich will den Satz voll zitieren, weil er mir 
wichtig ist und ich deshalb möchte, daß ihn viele 
hören, Herr Kollege Carstens. Sie hatten zutreffend 
zitiert, aber ich habe gesagt — dazu stehe ich; 
das sollen alle, wie gesagt, bitte noch einmal zur 
Kenntnis nehmen —: 

Maßgebende Kreise der Union 

(Abg. Windelen: Wer denn?!) 

bewegen sich auf einer arbeitnehmerfeind-
lichen Linie. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Und dann habe ich hinzugefügt —  

(Abg. Dr. von Bismarck meldet sich zu 
einer Zwischenfrage. — Beifall bei der 
SPD und Rufe von der SPD zur CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundeskanzler, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn — — 
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Brandt, Bundeskanzler: Nein, ich möchte es jetzt 
so halten, wie der Kollege Carstens auch. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Außerdem komme ich auf bestimmte Veranstaltun-
gen der vergangenen Woche gleich noch zu spre-
chen, Herr von Bismarck. Der folgende Satz, den 
Herr Kollege Carstens ebenfalls nur zum Teil zitiert 
hat, lautet: 

Gleichzeitig besteht die Gefahr 

-- und wer sollte die Gefahr nach den Reden, die 
hier zum Tschechen-Vertrag gehalten worden sind, 
nicht sehen? —  

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 
— Nein! 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Fortgesetz

-

ter Beifall bei der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage, 
Herr Kollege. 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, ich wünsche jetzt 
erst einmal das Zitat vorzutragen: 

(Abg. Rawe: Es wäre besser gewesen, Sie 
wären beim Tschechen-Vertrag hier gewe

-

sen! — Abg. Reddemann: Sie waren auf 
dem Fußballplatz, als wir den Tschechen

-

Vertrag beraten haben! — Abg. Wehner: 
Reddemann, setzen!) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Reddemann, Sie haben nicht das Wort zur Zwi-
schenfrage. 

(Abg. Rawe: Sie hätten mal vom Fußball

-

platz wegbleiben sollen, wenn Sie hier so 
einen großen Mund haben! — Zuruf des 
Abg. Reddemann. — Abg. Wehner: Sie 
Pimpf! — Zuruf des Abg. Dr. Dregger. — 
Abg. Wehner: Ich habe an Ihnen vorbei

-

gesprochen!) 

Brandt, Bundeskanzler: Der folgende Satz lau-
tet: 

Gleichzeitig besteht die Gefahr, daß die Oppo-
sition 

— und das bezog sich auf Argumente zum NV-  
Vertrag, zum Vertrag mit der CSSR und andere — 

in  ein nationalistisches Fahrwasser abdriftet 
und dadurch 

— hören Sie zu — 

(Zuruf des Abg. Dr. Dregger. — Gegen-
ruf des Abg. Wehner: Sagen Sie das mal 
laut! Ich werde von Ihnen noch einen drauf

-

gezogen bekommen! — Gegenrufe von der 
CDU/CSU. — Abg. Wehner: Herr Kiesin-
ger, erinnern Sie sich, das sind Zeiten, die 

kommen doch nicht wieder! — Weitere leb

-

hafte Rufe und Gegenrufe zwischen Abge

-

ordneten der CDU/CSU und der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte, den Bundeskanzler weitersprechen 
zu lassen. 

(Abg. Rawe: Das müssen Sie mal dem Frak

-

tionsvorsitzenden der SPD sagen! — Anhal

-

tende Zurufe von der CDU/CSU und 
Gegenrufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich habe hier keine 
Zwischenrufe gehört. Wir werden nachher aus dem 
Protokoll erfahren, ob da etwas zu rügen ist.  — 
Herr  Bundeskanzler, bitte, fahren Sie fort. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das waren aus

-

gesprochene Beleidigungen!) 

Brandt, Bundeskanzler: Der Satz, den ich vor-
zulesen versuchte, weil er, wie der vorige unvoll-
kommen vorgetragen worden war, lautet: 

Gleichzeitig besteht die Gefahr, daß die Oppo-
sition in ein nationalistisches Fahrwasser ab-
driftet und dadurch die gemeinsame Vertretung 
wirklich nationaler Belange erschwert. 

Das habe ich tatsächlich gesagt. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Und dann habe ich hinzugefügt, Herr Kollege Car-
stens: 

Um so wichtiger muß es für uns sein, 

— das an die Adresse meiner politischen Freunde —

an einem ausgewogenen Reformkurs festzuhal-
ten 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Ja, ja!) 

und einem Rückfall in mißverstandenen Kon-
servativismus nicht nachzugeben. Der Erfolg 
der Union ginge auf Kosten des sozialen Fort-
schritts und der mitbürgerlichen Mündigkeit. 

Dies meine ich nun wirklich. 

(Beifall beiden Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Stark [Nürtingen] : Sie beleidigen die 
Wähler, Herr Bundeskanzler! — Abg. 

Reddemann: Das tut er schon lange!) 

In aller Offenheit muß ich, was die wirtschafts-
politischen Zusammenhänge angeht, auch folgendes 
sagen. Niemand dürfte eigentlich, meine Damen und 
Herren von der Union, ein Interesse daran haben, 
unseren Partnern in der Welt ein Bild zu vermitteln, 
das negativ grob verzeichnet ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundeskanzler, 
lassen Sie auch eine Zwischenfrage zu? 

(Abg. Rawe: Dazu ist er zu bange!) 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, Frau Präsidentin, 
ich möchte im Zusammenhang sprechen. — Diese 
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Bundeskanzler Brandt 

Partner in der Welt setzen Vertrauen 	berechtig- 
tes Vertrauen — in die ökonomische Leistungsfähig-
keit und die politische Verantwortungsbereitschaft 
der Bundesrepublik Deutschland. Wer dieses Ver-
trauen der Partner in der Welt zu dieser Bundes-
republik untergräbt, schädigt einmal die breiten 
Schichten der Arbeitnehmer und ihrer Familien, die 
im übrigen Anspruch darauf haben, Herr Carstens, 
daß sie mit schwierigen ökonomischen Sachverhalten 
sachlich und nicht grob polemisch vertraut gemacht 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer das Vertrauen der Partner in der Welt unter-
gräbt, 

(Abg. Pieroth: Das glaubt Ihnen doch keiner!) 

schädigt auch die Unternehmer, deren Basis für Kal-
kulation und Investitionsentscheidungen hier mit be-
rührt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Pieroth: Das „frei herumlaufende Raub

-

tier" !) 

Wer Verantwortung trägt — ob in der Koalition 
oder in der Opposition , der darf nicht, der dürfte 
nicht daran mitwirken, wenn das für die weitere 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung so notwen-
dige Selbstvertrauen derer, die am Wirtschaftsleben 
beteiligt sind, permanent angegriffen wird, wie das 
hier geschieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier ist am Freitag laut gelacht worden, als der 
Kollege Dr. Ehrenberg positive Stellungnahmen aus 
dem Ausland im Rahmen seiner Betrachtungen zur 
wirtschaftlichen und sozialen Lage bei uns ins Feld 
führte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Inland gibt es 
ja keine!) 

Hoffentlich haben die Urheber dessen, was wie 
Hohngelächter klingen sollte, an die Wirkungen ge-
dacht. Ich meine, es spräche viel dafür, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es darf gelacht 
werden!) 

gewichtige ausländische Äußerungen auch dann zur 
Kenntnis zu nehmen, wenn sie einem nicht in den 
Kram passen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf selbst aus einem Kommentar einer großen 
südwestdeutschen Zeitung vom 29. März zitieren. 
Dort heißt es im Zusammenhang mit dieser unter-
brochenen, heute fortgesetzten Debatte — ich darf 
zitieren : 

Die Bundesrepublik ist unbestreitbar das Indu-
strieland mit der geringsten Geldentwertung in 
der Welt; doch vor allem 

— dies auf die Debatte und ihre Argumente bezo-
gen — 

der  Untergang der Bundesrepublik in Inflation 
und Chaos wird an die Wand gemalt. 

Weiter heißt es: 

Die Bundesrepublik hat einen verschwindend 
geringen Anteil an Streiktagen gegenüber ande

-

ren westlichen Industriestaaten; doch vor allem 

— wieder auf die Debatte bezogen — 

ihr Untergang in gewerkschaftlicher Machtwill-
kür und Klassenkampf wird an die Wand ge-
malt. 

Die Opposition kann, so scheint mir, entweder ---
wenn auch in verständlicher kritischer Distanz — das 
Konzept der Bundesregierung im großen und ganzen 
mittragen; dann sollte sie sich nicht scheuen, dies 
auch zu sagen. Das ist die eine Möglichkeit. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mül

-

ler-Hermann: Es gibt kein Konzept!) 

Oder sie kann unser Konzept ablehnen; dann müßte 
sie aber, Herr Carstens, statt solche Reden zu halten, 
wie Sie eine und Herr Strauß am Freitag eine — mit 
etwas mehr Inhalt — gehalten haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So wie Schmidt?) 

eine eigene geschlossene Gegenvorstellung auf den 
Tisch legen. Daran fehlt es auch heute wieder! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Oder sie kann weiterhin den Versuch machen, einer 
eindeutigen Stellungnahme auszuweichen. Das kann 
sie aber, meine Damen und Herren, auf die Dauer 
selbst nicht wirklich befriedigen. 

(Abg. Seiters: Aber Sie sind doch der Aus

-

klammerer!) 

Regieren ist — wir wissen das aus Erfahrung --
schwieriger als Opponieren. Aber so leicht, wie 
man es sich unter Federführung von Herrn Strauß, 
der -- wenn ich es scherzhaft sagen darf — im 
Augenblick wohl die ökonomische Lage in der Repu-
blik Italien zur Kenntnis nimmt, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und von Herrn Carstens macht, darf man es sich 
wirklich nicht machen. 

Noch eine Bemerkung aus aktuellem Anlaß. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich hoffe, daß das nicht um sich greift, was insoweit 
in den hinter uns liegenden Tagen bei gewissen 
Kundgebungen zu verzeichnen war. Damit meine ich 
politisch törichte Versammlungsstörer ebenso wie 
unnötig herausfordernde Advokaten von durchsich-
tigen Sonderrechten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was hei solchen Veranstaltungen — teilweise mit 
dem Sprachschatz der Theologie angereichert — 
dargeboten wurde, hat mit rationaler Argumentation 
so gut wie nichts zu tun und erschwert einfach nur 
Gespräche, die notwendig sind oder bald notwendig 
werden. 

Wenn ich an gewisse Reden dieser Kundgebun-
gen denke, dann frage ich mich, was hierzu eigent-
lich die vielen Unternehmer sagen, die wissen, daß 
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das Investitionsklima entscheidend vom sozialen 
Frieden in einem Land abhängig ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Pieroth: Gelber Punkt! — Abg. Dr. 
Carstens [Fehmarn]: Aktion gelber Punkt! 

— Zuruf des Abg. Rawe.) 

Dieser Frieden — das will ich über diesen Saal 
hinaus gesagt haben — wird nicht dadurch gestört, 
daß sozialer Fortschritt und Reformen diskutiert und 
vorangebracht werden, 

(Abg. Dr Jenninger: Sie machen Klassen

-

kampf!) 
das Gegenteil ist doch der Fall. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gestört wird der soziale Frieden durch krasse Ein-
seitigkeit, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gelber Punkt! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

etwa durch emotionale Aufforderung zum Boykott, 
wie wir es kürzlich erlebt haben, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Fort

-

gesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

und auch durch die Verketzerung von Vorschlägen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Klassenkampf!) 

die zu einer modernen, durch die Arbeitnehmer mit-
bestimmten Unternehmensverfassung einfach nein 
sagen. 

(Abg. Reddemann: Hei, wo bleibt denn Ihr 
Gesetz? — Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist 
Ihr Gesetz? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Meine Regierung weiß um ihre Verantwortung 
gegenüber allen Gruppen in diesem Land. Wir sind 
offen für jedes sachliche Gespräch, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und wir wollen weiterhin unser Bestes tun, um  die 
 Vertreter unterschiedlicher Interessen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht über

-

ziehen!) 
zu sachlichen Gesprächen an den Tisch zu bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sprüche!) 

Klassenkämpferisch zugespitzte Kampagnen, von 
welcher Seite auch immer, stören diese Bemühun-
gen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU. — Abg. 
Rawe: Was wäre es für eine Wohltat für 
das Volk, wenn wir einen anderen Kanzler 
hätten! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 
Ich wende mich gegen solche Kampagnen 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Sagen Sie es 
deutlich!) 

und muß sehr darum bitten, unnötige Zuspitzungen 
zu vermeiden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann lassen Sie 
solche Reden! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Wie steht es nun um die vier hauptsächlichen 
Aktionsfelder der Wirtschaftspolitik, um die es sich 
meiner Meinung nach im Augenblick handelt? Darf 
ich dies in der gebotenen Kürze zu sagen versuchen? 

Es gibt ein Aktionsfeld Nummer 1, auf dem es 
darum geht, daß wir das Ziel ausreichender Stabili-
tät auf keinen Fall aus dem Auge verlieren dürfen. 
Bundesminister Friderichs hat am vergangenen Frei-
tag dargelegt, was hier in den vor uns liegenden 
Monaten zu tun ist. Mittelfristig gilt, daß wir Mar-
kierungspunkte haben, die ungestraft nicht über-
schritten werden dürfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo liegen die 
denn? — Abg. Dr. Müller-Hermann: Das 
haben wir öfter gesagt!  Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Zu diesen Markierungspunkten zähle ich in erster 
Linie die internationale Einbettung unserer Volks-
wirtschaft und  die  internationale Verantwortung 
unserer Politik, das Ziel eines hohen Beschäfti-
gungsstandes und die Notwendigkeit ausreichender 
öffentlicher Leistung. 

(Abg. Stücklen: 600 000 Arbeitslose!) 

In diesem Rahmen bleibt Raum zum Handeln, und 
wir bleiben tätig, um den inflationären Druck aus 
unserer internationalen Wirtschaftstätigkeit so ge-
ring wie irgend möglich zu halten. 

Wir bleiben tätig, um die Steigerung der öffent-
lichen Haushalte — wenn es irgend geht: mit Ihrer 
Hilfe — in diesem Hohen Haus sachgerecht zu be-
grenzen. Das wird besonders für das vor uns lie-
gende Jahre 1975 gelten. Der Bundesfinanzminister 
hat mit seinem Mut zur Unpopularität meine volle 
Rückendeckung. Ich möchte hoffen, daß man uns im 
Bundesrat oder im Finanzplanungsrat auch durch die 
von der Union geführten Länder nicht im Stich läßt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir bleiben tätig, so daß die Tarifautonomie unan-
getastet bleibt, auch wenn etwa in bezug auf den 
öffentlichen Dienst gewisse Fortentwicklungen zu 
diskutieren sein werden. Aber wir wollen uns alle 
klarmachen — wir sollten es jedenfalls tun —, daß 
die Konsequenzen tarifpolitischer Entscheidungen 
für Kosten, Preise und Beschäftigung nun einmal 
nicht wegzuzaubern sind. 

Das Aktionsfeld Nummer 2 handelt davon, daß 
gerade bei einem Übereinandertreffen von ruhiger 
Konjunktur und rascherem Strukturwandel das Ziel, 
jedem einen guten Arbeitsplatz auch künftig zu 
sichern, unverändert gelten muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Außerdem muß und wird die soziale Sicherung bei 
vorübergehender Beschäftigungslosigkeit und Kurz-
arbeit unangetastet bleiben. Im übrigen weise ich 
auf die zahlreichen Maßnahmen hin, die die Bundes-
regierung seit Dezember mit der Absicht einer ge-
zielten konjunkturellen Belebung und strukturellen 
Fortentwicklung getroffen hat. Jedenfalls soll jeder 
wissen, daß wir uns von der Sicherung eines hohen 
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Beschäftigungsstandes nicht abbringen lassen wer-
den. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Stücklen: 
600 000 Arbeitslose!) 

Das Aktionsfeld Nummer 3: Wir müssen mit dafür 
sorgen — wir auf Grund des ökonomischen weltwirt-
schaftlichen Gewichts dieser Bundesrepublik —, daß 
der Welthandel möglichst störungsfrei gehalten 
wird. Ich wiederhole deshalb hier, was ich früher 
gesagt habe: 1974 darf nicht zum Jahr der Protektio-
nisten in der Welt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft müssen 
wir uns zunächst auf die Konsolidierung des Erreich-
ten konzentrieren. Hierzu haben wir uns in der ver-
gangenen Woche geäußert. Unsere Bemühungen 
sind international angereichert. Im GATT, bei den 
Währungskonferenzen, bei der Washingtoner Ener-
giekonferenz, überall werden wir beharrlich und 
geduldig an den jetzt und in der nächsten Zukunft 
möglichen Lösungen mitarbeiten. 

Ein aktuelles Wort, wenn ich darf, zu den Ver-
handlungen des Ministerrats der Europäischen Ge-
meinschaft in Luxemburg: Wir werden das, was dort 
insbesondere durch die britische Regierung in die 
Diskussion gebracht worden ist, sehr ernst nehmen 
und natürlich sorgfältig prüfen. Deshalb heute nur 
folgende Anmerkungen, von denen ich die erste mit 
besonderer Klarheit zu treffen habe: Die Verträge 
von Paris und Rom, die der Europäischen Gemein-
schaft zugrunde liegenden Verträge, stehen eben-
sowenig zur Disposition wie der Weg, den zu gehen 
wir uns in Den Haag 1969, in Paris 1972 und in 
Kopenhagen im Dezember 1973 entschlossen haben. 
Die Bundesregierung ist bereit, in diesem Rahmen 
über gewisse Anpassungen mit sich reden zu lassen. 
Wir gehen davon aus, daß die britische Regierung 
ihre Vorstellungen rasch präzisieren wird. Unan-
nehmbar wäre allerdings ein Stillstand, eine Läh-
mung der Gemeinschaft während der Zeit, in der 
verhandelt wird. 

In der Zwischenzeit sollten wir alle miteinander, 
denen an Europa liegt, auf voreilige Äußerungen mit 
negativem Akzent verzichten. Dies gilt auch für die 
Opposition, deren Sprecher sich gestern, wie ich 
meine, wenig hilfreich, nämlich durch das Hinein-
nehmen innenpolitischer Vorgänge in einem be-
freundeten Land geäußert hat. Polemische Kritik ge-
gen unseren britischen Partner hilft in der Tat nie-
mand, sondern schadet nach Lage der Dinge der 
Gemeinschaft und der europäischen Solidarität. Das 
wollte ich hier gerne gesagt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien .) 

Es bleibt ein Aktionsfeld Nummer 4, und dabei 
geht es meiner Meinung nach um folgendes: Es geht 
darum, auch in einer solchen Zeit, wo Stabilität, 
Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliche Absiche-
rung immer hin- und hergewälzt werden, über den 
Tag hinaus Aufmerksamkeit auf die gebotene Mo-
dernisierung unserer Volkswirtschaft zu lenken und  

zu fragen, wie diese vernünftig gefördert werden 
kann, d. h. auf diesen Prozeß der Anpassung 

(Abg. Dr. Jenninger: Reform der Volkswirt- 
schaft!) 

und Fortentwicklung mit den Mitteln einzuwirken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit welchen 
Mitteln?) 

die zu unserer Wirtschaftsordnung passen. 

(Weiterer Zuruf von der CDU/CSU.) 

Eine besondere Anstrengung in den unmittelbar 
vor uns liegenden Jahren ist hier ganz gewiß not-
wendig, und die Begründung für solche Anstrengun-
gen liegt einmal im technologischen und strukturel-
len Wandel und in den Veränderungen auf den 
Weltmärkten, also in weit mehr als der Öl- und 
Rohstoffpreiskrise. 

Was ist hier zu tun? Einmal wird die Forschungs-
politik gerade unter diesen Gesichtspunkten der 
ökonomischen Fortenwicklung zielstrebig fortzufüh-
ren sein, zum anderen gilt es, den Strukturwandel 
wie bisher sozial zu flankieren, drittens werden wir 
uns verstärkt um eine ausgeglichene regionale 
Strukturpolitik zu bemühen haben, und viertens 
muß die Energie- und Rohstoffversorgung als Grund-
lage der weiteren Entwicklung gesichert werden. 

(V o r s i t z : Vizepräsident von Hassel.) 

Bei der Anpassung und Modernisierung der 
Volkswirtschaft geht es nicht um etwas Furcht-
erregendes, sondern es geht in Wirklichkeit um 
eine große Chance für unsere Wirtschaft und für 
unser Volk. Diese Chance sehe ich in einer schritt-
weisen zukunftsorientierten Verbesserung unserer 
Wirtschaftsstruktur, in der Sicherung einer ausrei-
chenden Zahl auch künftig attraktiver und konkur-
renzfähiger Arbeitsplätze und in einer Produktivi-
tätssteigerung der Volkswirtschaft in ihrer Gesamt-
heit. Bei all dem wird man bereit sein müssen, vor-
handene Instrumente unserer marktwirtschaftlichen 
Ordnung anzuwenden und fortzuentwickeln. 

Ich habe soeben den Fixpunkt der am Markt 
orientierten Wirtschaftsordnung schon genannt. Ich 
nenne als zweiten Fixpunkt den festen Einbau un-
serer Volkswirtschaft in die Europäische Gemein-
schaft und die Weltwirtschaft und drittens die 
Präsenzpflicht des demokratischen Staates und die 
sich zunehmend verbreiternde Mitverantwortung im 
wirtschaftlichen Geschehen. 

Das Konzept einer zielstrebigen Modernisierung 
unserer Volkswirtschaft 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Des Kabinetts!) 

kann der Staat weder allein entwickeln noch allein 
durchsetzen. Dies ist über alle Polemik hinaus ein 
lohnendes Thema für alle, die über den Tag hinaus-
zudenken bereit sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte das Gespräch hierüber mit den Ver-
tretern aller gesellschaftlichen Gruppen empfehlen 
und selber suchen. Wir dürfen hier in der Tat nichts 
versäumen. 
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Um das, was ich einleitend sagte, noch einmal 

aufzugreifen: Ich bin mir wohl bewußt, daß viele 
Bürger nicht zufrieden sind und sich fragen, ob die 
Zukunft im Zeichen von mehr Unsicherheit stehen 
wird. Wer sich jedoch umschaut bei uns selbst, in 
Europa und in der Welt, der wird feststellen: Die 
wirtschaftliche und die soziale Lage in unserem 
Lande ist viel besser, als Berufspessimisten sie hin-
stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Bartaufwickelma

-

schine!) 

Und trotz mancher unverkennbarer Probleme ist 
die wirtschaftliche und soziale Lage der großen 
Mehrheit unserer Bürger in einem ganz anderen 
Maße gesichert, als es ihnen von den Schwarz-
malern eingeredet werden soll. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Bedauerlich bleibt, daß extrem unsachliche Behaup-
tungen hier und da für Wirtschaftspolitik gehalten 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir müssen statt dessen von den Tatsachen spre-
chen und uns mit ihnen auseinandersetzen, 

(Abg. Windelen: Sehr richtig!) 

ob das nun einfach ist oder nicht. Die Aufgaben, die 
vor uns liegen, 

(Abg. Dr. Jenninger: Kabinettsumbildung!) 

erfordern von uns viel Kraft und Ausdauer, auch, 
meine Damen und Herren, den Mut zu Hinweisen, 
die nicht durchweg populär sein können. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich vertraue jedoch darauf, daß sich der Sinn un-
serer Mitbürgerinnen und Mitbürger für das, was 
machbar, und für das, was fair ist, durchsetzen 
wird. 

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Katzer. Für ihn ist eine Redezeit von 30 Minuten 
beantragt. 

(Eine Reihe von SPD-Abgeordneten ver

-

lassen den Saal. — Starke Unruhe. — Abg. 
Leicht: Herr Katzer, warten Sie ein biß

-

chen! — Abg. Seiters: Lassen Sie die 
mal erst herausgehen! Die Arbeitnehmer

-

freunde wollen raus! — Zurufe von der 
CDU/CSU: Warten! — Abg. Rawe: Die Ar

-

beitnehmerfreunde müssen ja erst draußen 
sein! — Glocke des Präsidenten.) 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, 
ich bedauere Ihre Rede zutiefst. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das war die Rede eines Kanzlers, der seiner Sache 
nicht mehr sicher ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das war die Rede eines Kanzlers, der seine Sache 
in Wahrheit schon aufgegeben hat und gar nicht 
mehr antreten will. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der SPD.) 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, nach den letzten 
Wahlen so nervös werden, dann habe ich Sorge um 
Ihren Gesundheitszustand am Ende dieser Legisla-
turperiode bei all den Wahlen, die noch vor uns 
stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, von Klassenkampf 
sprechen, von wo immer er kommt, und dann hier 
sagen: „Mieses demagogisches Niveau von Herrn 
Carstens", dann weise ich das mit allem Nachdruck 
für die CDU/CSU-Fraktion zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. Zuruf von der CDU/CSU: Holzer, 

Willy Holzer!) 

Herr Bundeskanzler, man braucht Ihnen nicht be-
sonders nahezustehen, um den Autoritätsverlust 
und den Autoritätsverfall zu bedauern, den Sie in 
eindreiviertel Jahren erreichen mußten, und zwar 
doch nicht durch uns, durch finstere Kräfte, son-
dern durch ihre eigene Fraktion, die das bewirkt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Zurufe.) 

Sie können uns doch nicht im Ernst anlasten, ver-
ehrter Herrr Bundeskanzler, daß die SPD zerstrit-
ten ist, daß Ihre FDP-Koalition unsicher geworden 
ist. 

(Lachen bei der FDP.) 

Das ist doch nicht unser Problem. Das ist Ihr Pro-
blem, das Sie lösen müssen. Die Art und Weise, wie 
Sie versucht haben, den Autoritätsverfall hier auf-
zuhalten, ist für mein Empfinden genau der ver-
kehrteste Weg, den Sie überhaupt gehen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie tun so, Herr Bundeskanzler — die Vokabel ist 
ja gefallen, ich weiß nicht, wie oft —, 

(Zurufe von der SPD) 

als ob hier Polemik, ein Geschäft mit der Angst be-
trieben wird. Herr Bundeskanzler, Sie sagen dann, 
Sie möchten uns auf den Boden der Tatsachen zu-
rückbringen. Nun, dann wollen wir doch bitte mal 
von diesen Tatsachen reden! Das sind 600 000 
Arbeitslose in unserem Lande, das sind 300 000 
Kurzarbeiter! Das sind doch die Tatsachen, mit de-
nen sich unsere Bürger auseinanderzusetzen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, Sie können sich doch wirklich 
nicht hierhinstellen — —

(Abg. 011esch: Doch! — Lachen bei der 
FDP) 
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— Nein, das kann er nicht. 

(Zurufe von der FDP und von der SPD: 
Doch! — Anhaltendes Lachen.) 

— Herr Kollege Ollesch, lassen Sie mich doch aus-
sprechen! Das kann er nicht. Wenn er als Kanzler 
für mehr sprechen will als für Sie und die andere 
Seite des Hauses, kann er sich das nicht erlauben. 

Nun, Herr Bundeskanzler, wie ist denn die Lage? 
Wir haben Ihnen 1969 einen geordneten Haushalt 
übergeben. Wir haben 1972 hier gesagt: Stabilität 
ist nicht alles, aber ohne Stabilität ist alles nichts. 
Sie haben gesagt „Schwarzmalerei", Sie haben dann 
gesagt: „Bei 4 °,'o wird es ernst, dann werde ich mich 
sebst darum kümmern." 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch die Entwicklung gewesen. Wir haben 
Sie rechtzeitig gewarnt. Sie haben uns ewig nur als 
Neinsager und Schwarzmaler hingestellt. Nun, wir 
haben Ihnen einen Haushalt übergeben, der so gut 
war, 

(Lachen bei der FDP) 

daß Sie in Ihrer Regierungserklärung Steuersenkun-
gen versprochen haben. Was ist dann in Wahrheit 
passiert? In Wahrheit sind Steuermehreinnahmen 
noch und noch. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. -- Zurufe 
von der SPD.) 

— Sie müssen Ihr Wahlergebnis analysieren, wie 
Sie wollen. Ich will mir Ihren Kopf nicht zerbrechen, 
und ich will Ihnen dabei auch gar nicht helfen. Aber 
alles, was Sie heute getan haben, das hilft Ihnen 
mit Sicherheit überhaupt nicht weiter. Denn wenn 
es so ist — gehen Sie doch wirklich mal in den Wed-
ding, gehen Sie mal nach Hamburg-Altona und dis-
kutieren Sie mit den Arbeitern dort! Die sind es 
einfach leid, daß von einer Mark Lohnerhöhung, die 
sie bekommen, 53 Pfennig noch übrigbleiben und 
47 Pfennig in die Hand des Staates zurückgehen. Das 
sind sie leid, und das wollen sie nicht. Das ist die 
Position. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie, Herr 
Abgeordneter Katzer, eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Wichert? 

Katzer (CDU/CSU) : Ich halte es da wie der Bun-
deskanzler. Ich will meine Redezeit so durchreden, 
wie der Kanzler das hier vorhin getan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist die Situation, Herr Bundeskanzler, in der 
Sie sich befinden. Herr Carstens hat zu Recht ge-
sagt: Niemand von der CDU/CSU macht Sie für alle 
Preissteigerungen verantwortlich. Das tut niemand, 
und das kann niemand machen. Aber wir können 
und dürfen Sie nicht aus der Verantwortung für die 
Züchtung der Inflationsmentalität entlassen, die Sie 
jahrelang betrieben haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie selbst haben immer wieder gesagt: „Unterm 
Strich geht es allen besser." Es geht eben unterm 

Strich nicht besser. Die Rentner wären auf der 
Strecke geblieben, wenn wir nicht dafür gesorgt 
hätten, daß die Renten ein halbes Jahr vorgezogen 
würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Finanzminister sagt: „Lieber 5 % Preiserhö-
hung als 5 % Arbeitslosigkeit". Damals hatten Sie 
noch einen Wirtschaftsminister, für dessen 20jährige 
Parteizugehörigkeit Sie sich heute offenbar genie-
ren. Der hat doch hier gesagt: „Wir gehen von 4 
auf 3 auf 2". Da wußte er genau, wie es gehen 
sollte. Stimmt ;a auch; nur die Richtung war anders: 
nach oben gerichtet. 

Sie haben doch mit diesen Erklärungen, Herr Kol-
lege Schmidt — ich habe das bei der Beratung des 
Kanzlerhaushalts hier im Hause mehrfach kriti-
siert —, praktisch eine Inflationsmentalität geschürt. 
als könne man in die Preise ruhig hineingehen, das 
andere sei nicht so schlimm. Nun haben wir diese 
Zahlen, mit denen sich der Bürger auseinanderzu-
setzen hat. Das hat nichts damit zu tun, Herr Bun-
deskanzler, wie Sie meinen, daß die Opposition hier 
etwas schüre. Wir brauchen nichts zu schüren, son-
der wir nehmen das entgegen, was uns vom Wähler 
von Versammlung zu Versammlung entgegenge-
tragen wird. Das artikulieren wir hier. Das ist un-
sere Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, in den 17 Jahren, die ich dem 
Hause angehöre, ist für mich immer erstaunlich ge-
wesen: Sie sind sehr unempfindlich, wenn es darum 
geht, die Opposition zu kritisieren. Aber wenn die 
Opposition von ihrem Recht und ihrer Pflicht auf 
Kritik Gebrauch macht, dann sagen Sie, das sei ge-
radezu unerhört und unerträglich. Wir müssen das 
hier zur Sprache bringen; denn Sie selbst tun es ja 
nicht. Sie beweihräuchern sich doch nur und sagen: 
Es geht uns doch immer noch gut, es geht uns doch 
immer noch herrlich. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie dann diese Kritik 
herunterspielen und sagen, es nütze nichts, herum-
zumäkeln wie Sie das nennen — oder hier mit 
der Angst zu spielen, kann ich nur sagen: Die parla-
mentarische Kontrolle mit solchen Ausdrücken zu 
belegen ist schlechter parlamentrischer Stil. Wir 
sind Opposition und kritisieren, hart und, wenn Sie 
so wollen, auch ein Stückchen mehr, als für Ihren 
Geschmack schön wäre. Aber das ist doch die ein-
zige Möglichkeit, Sie dazu zu bewegen, endlich eine 
Politik zu machen, die Stabilität wirklich in den Mit-
telpunkt Ihrer Sorge stellen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann halte ich es, verehrter Herr Bundeskanzler, 
auch nicht für gut, wenn Sie sagen, maßgebliche 
Kreise der Union verträten eine arbeitnehmerfeind-
liche Linie. Ich bitte Sie doch sehr, diese zu nennen, 
Herr Kollege Carstens hat sieben Punkte aufge-
zeigt. Er hat Namen, Roß und Reiter genannt. Was 
tun Sie? Sie sagen. da solle sich der Herr Stoltenberg 
mit Herrn Steffen in Schleswig-Holstein im Landtag 
unterhalten. Als wenn das nicht ein Problem ist, das 
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wir im Deutschen Bundestag in aller Öffentlichkeit 
besprechen müßten! 

(Beifall bei der CDU/CSU. -- Zuruf von der 
SPD: Herr Strauß will Sie doch aus der 

CDU rausschmeißen!) 

— Ach, wissen Sie: 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Hat er gesagt!) 

Das hat er - entschuldigen Sie, Herr Kollege - er-
stens nicht gesagt. 

(Lachen bei der SPD.) 

Zweitens hat er sich korrigiert, 

(erneutes Lachen bei der SPD) 

und drittens ist das unser Problem. 

(Anhaltendes Lachen bei der SPD.) 

Sie werden Ihre Probleme noch lösen müssen! Ich 
wünsche Ihnen ja viel Vergnügen dabei. 

(Zuruf von der SPD: Sie wollen mit dieser 
Rede Strauß nur vorkommen!) 

Lassen Sie mich nur eines sagen dann werden 
Sie das vielleicht gar nicht so schrecklich lustig 
finden —: Wenn wir einmal darüber nachdenken, 
daß innerhalb von eineinviertel Jahren Wählerbe-
wegungen mit Größenordnungen von 10,5, 15 % 
möglich geworden sind —  

(Zuruf von der SPD: Aber doch nicht, weil 
Sie so gut sind!) 

— Natürlich nicht, sondern weil Sie so schlecht 
sind! Das ist der entscheidende Punkt, den der 
Wähler begriffen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gibt sehr viele Leute, die sagen: Jede Regierung 
wird nicht gestürzt, weil die Opposition gut ist, son-
dern weil die Regierung so schlecht ist. Das scheint 
im Augenblick vom Wähler so gedeutet zu werden. 

(Abg. Geiger: Stellen Sie das unter Beweis!) 

Aber ich will Ihnen sagen, Herr Kollege: Darüber 
sollten wir miteinander nachdenken können, auch 
in einer hitzigen Debatte. Wenn das so möglich ist, 
ist es auch möglich, daß das in einem Jahr oder 
eineinhalb Jahren auch wieder anders aussehen 
könnte. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Hoffentlich wissen 
Sie das! Beruhigen Sie sich ein bißchen!) 

— Entschuldigen Sie, ich will Ihnen das in aller 
Ruhe sagen. Darüber sollten wir nachdenken. Beim 
letzten Mal hatte der Wähler die Sorge, daß der 
Mechanismus des Machtwechsels vielleicht nicht 
funktionieren könne. Jetzt kann eine Situation ent-
stehen, bei der sich alle Demokraten in diesem 
Lande sehr sorgfältig überlegen müssen, ob dann 
nicht Gruppierungen kommen, die noch gar nicht in 
diesem Hohen Hause vertreten sind, weil sie diesem 
und jenem das nicht zumuten. Deshalb müssen wir 
doch miteinander darüber eine Diskussion führen. 
Wenn die Opposition die Regierung kritisiert, kann 
die Regierung nicht sagen, das sei unerhört und un-
glaublich, sondern sie muß das hinnehmen, mit 
uns diskutieren und sagen: Wir wollen das so und 

so anders machen. Das ist die Position, anders kann 
sie nicht sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Sie schimpfen nur!) 

Ich bin bei der „arbeitnehmerfeindlichen Linie" 
gewesen. Wir haben die Zitate gerade gehört. Bitte, 
Sie mögen das halten, wie Sie wollen. Aber wie 
kommt es eigentlich, daß der DGB-Vorsitzende des 
Landesbezirks Bayern, Herr Kollege Rothe, öffent-
lich erklärt, man könne viele Leute der CSU eher 
wählen als die selbsternannten Theoretiker? 

(Zuruf von der SPD.) 

— Entschuldigen Sie, hören Sie sich das doch einmal 
an, das ist ja kein Wort von uns. Ich begrüße das 
nebenbei im Interesse der Einheitsgewerkschaft 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und kann nur wünschen, daß dem überall Rechnung 
getragen wird. Aber das alles sind doch Vorgänge, 
von denen ich meine, Sie sollten sich mit ihnen aus-
einandersetzen. Wir wollen Ihnen eine faire Oppo-
sition sein; wir wollen Ihnen mit Fakten, wie Herr 
Carstens das hier getan hat, Punkt für Punkt bele-
gen, und dann sollen Sie darauf nicht mit dema-
gogischen Verdächtigungen, sondern genauso mit 
Fakten auf der anderen Seite antworten. Das ist der 
Sinn des Parlamentarismus. 

(Abg. Rawe: Aber Herr Harpprecht hat ihm 
keine Fakten aufgeschrieben! Das ist das 

Problem des Bundeskanzlers!) 

Meine Damen und Herren, der damalige Oppo-
sitionsführer Willy Brandt hat am 6. Dezember 1961 
hier im Deutschen Bundestag dazu folgende Stel-
lungnahme 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen]; Eine grund

-

sätzliche Stellungnahme!) 

abgegeben — ich zitiere mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten —: 

Dies ist nicht die Regierung, die wir in dieser 
Zeit für notwendig halten ... Meine Freunde 
werden es dieser sehr bewußt gegen uns gebil-
deten Regierung allerdings nicht leichter ma-
chen, als sie es verdient, nicht leichter, als es 
dem Interesse unseres Volkes, wie wir es sehen, 
in dieser ernsten Lage entspricht. 

Genau das ist die Haltung der Opposition in dieser 
Debatte, und wir nehmen für uns das gleiche Recht 
in Anspruch, das Sie damals nebenbei bemerkt 
mit Recht — für sich in Anspruch genommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Wirtschaft, Herr Dr. Fride-
richs. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Verehrte Damen! Meine Herren! 
Der Vorsitzende der Oppositionsfraktion hat zu den 
ökonomischen Teilen der Debatte nichts oder nahe-
zu nichts gesagt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Bundesminister Dr. Friderichs 
Dies ist auch kein Wunder. Er hat sich weder mit der 
Entwicklung der Situation im Februar /März dieses 
Jahres auseinandergesetzt — dies hat er wohl des-
wegen nicht getan, weil die neuesten Zahlen zu 
positiv waren —, noch hat er sich mit der Frage 
auseinandergesetzt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jubel!) 

wie die Entwicklung im vergangenen Jahr gelaufen 
ist. — Das Wort „Jubel" ist hervoragend, denn einer 
der Ihren hat neulich gesagt: Jubelphase, nächste 
Phase Heulphase. Ich habe den Eindruck, das steht 
Ihnen bevor. 

(Abg. Rawe: Aber Ihnen noch ein bißchen 
stärker! — Abg. Stücklen: Zahlphase! — 
Abg. Dr. Jenninger: Ihre Zahlen haben noch 
nie gestimmt! — Zuruf des Abg. Redde

-

mann. — Abg. Leicht: Hochmut kommt vor 
dem Fall, Herr Minister!) 

— Ich habe Ihnen zu der Frage, ob die Zahlen 
stimmen oder nicht, nur folgendes zu sagen: Wenn 
Sie sich die Entwicklung des vergangenen Jahres 
anschauen, dann sehen Sie im Jahresverlauf, daß 
wir von Mai an — dem Termin, 'an dem das Stabi-
litätsprogramm verabschiedet und in Kraft gesetzt 
worden ist — nur noch im Juni eine zunehmende 
Rate bei der Preissteigerung hatten und dann einen 
Rückgang im Monatsvergleich im August auf plus/ 

 minus Null. Allerdings hatten wir einen sprunghaf-
ten Anstieg im November angesichts der Ereignisse 
im Nahen Osten zu verzeichnen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Im September schon!) 

— Entschuldigen Sie bitte, im September war es 
plus 0,1, damit das ganz klar ist, und dann lauten 
die Zahlen 0,8, 1,2, weil es ganz selbstverständlich 
war, daß die Dinge auf der internationalen Szene 
nicht spurlos an uns vorübergegangen sind. 

Wenn der Oppositionsführer sich mit den Fragen 
auseinandergesetzt hätte, dann hätte er auch zitieren 
können, was der Sachverständigenrat im vergange-
nen Jahr unter Textnummer 105 dazu gesagt hat, 
nämlich folgendes: ohne die Verteuerung von Heizöl 
wäre der Preisindex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte im Oktober nicht um 6,6, sondern 
um ganze 5,9 gestiegen. 

(Abg. Reddemann: Um „ganze" 5,9!) 

— Im Vergleich mit anderen Ländern, Herr Kollege, 
ist dies eine beachtliche Leistung. Die lassen wir 
uns von Ihnen hier auch nicht kaputtreden. Nehmen 
Sie das zur Kenntnis! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Immer die bösen anderen!) 

Der Herr Oppositionsführer hat die Behauptung 
des schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten, 
die dieser wohl in seiner Eigenschaft als Mitglied des 
Bundesrates gemacht hat, hier wiederholt, die Bun-
desregierung habe keine Orientierungsdaten gege-
ben. Dazu kann ich nur sagen: Durch Wiederholung 
wird es nicht wahrer und nicht richtiger. Die Bundes-
regierung hat gemäß § 3 Satz 2 des Stabilitäts-
gesetzes sehr wohl ihre Orientierungsdaten vorge-
legt. Mag sein, daß Sie sie nicht gelesen haben. 

Sie hat es im Detail in der Drucksache 7/1646 unter 
Textnummer 10 getan. 

Aber ich habe es satt, Herr Professor Carstens, 
daß mit Biedermannsmiene hier  in  dieser Form die 
Leute für dumm verkauft werden. Lassen Sie mich 
das sagen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Sie laufen draußen herum und erklären, Sie seien 
gegen Lohnleitlinien, und predigen diese hier unter 
anderem Vorzeichen. Wir werden das im Wirt-
schaftsausschuß zur Diskussion stellen, ob Sie ab-
weichen oder nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. ) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Bundesmini-
ster gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Graf Lambsdorff? 

(Abg. Haase [Kassel] : Klopfen Sie ihm 
einmal auf die Schulter!) 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte schön! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Bundesmini-
ster, darf ich in diesem Zusammenhang, da Sie mit 
Ihrer Bemerkung eben auf den Stil des Oppositions-
führers eingegangen sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den Stil von Graf 
Lambsdorff!) 

darauf hinweisen, daß nunmehr auch im Protokoll 
nachzulesen ist, daß ich vorhin den Stil und die 
Wortwahl des Herrn Strauß, die dieser in Vilshofen 
und im Wedding gebraucht hat, gemeint habe, 
selbstverständlich — als alter Berliner — nicht die 
Ausdrucksweise der Arbeiterschaft von Wedding, 

(Lachen bei der CDU/CSU -- Zuruf von 
der CDU/CSU: Sehr dünn!) 

und daß ich das, was Herr Professor Carstens hier 
dargestellt hat, für eine unfaire und boshafte Ver-
drehung halte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Meine Damen und Herren, da wir uns gerade mit 
dem Stil befassen, möchte ich einen weiteren Punkt 
Ihrer Rede, Herr Carstens, aufgreifen. Ich weiß 
nicht, was Sie mit Ihrer Ausführung zur Vermehrung 
der B-Stellen haben sagen wollen. 

(Zuruf von der SPD: Das weiß er selber 
nicht!) 

Aber wir werden uns jetzt darüber unterhalten. Sie 
wissen als früherer Staatsbeamter sehr wohl, daß 
die Vermehrung der B-Stellen, genau genommen 
die Aufteilung der Ministerialratsstellen auf einen 
bestimmten Anteil — — 

(Abg. Rawe: Darum geht es gar nicht!) 
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Bundesminister Dr. Friderichs 
-- Natürlich geht es darum. Das ist Ihnen unan-
genehm, daß ich das sage, weil hier der Biedermann 
wieder durchkommt; ja, damit das ganz klar ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie wissen sehr genau, daß die Aufteilung der Mi-
nisterialratsstellen 

(Abg. Leicht: Darum geht es aber nicht!) 

in einem bestimmten Anteil A-16-Stellen und einen 
bestimmten Anteil B-3-Stellen auf Grund eines Be-
soldungsneuregelungsgesetzes erfolgt ist, dem Ihre 
Fraktion zugestimmt hat. Dies wollte ich Ihnen hier 
sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Rawe? 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, wollen 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß es nicht um die 
Frage der Aufteilung der B-Stellen geht, sondern 
darum, daß in dem Kanzlerhaushalt in der von 
Herrn Carstens genannten Zeit der Personaletat eben 
um 80 °/o der Stellen vermehrt worden ist, und das 
zu beklagen ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU. Zurufe von der 
SPD.) 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Das ändert doch gar nichts daran, daß Herr Professor 
Carstens auch gesagt hat, um welchen Prozentsatz 
sich während dieser Regierungszeit die Anzahl der 
B-Stellen erhöht habe. Das war nicht bezogen auf das 
Kanzleramt. Das können Sie im Protokoll nachlesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Alt-
hammer? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja, selbstverständlich! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, zur 
Klärung dieser Frage: Ist Ihnen nicht klar, daß es 
außer dieser Aufteilung in A 16 und B 3, von der Sie 
jetzt eben sprachen, auch noch die Stellen von B 5 
bis zu B 9 hin gibt, wo genau diese Unterscheidung 
nicht gemacht wird? Das sind die Spitzenstellen, um 
die es geht. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Dies ist mir sehr wohl klar. Aber die Prozentzahlen, 
die Herr Carstens genannt hat, bezogen sich auf die 
Gesamtzahl der B-Stellen. Das ist eben das, was ich 
kritisiere, daß man so tut als ob, sich mit dem Gesicht 
eines Biedermanns hierher stellt und die Zusammen-
hänge nicht aufzeigt. 

(Beifall und Bravo-Rufe bei den Regierungs

-

parteien.) 

Das wissen Sie. Mir ist es ja nicht das erste Mal 
passiert, daß Sie mit Teilzitaten von mir selbst — 
zum Teil sogar unrichtigen Zitaten   versucht 
haben, Ihre Argumentation aufzubauen 

(Abg. Reddemann: Der Finanzminister ist 
schon wieder weggeflitzt! — Abg. Seiters: 

Der Schmidt ist schon wieder fort!) 

Sie haben sich weiterhin mit Ihrem Dauerpro-
blem der Steuersenkung beschäftigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit Ih rem!)  

Mir ist die Art der Auseinandersetzung nach der 
Rede von Herrn Katzer klarer geworden; denn Herr 
Katzer hat gesagt: „Wir sagen hier das, was wir in 
den Veranstaltungen hören." 

(Zuruf von der SPD: Purer Poujadismus!) 

Das ist ganz selbstverständlich. Wer ist eigentlich 
nicht für Steuersenkungen? Aber, meine Damen und 
Herren, ich frage Sie in einer wirtschaftspolitischen 
Debatte — und dazu sind Sie bis zur Stunde jede 
Auskunft schuldig geblieben, jede, sage ich Ihnen, 
jede —: 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Ich frage Sie, wenn Sie jetzt diese Steuersenkung 
machen, sind Sie bereit, den Haushalt um 7 bis 8 
Milliarden DM zu senken, wenn ja, wo? 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Oder halten Sie es etwa für vertretbar — zweite 
Frage —, das dadurch entstehende Defizit durch 
zusätzliche Inanspruchnahme des Kapitalmarktes zu 
finanzieren, mit welcher Auswirkung? 

(Abg. Leicht: Nein!) 

Oder aber, Herr Professor Carstens, wollen Sie das 
Finanzierungsdefizit durch eine Auflösung der Kon-
junkturrücklagen bei der Bundesbank finanzieren? 
Wenn Sie dies auch noch konjunkturpolitisch be-
gründen wollen, dann müßten Sie das hier einmal 
vortragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe in der Freitagsdebatte, die sich durch 
eine andere Art der Diskussion auszeichnete — 
jedenfalls am Beginn; ich verstehe, daß einige etwas 
verärgert sind, daß sie ihren wohlverdienten Urlaub 
unterbrechen mußten; dafür habe ich volles Ver-
ständnis , 

(Abg. Seiters: Schmidt ist ja schon wieder 
gegangen, Herr Minister!) 

die Dinge so dargestellt, wie sie sich ergeben haben 
und wie sie liegen. Die  Polemik des anschließenden 
Redners, mit dem ich mich trotz seiner Abwesenheit 
nachher noch auseinandersetzen muß, mag dahin-
gestellt sein. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. von Bismarck? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja, bitte schön! 
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Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Minister, 
Sie haben eben von Biedermännern gesprochen. 
Halten Sie es damit für vereinbar, daß Sie diese 
Frage jetzt so stellen, als ob wir bei der Steuer-
senkung nicht wirklich etwas ganz anderes gewollt 
haben, 

(Zuruf von der FDP: Sagen Sie es doch!) 

nämlich den Gewerkschaften in ihrer Tarifpolitik 
die Freiheit zu geben, auf diese Vorschläge Rück-
sicht zu nehmen. Es ist doch nicht redlich, wenn Sie 
das jetzt völlig unter den Tisch fallen lassen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Das ist wirklich nicht biedermännisch! 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Abgeordneter, ich habe Ihnen diese Absicht 
bei der Diskussion im Oktober vor den Tarifrunden 
nicht abgesprochen. Das können Sie  dem Protokoll 
entnehmen. Ich habe im Oktober auch sehr ab-
wägend gesagt, wenn dieses Ziel erreichbar wäre 
so steht es im Protokoll nachzulesen —, könne man 
mit mir über die Frage sehr ernsthaft diskutieren. 

(Abg. Leicht: Sie haben es doch gar nicht 
versucht!) 

Nur, es heute zu verlangen hat mit Tarifpolitik 
nichts mehr zu tun. Das wollte ich damit sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. -- Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Sie haben das doch 
nicht kapiert, Herr Minister Friderichs! — 

Beifall bei der CDU / CSU.) 

- Ich habe es sehr wohl kapiert, wobei es natürlich 
Ihrer Beurteilung unterliegt und natürlich dem Ho-
hen Hause zusteht, im einzelnen festzustellen, was 
ich kapiere und was nicht. 

Sie haben gesagt: Wir streichen die Ausgaben. Ich 
will hier nicht vorlegen, was an Ausgabenerhö-
hungsanträgen seitens der Opposition eine Rolle 
spielt; denn es ist nicht mein Ressort. Aber so viel 
möchte ich Ihnen wenigstens sagen, daß beispiels-
weise bei dem Sonderprogramm A von über 300 
Millionen DM Strukturmittel, die ja auf die Bundes-
länder aufgeteilt worden sind, allein von einem 
CDU-regierten Land mehr als das Vierfache von dem 
beantragt worden ist, was zur Verfügung steht. Ich 
sage: mehr als das Vierfache. Dann ist es eben 
Sophisterei, hier von Streichungen zu reden, über-
höhte Anträge zu stellen, um eine ablehnende Ant-
wort zu bekommen, und dann — lassen Sie mich das 
hier doch einmal deutlich sagen — in die Wahlkreise 
zu gehen und zu sagen: Die Bundesregierung zahlt 
ja nicht. So läuft es doch draußen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. 	Abg. 
Dr. Jenninger: Welches Land ist denn das?) 

— Ich kann Ihnen das nachher sagen. 

Ich habe Verständnis dafür, daß Sie sich zur Zeit 
in einer gewissen Euphorie befinden. Die Wahl-
ergebnisse berühren ja jeden, die einen psychisch, 
die anderen intellektuell. 

(Zuruf von der CDU CSU.) 

— Ja, natürlich! Das ist nun einmal so. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kann mich erinnern, wie einmal, als sich zwischen 
zwei Bundestagswahlen auch so etwas ereignet hatte 
— das war ja keine Seltenheit —, die CDU-Landes-
vorsitzenden zu einem ganz früheren, dem ersten 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland ka-
men und sich darüber aufregten, daß die Bundes-
regierung daran schuld sei und sonst niemand. Sie 
sagten, da müsse man etwas tun. Darauf kam die 
Antwort: „Det Entscheidende ist: Wann haben wir 
wieder Bundestagswahlen? Da werden wir dat 
schon wieder richtig machen. Meine Herren, wenn 
ich mir Sie so anschaue, muß ich sagen: Det is ja 
kein Wunder, daß dat so läuft." 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Oh, Oh! — Kaba

-

rettistische Einlage!) 

Mehr will ich dazu nicht sagen, weil wir zur Wirt-
schaftspolitik zurückkommen sollten. 

Meine Damen und Herren, die Aufteilung dieser 
Debatte auf zwei verschiedene Tage hatte einen 
Vorzug: 

(Abg. Reddemann: Daß der Finanzminister 
schon wieder weggegangen ist!) 

daß man die Protokolle des vergangenen Freitags 
in Ruhe lesen und analysieren konnte. 

(Abg. Seiters: Und der Finanzminister ist 
schon wieder weg! — Abg. Rawe: Ihr Kol

-

lege, der Nebenkanzler, ist schon wieder 
gegangen!) 

— Nun können Sie mich aber nicht auch noch dafür 
verantwortlich machen. Ich kann nicht darauf auf-
passen, wo die einzelnen Minister herumlaufen. Das 
geht nun wirklich ein bißchen zu weit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Hinzu kommt eines: Es ist eine wirtschaftspolitische 
Debatte, und Sie reden ja gerade mit einem; mit 
zweien können Sie ja eh nicht reden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe mir die Ausführungen des einzigen Oppo-
sitionsredners vom vergangenen Freitag sehr genau 
angeschaut, weil ich feststellen wollte, welche Kritik 
und welche Vorschläge in diesen Reden zur Wirt-
schaftspolitik enthalten waren. Da kommen schlicht 
und einfach — man kann es zusammenziehen; ich 
empfehle Ihnen die Lektüre des Freitag-Protokolls 
— erneut die Forderung nach Steuersenkung, die 
Forderung nach einem Stellenvermehrungsstopp im 
Bundeshaushalt 1974 und die Forderung nach einer 
wirksameren Ausgestaltung der regionalen Struk-
turpolitik. Das sind die drei Forderungen in der 
Rede des Abgeordneten Dr. Strauß. Meine Damen 
und Herren, wenn die wirtschaftliche Lage so ist, wie 
Sie sie draußen darzustellen belieben, dann frage ich 
mich: Wie können Sie eigentlich als ersten Redner 
jemanden hierher schicken, der diese drei Dinge und 
sonst nichts zu sagen hat? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber es ist kein Wunder — 
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Vizepräsident von Hassel: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Ehrenberg? — Bitte! 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen 
bekannt, daß der gleiche Redner der Opposition mit 
diesen Maßnahmen --- andere hat er ja nicht genannt 
— wahrscheinlich die Preissteigerungsrate auf 4 % 
bringen wollte? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich will ihm diesen Willen nicht absprechen, da ich 
gehört habe, daß er zur Zeit in Italien weilt, um 
sich dort die Preissteigerungsraten anzuschauen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wenn ich für den einen oder anderen hier viel-
leicht etwas ungewohnt deutlich oder gar pole-
misch werde, meine Damen und Herren, dann des-
wegen, weil dieser Stil hier eingeführt worden ist 
und — lassen Sie mich das ganz deutlich bei der 
Auseinandersetzung mit dem abwesenden Dr. Strauß 
sagen — weil dies offensichtlich sein Redestil, je-
denfalls außerhalb dieses Hauses, ist. Wenn da von 
politischen Laienspielern und ähnlichem die Rede 
ist, dann mag man das vielleich noch dem Ort der 
Handlung zugute halten. Aber wenn am 18. März 
gesagt wird, Europa müsse sich auf seine geschicht-
liche Aufgabe besinnen und in einer gemeinsamen 
Sprache sprechen und einen gemeinsamen poli-
tischen Willen dokumentieren — gestützt auf das 
amerikanische Potential —, und wenn fünf Tage 
später, unmittelbar vor einer entscheidenden Sit-
zung in Luxemburg mit einer für uns sicherlich 
schwieriger gewordenen britischen Regierung, ge-
sagt wird, die europäischen Partner — das sind die-
jenigen, die sich eben ihrer Verantwortung bewußt 
werden sollten — seien nunmehr „maulende impo-
tente Zwerge", dann halte ich das im Interesse des 
Ansehens der Bundesrepublik Deutschland für un-
verantwortbar. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört! — Beifall bei 
den Regierungsparteien.) 

Wir alle wissen, was von der Existenz eines ver-
einigten, freiheitlichen Europas nicht nur für un-
sere Politik, meine Damen und Herren, sondern 
insbesondere für unsere Wirtschaft und damit für 
die Arbeitsplätze in diesem Lande abhängt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es gibt aus diesem Europa kein Zurück, und des-
wegen halte ich derartige Äußerungen für unver-
antwortlich — ich wiederhole das —, und es ist 
ja nicht irgendwer. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist ja nicht irgendwer, es sei denn, Herr Dregger 
wäre irgendwer; den er hat ihn als potentiellen 
Kanzlerkandidaten angepriesen 	 diesen Mann! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. van Delden: Auch wieder falsch zi

-

tiert! — Zuruf des Abg. Dr. Jenninger.) 

Ich möchte Ihnen dazu sagen, daß wir allen Anlaß 
hätten, die Ereignisse in Europa mit größerem Ernst 
zu betreiben, weil ich nach meinen letzten Reisen 
insbesondere feststellen muß, daß jedes Wort, das 
in diesem Lande unbedacht gesagt wird, draußen 
doppelt gewogen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Das sagen Sie mal Herrn 

Apel!) 

Wir haben allen Anlaß, unsere Position im euro-
päischen Kräftespiel so darzustellen, wie wir sie 
spielen wollen. 

(Abg. Rawe: Das müssen Sie an die Adres

-

se der Regierung sagen! Die soll Herrn 
Apel mal ins Gebet nehmen!) 

Ich will Ihnen dazu, ohne die Debatte der vergan-
genen Woche noch einmal aufzugreifen, folgendes 
sagen. Wir haben allen Grund, die Länder, die sich 
in der jetzigen Währungsschlange noch miteinander 
befinden, beisammenzuhalten. Ich will klar sagen, 
daß es nach meiner Meinung darauf ankommt, eine 
Art konvergenter Wirtschaftspolitik in Europa zu 
betreiben, weil ich der Meinung bin, daß eine reine 
Koordination neun nationaler Politiken allein nicht 
ausreicht. Das bedeutet, meine Damen und Herren, 
daß wir über die Zieldisparitäten zwischen den neun 
nationalstaatlichen Regierungen sprechen müssen 
mit dein Ziel, die Zieldisparitäten zu verkleinern, 
um die Länder näher aneinander heranzubringen. 

Ich bin darüber hinaus der Meinung, daß wir allen 
Grund hätten, auch eine Annäherung der Zielpriori-
täten herbeizuführen. Solange eine spürbare An-
näherung der Zielprioritäten ausbleibt, wird das 
nationale Interesse eines Landes gegenüber dem 
Gemeinschaftsinteresse dominieren: sei es das na-
tionale Interesse an forcierter Industrieansiedlung 
bei den einen, an raschem Wachstum bei den ande-
ren, an Geldwertstabilität bei den dritten oder an 
der Sicherung landwirtschaftlicher Einkommen bei 
den vierten. Ich sage dies ganz bewußt, weil der 
Versuch einer Annäherung der Zielprioritäten nicht 
möglich ist, wenn sich ausgerechnet das größte 
Industrieland Europas in dieser Form, wie hier am 
23./24. März von Herrn Dr. Strauß geschehen, äußert. 
Wundern wir uns nicht, wenn die kleineren Länder 
Europas nicht gewillt sind, diesen schweren Weg 
mit uns zu gehen, wenn wir sie in dieser Form 
öffentlich diffamieren! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. von Bismarck: Herr Apel!) 

Und schließlich geht es darum, das wirtschafts-
politische Instrumentarium der Mitgliedstaaten zu 
harmonisieren. Niemand wird realistischerweise 
verlangen können, daß dies von heute auf morgen 
auf der Ebene der Kommission geschieht. Nein, wir 
müssen eben die Zeit, die uns auferlegt ist, durch 
Ereignisse draußen nutzen, um wenigstens mit 
einer Vielzahl kleinerer Schritte in der richtigen 
Richtung eine Harmonisierung des Instrumenta-
riums herbeizuführen, um damit die Voraussetzung 
zu schaffen, an dem eigentlichen Ziel der Wirt-
schafts- und Währungsunion festhalten zu können. 
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Bundesminister Dr. Friderichs 
Meine Damen und Herren, wir hätten allen Grund, 

dies zu tun. Denn: Ich bin der Überzeugung, daß 
wir dann, wenn sich diese Europäische Gemein-
schaft eines Tages nicht als Realität erweisen 
sollte, vor Probleme unserer nationalen Volkswirt-
schaft gestellt sein werden, die mit den jetzigen in 
keiner Weise in der Dimension zu vergleichen sind. 
Und es ist bedauerlich, daß eine wirtschaftspoliti-
sche Debatte vonstatten geht, in der wir über alle 
möglichen geschriebenen Bücher — ich möchte hier 
nicht weitere Bücher hinzufügen — diskutieren, 
ohne diese Grundfragen der deutschen Wirtschafts-
politik — eingeflochten in Europa — zu diskutie-
ren und in der wir uns mit derartigen, unverant-
wortlichen Äußerungen eines abwesenden Kollegen 
beschäftigen müssen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unseren Kollegen Katzer haben 
vor allem zwei Sorgen bewegt: Eine Sorge war die 
Befürchtung, die Vermutung oder die Erwartung, daß 
eines Tages andere Gruppen als die hier vorhande-
nen in diesem Hause Einzug halten könnten. Ich 
kann dazu nur sagen, daß Reden wie die von Herrn 
Professor Carstens, von Herrn Katzer und von Herrn 
Strauß am letzten Freitag bestens geeignet sind, Ex-
tremismus und Poujadismus Argumente zu liefern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie dürften am Ende nicht darüber erstaunt sein, daß 
wie 1966/67 auf Grund Ihrer „glorreichen" Politik 
schon einmal draußen in den Landtagen, andere 
Gruppierungen als die heute hier vertretenen ihren 
Platz finden würden. 

(Abg. Reddemann: Von der Geschichte 
haben Sie wohl auch keine Ahnung!) 

Die zweite Sorge, die den Kollegen Katzer bewegt, 
ist die: Er wehrt sich dagegen, daß die arbeitnehmer-
feindliche Linie innerhalb der CDU/CSU hier beim 
Namen genannt wird. 

(Abg. Katzer: Eben nicht!) 

Ich kann dem Kollegen Katzer nur empfehlen, die 
Diskussionen und Auseinandersetzungen darüber im 
richtigen Saal, nämlich im Fraktionssitzungssaal; auf 
den Parteitagen oder auf dem Wirtschaftstag der 
Christlich-Demokratischen Union, nicht aber im Ple-
narsaal des Deutschen Bundestages zu führen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben Ihre Sorgen; das fühle ich Ihnen ganz 
gerne nach. Aber bitte tragen Sie das da aus, wo es 
ausgetragen werden kann. 

Die Rede des Vorsitzenden der christlich-demokra-
tischen Bundestagsfraktion hat mich nicht enttäuscht; 
denn ich hatte nach den diversen Erklärungen der 
letzten Zeit zur Wirtschafts- und Konjunkturpolitik 
nicht mehr erwartet, daß Neues dazukommen könnte. 

(Zuruf von der SPD.) 

Überraschender war allerdings, daß sich die beiden 
Sprecher, Kollege Carstens und Kollege Strauß — 
heute und am Freitag —, allenfalls in der Länge ihrer 
Ausführungen, aber nicht im Ton und im Stil unter-
schieden. Das hat mich allerdings überrascht; denn 
bisher kannte ich Sie, Herr Professor Carstens, ein 
wenig anders — jedenfalls an diesem Platze. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Eine klare 
Sprache gefällt Ihnen nicht! Das verstehe 

ich!) 

Ich frage mich, Herr Professor Carstens, ob Sie es 
wirklich nötig haben, hier Ihren großen Bruder aus 
München zu kopieren. So verzweifelt kann Ihre Lage 
doch noch nicht sein! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Das kommt nicht einmal in 

einer Ortsversammlung an!) 

Im Zusammenhang mit einem Stichwort, Herr Pro-
fessor Carstens, aus Ihrer Aufzählung von sieben 
Sünden — alles alte Hüte, neu drapiert und dann als 
sieben Sünden ausgegeben — möchte ich Sie herzlich 
darum bitten, sich einmal die Entschließung des Bun-
desausschusses für berufliche Bildung anzusehen. Sie 
haben wieder dieses Argument gebracht, daß die 
Berufsbildung im Augenblick deshalb problematisch 
sei, weil es Markierungspunkte gebe. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie die Güte hätten, sich die gemein-
same Entschließung des Bundesausschusses für be-
rufliche Bildung anzusehen, in der auch die Arbeit-
geber ihre Zustimmung zu Formulierungen wie der 
gegeben haben, daß keine Rede davon sein könne, 
daß die Markierungspunkte Grund und Ursache für 
die zurückgehende Zahl von Ausbildungsplätzen 
seien. 

In der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
1. April — das ist kein Aprilscherz — schreibt Rüdi-
ger Moniac, daß Klaus von Dohnanyi nicht ohne Be-
rechtigung die Vorwürfe der Opposition als ein „Ge-
misch von Gift und Unkenntnis" bezeichnet habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Thema, das Sie sich ausgewählt haben, ist 
mindestens seit Mitte der vorigen Woche nicht mehr 
ein Heimspiel, sondern ein Auswärtsspiel, Herr 
Professor Carstens. 

Aber das ist ja nichts Neues ;  mal ist es die äußere, 
mal die innere Sicherheit, gestern war es die Ver-
fassung, heute sind es Inflation und Sicherheit der 
Arbeitsplätze, die die Opposition bis zur Unkennt-
lichkeit verzerrt, zum Drama hochstilisiert und pro-
pagandistisch ausbeutet. 

Wissen Sie, keiner meiner politischen Freunde 
neigt zur Verniedlichung der aktuellen Probleme. 
Das können wir auch gar nicht; denn wir und nicht 
Ihre politischen Freunde führen die schwierigen Dis-
kussionen vor Ort. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La

-

chen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car

-

stens [Fehmarn] : Gehen Sie mal in unsere 
Versammlungen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 
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Reuschenbach 
Daß erleben wir manchmal ganz merkwürdige Koa-
litionen: Nicht in Kooperation, aber im Ergebnis 
gemeinsam mit Vertretern der DKP und der Chaoten 
schüren Sprecher Ihrer politischen Couleur Hyste-
rie, Angst und Schwarzmalerei. Dies erleben wir 
allerdings in den Betrieben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dazu paßt ein Wort Ihres in Urlaub befindlichen 
Kollegen Strauß über „Finanzpolitik — Theorie und 
Wirklichkeit". 

(Abg. Reddemann: Wer hat nur einen so 
kleinen Demagogen aufgestellt?) 

— Ja, wissen Sie, je öfter man mit einigen Ihrer 
Fraktionskollegen hier im Hause zu tun hat, desto 
leichter kommt man auch in ein solches Fahr-
wasser. 

(Abg. Reddemann: Sie geben also selbst zu, 
Demagogie zu betreiben?!) 

Glauben Sie nicht, daß wir nicht mit gleicher Münze 
zurückzahlen können! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich wollte sagen, daß man sich in einem solchen 
Zusammenhang eines Wortes Ihres Kollegen Strauß 
über Theorie und Wirklichkeit der Finanzpolitik er-
innern kann. Ich darf zitieren: 

Man kann einem Volke, auch wenn es ihm gut 
geht, die Gegenwart als schwer erträglich und 
durch düstere Prophezeiungen die Zukunft als 
gefährdet und katastrophengeladen vorgaukeln, 
bis sogar Anwandlungen von Hysterie auftre-
ten und durch Angstreaktionen erst die Gefah-
ren heraufbeschworen werden, vor denen an-
geblich gewarnt werden soll. Dazu gehört auch 
der leichtfertige, das Gesetz der Dimension ver

-

letzende Gebrauch der Begriffe Krise, Depres-
sion, Inflation, und ähnliche. 

Ich gebe zu: Die Erkenntnis, die er da zu Papier 
gebracht hat, ist nicht so sehr neu; aber das kenn-
zeichnet auch die Tatsache, daß Älterwerden nicht 
bei jedem gleichbedeutend ist mit wachsender Er-
kenntnis. 

Wer sich nur die Reden vom Freitag und von 
heute vor Augen führt, der muß wohl den Ein-
druck haben — und dieser Eindruck sollte wohl 
auch suggeriert werden —, als ob die Opposition 
immer schon gewußt habe, was gut sei für dieses 
Volk, sicherlich auch schon 1966/67 mit den bekann-
ten Ergebnissen. Da fragt man sich, was man mehr 
bewundern soll, die Arroganz, mit der immer wie-
der neue Rezepte, andere Rezepte widersprüchlich 
vorgetragen werden, oder die Spekulation auf die 
Vergeßlichkeit hier im Hause oder draußen im 
Lande. 

Am Freitag und heute galt eine der Hauptsorgen 
— ich sage: Krokodilstränen der Sorge — dem Pro-
blem der Arbeitsplätze in diesem Land. Wem sagen 
Sie das eigentlich? Das sagen Sie einem Bundeskanz-
ler und einer Partei, die Sie jahrelang wegen des un-
veränderten Festhaltens an einer Politik der Vollbe-

schäftigung hart und höhnisch attackierten. Ich habe 
viel Respekt vor einem grauen Haupt, aber den-
noch will ich in diesem Zusammenhang an die 
Tiede Ludwig Erhards vom 19. Juni 1973 hier in 
diesem Hause erinnern, um das zu erhärten, was 
Sie vielleicht wieder Polemik zu nennen belieben. 
Dr. Erhard sagte hier: 

. .. diese Voll- und Überbeschäftigungsgarantie 
war im Gegenteil eine wesentliche Quelle der 
Steigerung der Inflation; denn wenn jedermann 
hört, man könne tun und lassen was man wolle, 
der Bundeskanzler gebe ja die Garantie, daß 
jeder Arbeitsplatz unabhängig von äußeren 
Bedingungen und von der eigenen Haltung 
und der eigenen Anstrengung gesichert bleibe, 
besteht ja doch kein Grund, sich besonders 
anzustrengen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dazu möchte ich höflich und bescheiden bemer

-

ken: Wer so spricht, der hält wohl Arbeitslosigkeit 
für unvermeidlich, um die Menschen richtig zu dis-
ziplinieren, sozusagen als eine moralische Anstalt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. von Bis
-marck: Das ist doch nicht zu glauben! So 

dumm können Sie doch nicht sein! — Zuruf 
des Abg. Reddemann.) 

— Wir haben doch in Erinnerung, daß Sie während 
des ganzen Jahres 1973 ein bißchen Arbeitslosigkeit 
forderten. Sie nannten es vorsichtig „Abbau der 
Überbeschäftigung". 

(Abg. Reddemann: Eben drum! Fragen Sie 
mal den Wirtschaftsminister, was er am 

Freitag zu dem Thema gesagt hat!) 

Es ist nachzulesen, daß Sie und Ihre Parteifreunde 
die Stabilisierungspolitik der Regierung nicht rück-
sichtslos genug fanden. Ihr Generalsekretär sagte 
am 1. Juli des vergangenen Jahres: Die sogenannte 
Stabilitätsabgabe ist unzureichend; der größte Teil 
des Kaufkraftüberhangs der privaten Haushalte 
wird nicht erfaßt. Dieses kann doch nur heißen, daß 
ein größerer Teil der privaten Haushalte hätte er-
faßt werden sollen, und zwar im Gegensatz zu dem, 
was Regierung und Mehrheit beschlossen haben. Im 
Gegensatz zu seiner Novemberbehauptung, die Sta-
bilitätspolitik sei auf dem Rücken der Arbeitneh-
mer ausgetragen worden, hat ,der CDU-Vorsitzende 
im Mai noch erklärt, daß nicht ohne Grund die Mög-
lichkeit eines allgemeinen Konjunkturzuschlages für 
alle zur Diskussion stehe. Er hat hinzugefügt, ein 
Zuwenig an Maßnahmen würde von vornherein den 
ganzen Erfolg gefährden. Dies ist Ihre Arbeitneh-
merfreundlichkeit, die Sie bei passender Gelegen-
heit im Brustton der Überzeugung in der Hoffnung, 
daß andere ein kurzes Gedächtnis haben, von den 
Tribünen des Bundestages und anderswo unterstrei-
chen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Sachverständigen bestätigen dagegen, daß es 
richtig war, auf einen allgemeinen Konjunkturzu-
schlag zu verzichten. In Ziffer 76 des Gutachtens, das 
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Reuschenbach 

Sie natürlich nicht zum Gegenstand der Diskussion 
machen und machen wollen, heißt es: 

Der private Verbrauch gehörte 1973 nicht zu 
den wichtigsten Auftriebskräften. 

Die Hakenschläge Ihrer Konjunkturweisheiten sind 
zu offensichtlich, als daß sie glaubwürdig oder über-
zeugend wären. 

Heute überbieten sich Sprecher Ihrer parteipoliti-
schen Couleur in rüdester Gewerkschaftsschelte. Dr. 
Narjes legte vor einem Monat in einem Aufsatz in 
den „Westfälischen Nachrichten" dar, daß viele 
Arbeitnehmer die Kraftprotzerei der ÖTV mit ihren 
Arbeitsplätzen bezahlen müssen, daß die Papier-
erfolge ihnen durch die von den Gewerkschaften an-
geheizte Inflation weggefressen werde, und „Irr-
sinn" sei das Ganze. Nun werden Sie sagen, ähn-
liches hätten Sie auch aus dem Munde des einen 
oder anderen aus den Koalitionsfraktionen gehört. 
Nur haben sich die Sprecher der Koalitionsfrak-
tionen nicht im Dezember des vorigen Jahres mit 
dem Deutschen Beamtenbund zusammengesetzt und 
den Vertretern erklärt, daß ihre 12- bis 13%igen 
Steigerungsforderungen aber sehr maßvoll seien, 
und man könne ihnen nur zu dieser maßvollen For-
derung gratulieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diese Gewerkschaftsschelte paßt natürlich ganz her-
vorragend zu der Haltung, die der Kollege Strauß 
am 4. Oktober 1973 hier an den Tag legte. Er sprach 
hier so wie einer, der eine nicht organisierte 
Arbeitsniederlegung führte, und begründete jene 
Forderung vom August und September vorigen Jah-
res und noch mehr. Zu Recht hat mein Kollege Dr. 
Ehrenberg am 4. Oktober darauf hingewiesen, daß, 
wer am 1. Oktober 1972 dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund Totalitätsanspruch und Absolutheits-
anspruch vorgeworfen hat, sich nun nicht als der 
Repräsentant oder gar der Fürsprecher der Arbeit-
nehmerschaft in diesem Lande aufspielen dürfe. 

Anfang des vorigen Jahres hat Ihr wirtschafts-
politischer Sprecher schon erklärt, der Kampf um 
mehr Stabilität in diesem Lande sei verlorengegan-
gen. Wie propagandistisch diese Tatsache war, ha-
ben die Sachverständigen in Ziffer 282 unterstrichen. 
Dort heißt es: 

Entschiedener als je wird seit dein Frühjahr 
1973 in der Bundesrepublik restriktive Politik 
vorgeführt. 

Immer dann, wenn es im Jahr 1973 darauf an-
kam, nicht nur den Mund zu spitzen, sondern auch 
zu pfeifen, fehlten Ihnen und Ihren Sprechern nicht 
nur die Puste, sondern auch das gemeinsame Noten-
blatt. Wäre die Bundesbank jeweils den Empfehlun-
gen der Oppositionssprecher gefolgt, hätte dieses 
Land Wechselbäder erlebt, die auch stärkste Natu-
ren nicht ohne Schaden überstanden hätten. Dr. Nar-
jes am 11. April: Die Bundesbank ist hart an der 
Grenze der Übersteuerung. Dr. Narjes am 16. Mai: 
Die Bundesbank solle ihre scharfe Politik ohne Rück

-

sich auf Verluste fortführen, denn es gebe keine 
schmerzlose Stabilität. Drei Monate später war der 
Kollege Müller-Hermann schwer beunruhigt, weil  

das Andauern einer harfen Politik der Kredrever-
teuerung und Kreditverknappung zu schwersten 
wirtschaftlichen Schäden führe. Die verantwortlichen 
Leute der Bundesbank haben sich dann auch für 
diese widersprüchlichen und wenig hilfreichen und 
unterschiedlichen Erklärungen bedankt. 

Wir überlassen es Ihnen, mal das eine, mal das 
andere Ziel zum Nonplusultra zu erklären, wie es 
gerade populär erscheint, also jeweils immer das, 
was Sie draußen in den Versammlungen hören. 

Nun ist natürlich auch verständlich, warum dieses 
unterschiedlich ist und warum keine eigene Linie zu 
finden ist. 

Im Gegensatz zu den Sachverständigen weisen Sie 
in bezug auf die Haushaltsführung darauf hin, daß 
diese unsolide und zu ausgabenfreudig gewesen 
sei. Auch hier hätten Sie nachlesen sollen. Unter 
Ziffer 197 steht deutlich und unmißverständlich: 

Daß die Ausgabenexpansion 1973 nicht noch 
stärker ausfiel, ist vor allem der zurückhalten

-

den Haushaltsführung des Bundes zuzurechnen. 

Eine Ziffer weiter heißt es: 

am stärksten weiteten die Länder 1973 ihre 
Ausgaben aus. 

Die Länder hat wohl der Kollege Müller-Hermann 
auch gemeint, als er im August davon sprach, daß 
eine drastische Reduzierung der öffentlichen Ausga-
ben nötig sei. 

Bundesminister Schmidt hat am letzten Freitag die 
Unseriosität und Unsolidität dieser haushaltspoliti-
schen Vorschläge und nachträgliche Beckmesserei de-
maskiert. In der Tat, 35 bis 40 Milliarden DM Mehr-
ausgaben bzw. Mindereinnahmen sprechen nicht ge-
rade für Stetigkeit in der Politik. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist ja völ

-

liger Unsinn!) 

Nun, so widersprüchlich die Summe der Argu-
mente und so gegensätzlich sie im Einzelfall auch er-
scheinen mögen: ein wenig schlau gepoolt und treu-
herzig dargeboten ergibt sich eine ganz hübsche Ar-
gumentationskette. In Variationen wiederkehrend 
und schlüssig wie die Weisheit der Ignoranz, daß 
nicht sein kann, was nicht sein darf, läßt sich daraus 
schon etwas machen. Diese Propagandastrategie der 
Union läßt sich etwa so zusammenfassen: 

These 1: Die Bundesregierung sei schuld an der 
weltweiten, zumindest aber europäischen inflatori-
schen Entwicklung. Professor Carstens sagte heute 
morgen, die Bundesregierung habe ein Interesse an 
der Inflation. Zweiter Beweis: Dr. Barzel am 18. Ja-
nuar 1973, desgleichen Stoltenberg im Dezember: 
Wir exportieren Inflation. 

Die These 2: Wer also schuld ist am europäischen 
und internationalen Preisauftrieb, ist natürlich erst 
recht schuld und allein verantwortlich für den Preis-
auftrieb im Inland. 

Die These 3: Alle stabilitätswidrigen Verhaltens-
weisen dritter Gruppen, die die Opposition zwar 
jeweils im einzelnen kritisiert, sind aber jedoch ent- 
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schuldbar und auf das Versagen der Bundesregie-
rung zurückzuführen. 

Dazu These 3 a). Zwar seien die Lohnsteigerun-
gen zu hoch, aber angesichts der Inflationspolitik 
und der fehlenden politischen Führung der Bundes-
regierung — sprich: eine fehlende Einengung der 
Tarifautonomie, denn das ist doch offensichtlich ge-
meint sei dieses unausbleiblich. 

These 3 b: Die Preissteigerungen der Unterneh-
men sind zwar zu kritisieren, aber wegen infla-
tionsbedingter Kosten, vor allem der Lohnkosten, 
unausweislich. 

These 3 c der Opposition: Die Geldpolitik der 
Bundesbank sei zwar für die Kostenstruktur der 
Wirtschaft bedenklich, aber wegen der Ausgaben-
freudigkeit der Bundesregierung unerläßlich. 

These 3 d:  Die  Ausgaben des Bundes seien viel 
zu hoch, weshalb steuerliche Entlastungen geboten 
seien, jedoch gleichzeitig den Städten und Gemein-
den, vor allen den Ländern höhere Steueranteile 
gegeben werden müßten, weil ihre Ausgaben in-
flationsbedingt stiegen. 

These 4: Schuld an der Inflation hat die Bundes-
regierung. 

Damit sind wir wieder bei These 1, und das Spiel 
beginnt von vorne. 

Manche Beobachter glauben, daß diese unter-
schiedlichen Argumentationen der Christlich Demo-
kratischen Union ohne Konzept seien. Ich glaube, 
es ist ein durchaus durchdachtes Konzept. Die För-
derung hysterischer Inflationsagitation stempelt die 
öffentliche Hand zum Krisengewinnler, der entmach-
tet werden muß, dem Einnahmen genommen wer-
den müssen, und auf diese Art und Weise wird die 
Schere zwischen den öffentlichen Leistungen und 
den Forderungen weit geöffnet. Hätte eine solche 
Strategie Erfolg, stünde am Ende der Offenbarungs-
eid der öffentlichen Hand. 

Diese Verbrämung lassen wir Ihnen nicht durch-
gehen. Mögen Sie diese Politik betreiben, die 
Augen vor der Wirklichkeit verschließen und Ihre 
Wunschträume für Wirklichkeit ausgeben, wir ge-
hen den Weg der Bekämpfung der Inflation und der 
Sicherung der Arbeitsplätze, und dieses mit Augen-
maß und nicht mit Schlagseite nach der einen oder 
anderen Seite. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. Für ihn ist eine 
Redezeit von 30 Minuten beantragt worden. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich will versuchen, 
mit einer kürzeren Redezeit auszukommen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich bedaure zunächst einmal außerordentlich, daß 
der Bundeskanzler zunächst mit dem schon ange-
kündigten Holzen beginnt und dann das Parlament  

verläßt, ebenso wie der Bundesfinanzminister. Das 
ist kein guter Stil. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU. 
Zurufe von der SPD: Wo ist Strauß? 	 Wo 

ist Stoltenberg?) 

Es ist auch zu bedauern, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, daß sich Bundeswirtschafts- und 
auch Bundesfinanzminister durch eine nahezu uner-
trägliche schulmeisterliche Art, verbunden mit einer 
ungewöhnlichen Arroganz, auszeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister beginnt ja 
wohl jetzt die von ihm am Wochenende angekün-
digte Entlastungsoffensive zugunsten der Sozial-
demokraten. Aber er muß sich sagen lassen: Wenn 
er sich so deutlich vor die Sozialdemokratische 
Partei mit ihren klassenkämpferischen Teilen stellt, 
muß sich auch die FDP gefallen lassen, daß sie mit 
dieser Partei und ihrer Politik identifiziert und in 
vollem Umfange verantwortlich gemacht wird — 
auch von uns -- für die Politik, die Sie zu vertreten 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie müssen auch wissen: Je schlechter eine Regie-
rung, desto notwendiger ist es, daß die Opposition 
eine ganz klare und deutliche Sprache spricht, eben 
im Interesse unserer parlamentarischen Demokratie; 
denn wir können nur auf diese Weise die Unzu-
friedenheit, die Unsicherheit und die Verdrossenheit 
der Menschen kanalisieren. 

(Abg. Ollesch: Wir sind ganz Ohr! — Abg. 
Gallus: Auf die Alternative?) 

Was ich erstaunlich finde, meine Damen und Her-
ren, ist, daß Sie mit Ihrer Rechthaberei nun den 
Eindruck zu erwecken versuchen, die Möglichkeit, 
im Laufe des Jahres 1974 unter der 10 %-Marge zu 
bleiben, sei eine staatspolitische Leistung. Wir haben 
einen guten Gradmesser für die Entwicklung der 
Preise. Das ist in der Regel der Index für die indu-
striellen Erzeugerpreise, der voraussagt, wie sich 
die Verbraucherpreise in einem gewissen Abstand 
bewegen werden. Es muß uns doch alle erschüttern, 
wenn der Index der industriellen Erzeugerpreise 
im Februar dieses Jahres um 11,3 % über dem des 
Vorjahres liegt. 

(Abg. Reddemann: Davon spricht der Wirt

-

schaftsminister nicht!) 

Meine Damen und Herren, der rote Faden, der 
sich durch Ihre Argumentation zieht — alle haben 
schuld, nur nicht die Regierung —, muß doch all-
mählich die Leute auf die Palme bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir meinen ja gar nicht, daß Sie an allem Schuld 
haben, aber daß Sie sich so wenig zu Ihrer eigenen 
Verantwortung bekennen, ist ja mit ein Grund, wes-
wegen die Leute Ihnen nicht mehr zutrauen, daß 
Sie die Dinge auch meistern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es nützt eben denen, die Von der Geldentwertung 
betroffen sind, oder denen, die zu den 680 000 Ar- 
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beitslosen oder den 300 000 Kurzarbeitern gehören, 
wenig, wenn Sie auf die internationalen Vergleiche 
hinweisen. Hier im Lande liegen die Probleme, und 
wir wollen mit unseren Bürgern, daß sie von Ihnen 
angepackt werden. 

Meine Damen und Herren, wenn einmal die Ge-
schichte dieser sozialliberalen Koalition geschrieben 
werden wird, 

(Abg. Dr. Graf Lambsdorff: Das machen 
Sie?!) 

wird als der stärkste Vorwurf und wahrscheinlich 
auch als ihr Verhängnis festgestellt werden, daß 
sie einen Erwartungshorizont aufgebaut hat, der mit 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von vorn-
herein nicht in Einklang zu bringen war und 
zwangsläufig zur Enttäuschung und schließlich auch 
zur Verunsicherung und Verbitterung der Bürger 
geführt hat. Wenn heute der Bundeskanzler von 
einem Prozeß der Besinnung spricht, dann hätte er 
sich das besser überlegen sollen, als er die Regie-
rungsprogramme von 1969 und 1972 konzipierte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn da sind die Fehler begangen worden, die wir 
heute ausbaden müssen. 

(Abg. Kiechle: Hat er auch von Schriftstel
-

lern schreiben lassen!) 

Diese Politik der großen Erwartungen ich habe 
das neulich die „Politik einer Schlaraffenland-Stra-
tegie" genannt — war gekoppelt mit einer Politik, 
die die Bereitschaft zur Leistung systematisch ab-
baute, ja bestrafte. Das ist der Grund, weswegen 
von Ihren mit so messianischem Eifer vorgetrage-
nen Reformen nichts mehr übriggeblieben ist und die 
Arbeitnehmer, vertreten durch ihre Gewerkschaften, 
dafür kämpfen müssen, daß unter dem Strich real 
noch etwas übrigbleibt. Wenn die Regierung ehrlich 
wäre, müßte sie heute dem deutschen Volke erklä-
ren: Wir sind am Ende unseres Lateins, es gibt nichts 
mehr zu verteilen. — Meine Damen und Herren, 
bei einem wirtschaftlichen Wachstum, das sich zwi-
schen null und äußerstenfalls zwei Prozent bewegt, 
gibt es nichts mehr zu verteilen, wenn Sie berück-
sichtigen, daß zugleich durch Steuerprogression dem 
Staat diese 2 °/o zugeführt werden oder — zu einem 
anderen Teil — über die erhöhten Rohstoffpreise 
ins Ausland abwandern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung hat in ihrer Funktion als 
öffentlicher Arbeitgeber total versagt. Ihr stabilitäts-
politischer Mut schmolz bei den ersten Auswirkun-
gen von Streikmaßnahmen im öffentlichen Dienst 
dahin wie ein Stück Butter auf der heißen Kar-
toffel. Die Kraftprobe wurde von dieser Regierung 
verloren mit dem Ergebnis von Lohnabschlüssen weit 
über der Schallmauer von 10 °/o. Und dies eben war 
zwangsläufig die Mindestnorm der Gewerkschaften 
bei ihren weiteren Lohnforderungen. 

(Abg. Gallus: Filbinger hat 12 % in die 
Diskussion gebracht!) 

Bereits am 19. Dezember des vergangenen Jahres 
wurde von dieser Regierung wieder grünes Licht 

gegeben für weitere Überwälzungsmöglichkeiten. 
Nicht einmal der Versuch wurde unternommen, das 
vorhandene Instrumentarium des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes konsequent zu nutzen und in 
einer Gesprächsrunde der Konzertierten Aktion mit 
Orientierungsdaten auf den vollen Ernst der Situa-
tion hinzuweisen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Graf Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Mül-
ler-Hermann, darf ich Sie daran erinnern, daß es 
maßgebliche Mitglieder der Oppositionsfraktionen 
gewesen sind — die Herren Strauß und Minister-
präsident Filbinger, kein Mitglied Ihrer Fraktion —, 
die uns darauf aufmerksam gemacht haben und dafür 
eingetreten sind, daß alles unter 10 % völlig unzu-
länglich sei und daß 12 % gerade die Grenze seien, 
die man anstreben müsse? 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Von Herrn 
Strauß und von Herrn Filbinger ist das mit Sicher-
heit nicht gesagt worden, sondern es ist darauf hin-
gewiesen worden, wie wichtig unsere Aktion zur 
Beseitigung der heimlichen Steuererhöhungen ist, 
um die von der Sache aus der Sicht der Gewerk-
schaften richtige Lohnforderung auf eine für die 
Volkswirtschaft erträgliche Basis herabzuschmelzen. 
Das ist die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat noch ein-
mal nach dem Sinn unserer Steuerentlastungsaktion 
gefragt, und ich muß ihm darauf noch eine Antwort 
geben. Zunächst bleibt festzustellen, daß die bis-
herige Steuerpolitik der Bundesregierung auf jeden 
Fall nicht zu einer Nachfragebeschränkung, sondern 
im Effekt zu einer weiteren Nachfrageausweitung 
geführt hat. Denn das, was Sie als Steuererhöhung, 
als Gebührenerhöhung oder als Maßnahmen zur 
Kaufkraftabschöpfung dem Staat zugeführt haben, 
ist in vollem Umfange oder weitgehend wieder aus-
gegeben worden und hat auf der anderen Seite bei 
den Arbeitnehmern, die insbesondere von diesen 
Maßnahmen betroffen gewesen sind, die Anreize 
doch erst geschaffen, die Verluste in der Substanz 
ihrer Einnahmen über zusätzliche Lohnforderungen 
wieder zu kompensieren. Das heißt: diese Politik hat 
mit Sicherheit auf doppeltem Wege zu einer Aus-
weitung der Nachfrage beigetragen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Unser Steuerentlastungsprogramm geht das Pro-
blem von einer ganz anderen Seite an. Es versucht 
einmal, so etwas wie soziale Gerechtigkeit herzu-
stellen. Denn die Progressionsstufen, die in dem 
Steuersystem eingebaut sind, sind von uns selbst, 
vom Gesetzgeber, mit Sicherheit nicht so angelegt 
gewesen, wie das heute in der Praxis aussieht. Zum 
zweiten wollen wir einen natürlichen Druck auf die 
Einnahmen des Staates ausüben, weil wir davon 
ausgehen, daß die Ausweitung der Staatsaufgaben 
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ebenso wie die Ausweitung der Staatsausgaben 
einen starken inflationären Impuls ausüben. Je stär-
ker der Druck auf die Einnahmen ist, desto mehr 
besteht Hoffnung, daß sich, sicherlich nicht von heute 
auf morgen, 

(Zurufe von der SPD) 

aber auf die Länge der Zeit, doch noch die Einsicht 
durchsetzt, daß der Staat wieder sparsam mit seinem 
Geld umgehen muß. 

Wenn der Herr Finanzminister in seiner Rede am 
Freitag sagt, der Staat habe die Aufgabe, einmal 
Infrastruktur zu finanzieren und zum andern eine 
Umverteilung vorzunehmen, dann müssen wir fest-
stellen, daß die realen öffentlichen Investitionen im 
Gegensatz zu dem, was der Bundesfinanzminister 
am Freitag behauptet hat, seit 1970 ständig rück-
läufig sind. Zum anderen ist von der erwünschten 
Umverteilung zugunsten der schwächeren Glieder 
der Gesellschaft doch nichts zu spüren und zu mer-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb sind wir der Auffassung, der Staat tut bes-
ser daran, dem Bürger möglichst viel von seinen 
Einnahmen zu belassen, damit er für sich selbst vor-
sorgen kann und der Staat nicht alles als seine 
Aufgabe ansieht. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Ehrenberg? 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Verehrter Kollege Mül-
ler-Hermann, würden Sie es, wenn Sie Einnahme-
verkürzungen des Staates fordern, nicht erstens für 
redlich halten, auch wenigstens andeutungsweise zu 
sagen, wo denn Ihre sparsamen Ausgabenkürzungen 
anschließend stattfinden sollen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und halten Sie es zweitens tatsächlich für richtig, 
im Zusammenhang mit der Beteiligung von Steuer-
mitteln bei Tarifverhandlungen von sozialer Gerech-
tigkeit zu reden? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Sehr verehr-
ter Herr Kollege Ehrenberg, es ist besonders reiz-
voll, Ihnen in dieser Frage zu antworten. Denn Sie 
haben in der vorigen Woche in einem aus Ihrer 
Sicht, wie ich meine, überzeugenden Referat auf die 
Bedeutung der öffentlichen Investitionen für die In-
frastruktur hingewiesen und haben das zu einem 
Kernproblem 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Aber doch nicht mit 
Steuersenkungen!) 

— Augenblick mal! — Ihrer sozialdemokratischen 
Wirtschaftspolitik ernannt. In Wirklichkeit sieht es 
eben genau anders aus. Unter Ihrer Regierungs-
politik sind die öffentlichen Investitionen ständig 
rückläufig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Leb

-

hafte Zurufe von der SPD.) 

Das Zweite — — 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage, des Abgeordneten Dr. Alt-
hammer? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Bitte, Herr 
Kollege! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege, wür-
den Sie dem Fragesteller bei der SPD in Erinnerung 
rufen, daß im vorigen Haushaltsjahr die Opposition 
Einsparungen in Höhe von 2,5 Milliarden DM vor-
geschlagen hat, daß die Regierung, insonderheit der 
Finanzminister, das alles für baren Unsinn erklärt 
hat und daß am Schluß 4,5 Milliarden DM übrigge-
blieben sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU): Herr Kollege 
Althammer, Sie haben mir einen Teil der Antwort 
vorweggenommen. Ich muß aber richtigstellen: was 
einer der Vorredner hier behauptet hat, daß unsere, 
aus der CDU/CSU kommenden Zusatzanforderungen 
an den Haushalt Beträge von 35 Milliarden DM aus-
machen, das ist die Unwahrheit. Das, was tatsäch-
lich für den Haushalt 1974 an Zusatzwünschen von 
unserer Seite vorliegt, beträgt etwas über 1 Milliarde 
DM, 

(Zurufe von der SPD) 

— beträgt etwas über 1 Milliarde DM —, und dar-
über mit uns sprechen zu lassen sind wir durchaus 
bereit, wenn Sie zunächst einmal durch Ihren Fi-
nanzminister eine Bestandsaufnahme vorgelegt ha-
ben, damit wir wissen: was ist eigentlich noch im 
Haushaltsjahr 1974 und in den folgenden Jahren 
an Manövriermasse in den öffentlichen Haushalten 
und vor allem im Bundeshaushalt dank der inflatio-
nären Entwicklung, die diese Regierung zu verant-
worten hat, übrig? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Solange wir nicht diese Bestandsaufnahme haben, 
lassen wir nicht mit uns darüber reden, wo wir die 
Prioritäten — auch bei den Ausgaben — anders ge-
setzt wissen wollen, als Sie es tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das!) 

Im übrigen kommen wir alle nicht daran vorbei, 
unsere Aufmerksamkeit darauf zu richten, wo auch 
in der Personalintensität die öffentlichen Ausgaben 
abgebaut werden können. Ich füge hinzu: Wir wol-
len durchaus, daß auch die Bediensteten im öffent-
lichen Dienst ihren Anteil an der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung haben. Aber wir treten für einen 
Stellenvermehrungsstopp ein, der beispielgebend 
von der Bundesregierung praktiziert werden müßte, 
weil wir der festen Überzeugung sind, daß es inner-
halb dieses großen Apparates noch erhebliche Ein-
sparungs- und Reservemöglichkeiten gibt und daß 
auch technologische Möglichkeiten mehr als bisher 
eingesetzt werden könnten. Wenn nur der ent-
scheidende Wille dazu vorhanden ist, könnte zu-
mindest eine Ausweitung der staatlichen Apparate 
erreicht werden. 

(Zurufe von der SPD: Das sind doch All

-

gemeinplätze !) 
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— Das sind keine Allgemeinplätze, sondern das ist 
schon einer sehr großen Anstrengung wert; denn 
anders werden Sie weder mit dem Problem der In-
flation fertig werden, das von den öffentlichen 
Haushalten ausgeht, noch die Priorität zugunsten 
der zukunftsorientierten Leistung wiederherstellen 
können, die Herr Ehrenberg in den Mittelpunkt sei-
ner Politik gestellt hat. 

(Abg. Immer: Gehen Sie mal in die Bundes

-

länder!) 

Ich möchte noch ein letztes Thema im Zusammen-
hang mit den ordnungspolitischen Grundsätzen an-
schneiden, die der Bundeswirtschaftsminister in sei-
ner Rede am Freitag vertreten hat. Es ist sehr inter-
essant, vom Herrn Bundeskanzler heute zu hören, in 
welcher Weise er sich für marktwirtschaftliche Prin-
zipien einzusetzen entschlossen zeigt. Nur, Sie müs-
sen sich doch fragen lassen, wie diese Erklärungen 
des Bundeskanzlers in Einklang zu bringen sind mit 
den Thesen, die von Ihrem Genossen Börner im Auf-
trage der Bundespartei erarbeitet wurden, die von 
Herrn Steffen oder von Herrn Roth vertreten wer-
den, die ständig nach Preisstopp, nach Investitions-
lenkung, nach Investitionskontrolle und nach Ver-
gesellschaftung rufen. Das ist doch mit ein Grund, 
weswegen wir diese ungewöhnliche Verunsicherung 
auch in der Wirtschaft haben, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

weswegen sich deutsches und ausländisches Kapital 
bei uns im Lande immer weniger engagieren will: 
weil bei Ihnen die Dinge ordnungspolitisch nicht in 
Ordnung sind und Sie in der SPD als tragende 
Pfeiler dieser Bundesregierung die Unsicherheiten 
heraufbeschwören, die die Bewältigung der Probleme 
der Zukunft so ungewöhnlich schwermachen. 

Bei uns, bei der CDU/CSU — das darf ich hinzu-
fügen —, wissen die Bürger und weiß die Wirtschaft, 
daß wir ordnungspolitisch auf ganz festen Funda-
menten stehen. Auch die Arbeitnehmer haben mit 
der Zeit ein sicheres Gefühl dafür bekommen, daß sie 
bei der CDU/CSU trotz des Feindbildes, das Sie auf-
zubauen bemüht sind, eher die Gewähr für eine Poli-
tik der Stabilität und des sozialen Ausgleichs finden 
als bei den Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir — auch in dieser Debatte — so sorgenvoll 
von der notwendigen Neubesinnung und von dem 
nötigen Neubeginn sprechen, dann in der Erkennt-
nis, wie wichtig neben rein ökonomischen Daten die 
psychologischen Voraussetzungen dafür sind, um 
wirklich eine Wende zu mehr Stabilität herbeiführen 
zu können. Unser Land ist doch zutiefst von einem 
Gefühl der Unsicherheit, des Unbehagens, des Un-
muts erfüllt. Niemand weiß: Wohin geht die Reise? 
Nur das eine ist für die Öffentlichkeit sicher: daß die 
Inflation unter dieser Bundesregierung weitergehen 
wird und daß diese Bundesregierung immer neue 
Schuldige suchen und finden wird, die an dieser Ent-
wicklung die Verantwortung zu tragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber es ist nun einmal so: die Verantwortung für die 
Fakten und für die politische Entwicklung trägt die 
Bundesregierung. 

Auch am Schluß dieser Debatte zum Jahreswirt-
schaftsbericht ist ein überzeugendes konjunkturpoli-
tisches Konzept nicht zu erkennen. Wenn der Bun-
deswirtschaftsminister in einer Passage, die ur-
sprünglich in seinem Redetext enthalten gewesen ist, 
einen Ausblick zwischen Hoffen und Bangen gibt, so 
sieht die Opposition wenig Hoffnung und viel Ban-
gen, was die Zukunft anbetrifft. Sie befindet sich da-
mit in Übereinstimmung mit der Bevölkerung. Die 
Inflationsmentalität, die wir alle zu beklagen haben, 
ist mit Sicherheit nicht das Ergebnis der Schwarz-
malerei der Opposition, wie die Bundesregierung das 
darstellt. Sie ist die nüchterne Reaktion der Bürger 
auf die tägliche Wirklichkeit. 

Die Inflationsmentalität ist im Grunde das konti-
nuierliche Mißtrauensvotum 

(Zuruf von der SPD: Das Sie säen!) 

der Wähler gegen diese Regierung. Die jüngsten 
Wahlergebnisse drücken nur den Versuch der Bürger 
aus, das Ergebnis der letzten Bundestagswahl zu kor-
rigieren nach den Erfahrungen, die sie in den letzten 
Monaten haben machen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem Herr Kollege Carstens zum 
Jahreswirtschaftsbericht nichts zu sagen wußte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hervorragend!) 

und Herr Katzer eine Rolle übernahm, die für die 
politische Linie der Opposition wenig repräsenta-
tiv ist — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Stark [Nürtingen].) 

— Herr Stark, da müssen Sie sich doch noch einmal 
an Hamburg erinnern; das ist ja noch gar nicht so 
lange her. Da wir doch die Position von Herrn Kat-
zer nicht annähernd so stark, wie er sich hier am 
Podium dieses Hohen Hauses gezeigt hat. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Im Hambur

-

ger Wahlkampf hat Herr Katzer sehr erfolg

-

reich gesprochen, Herr Kollege! Das hätten 
Sie sich einmal anhören müssen!) 

— Zwischen erfolgreich und effizient gibt es noch 
Unterschiede. 

Lassen Sie mich aber jetzt zu Herrn Müller-Her-
mann kommen, der hier dem Bundeswirtschaftsmi-
nister Schulmeisterei vorwarf. Ich habe nach Ver-
folgen der Debatte den Eindruck, daß er eigentlich 
gar nicht genügend schulmeistern kann; denn das, 
was hier an Irrtümern von der Opposition produ-
ziert wurde, strotzt vor Widersprüchlichkeiten. 

(Abg. van Delden: Weil Sie alles besser 
wissen!) 
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— Ich komme noch darauf zurück, Herr van Delden! 
Ich komme vor allen Dingen auf Herrn Strauß zu-
rück, denn seine Widersprüche im Protokoll nach-
zulesen lohnt sich. 

(Zuruf des Abg. Dr. von Bismarck: Sind 
Sie froh! — Abg. Lemmrich: Seien Sie froh, 

daß er nicht hier ist!) 

Herr Müller-Hermann möchte mehr für die Um-
verteilung zugunsten der sozial Schwachen tun. Das 
hat mich insofern erstaunt, als daß die Opposition 
an der Stelle, wo Umverteilung zugunsten von so-
zial Schwachen betrieben wird, nämlich bei der 
Steuerreform, überhaupt keinen konstruktiven Bei-
trag leistet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Darüber hinaus wird uns immer genau von Ihnen 
vorgeworfen, daß wir zuviel umverteilen, und dann 
werfen Sie uns vor, daß nicht genügend umverteilt 
wird zugunsten der sozial Schwachen. 

Noch ein Wort zum Haushaltsausgleich, Herr Mül-
ler-Hermann: Sie sagen, die Opposition habe Anträ-
ge gestellt — was ich Ihnen abnehme —, wonach die 
Ausgaben um eine Milliarde DM wachsen sollen; Sie 
haben aber gleichzeitig mit dem Gesetzentwurf zur 
Bekämpfung der Inflation, Ihrem berühmten Steuer-
gesetz, auch Anträge gestellt, wonach 10 Milliar-
den DM Mindereinnahmen erfolgen sollen. Das alles 
macht dann eine Kluft von 11 Milliarden DM aus. 

(Abg. Dr. von Bismarck: Das haben wir nicht 
getan! Da haben Sie falsch gerechnet! Sie 
haben nämlich die Mehreinnahmen bei den 

anderen Steuereinnahmen vergessen!) 

— Vielleicht haben Sie ihren eigenen Gesetzentwurf 
nicht ernstgenommen; das ist ja möglich. Auf jeden 
Fall ist der Einnahmeausfall durch die Steuererleich-
terung, die Sie hier für 1974 vorgeschlagen haben, 
mit 10 Milliarden DM zu veranschlagen, so daß die 
Größenordnung Ihrer Vorschläge knapp an die des 
Stabilitätsprogramms herankommt, nämlich rund 
11 Milliarden DM. 

(Abg. von Bismarck: Das müssen Sie noch 
einmal nachrechnen!) 

Lassen Sie mich aber jetzt zu den Ausführungen 
von Herrn Strauß zurückkommen, die meiner An-
sicht nach sehr symptomatisch sind für die Politik 
dieser Opposition. 

(Abg. Stücklen: Vorsicht! Vorsicht! — Zu

-

ruf des Abg. Lemmrich. — Abg. Dr. Jahn 
[Braunschweig] : Aber sehr mutig!) 

Die Opposition hat immer wieder — bei Herrn 
Strauß kam das besonders deutlich zum Ausdruck —, 
die Inflation in den Mittelpunkt der Kritik gestellt 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Das tun die 
Leute auch, nicht nur wir! — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das sind nicht wir, 
das kommt von draußen!) 

— ja natürlich, deshalb möchte ich auch darauf ein-
gehen — Er hat seine Kritik mit Gruselgeschichten 

untermauert, daß es bei der Inflation überhaupt nur 
Verlierer gebe. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Nein, nein, das 
hat er nicht gesagt!) 

— Ich habe das Protokoll da, ich werde Ihnen bewei-
sen, wen Herr Strauß hier alles als Verlierer darge-
stellt hat. 

Nach herrschender Lehre ist die Inflation sehr 
einfach erklärbar. Es handelt sich um ein Ungleichge-
wicht von Güterangebot und Geldnachfrage, und vor 
diesem Hintergrund sollten wir einmal die Ausfüh-
rungen von Herrn Strauß messen und prüfen, inwie-
weit konstruktive Elemente in den Vorschlägen von 
Herrn Strauß in die Debatte gebracht wurden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch nichts von 
Kosteninflation gehört?) 

Der erste mögliche Ansatz, hier inflationsdämp-
fend zu wirken, ist der, daß wir Produktionskapazi-
täten vergrößern und die Kapazitätsauslastung ver-
bessern. In diesem Zusammenhang hat Herr Strauß 
auf die ganze Frage der Strukturprobleme — Klei-
der, Schuhe, Bau, Kraftfahrzeuge — hingewiesen, 
jedoch überhaupt keine Alternative zu den Maßnah-
men regionaler und struktureller Art zu den Maß-
nahmen der Bundesregierung aufgezeigt. 

Ohne die marktwirtschaftlichen Prinzipien zu ver-
letzen und die Mobilität von Kapital und Arbeit zu 
verringern, läßt sich hier wenig machen; denn es hat 
sich zwischenzeitlich herumgesprochen, daß die Klei-
dung etwas salopper getragen wird — das wissen 
insbesondere die Kollegen, die in den Bekleidungs-
verbänden tätig sind —, daß zwischenzeitlich nicht 
mehr so viel gekauft wird. Bei der Schuhindustrie 
ist es ganz ähnlich. Hier sollten Sie sich auch einmal 
dazu äußern, wieviel internationale Arbeitsteilung 
Sie innerhalb der EG zulassen. Wenn einmal Schuhe 
aus Italien kommen, dann sollten Sie hier nicht so-
fort zu protektonistischen Maßnahmen greifen. 

In der Rede von Herrn Strauß ist überhaupt keine 
Aussage gemacht zu der Frage, was Sie eigentlich 
für eine Exportpolitik wollen. Wollen Sie den Ex-
port steigern, was zweifelsohne beschäftigungspoli-
tisch sinnvoll wäre, oder wollen Sie den Export 
dämpfen, um hier am inländischen Markt mehr Gü-
ter zur Verfügung zu haben? Welchen Weg wollen 
Sie gehen? 

Welche Maßnahmen wollen Sie beim Import-
geschäft ergreifen? Wollen Sie mehr Importwaren 
hereinlassen, was eine stabilitätspolitisch sinnvolle 
Maßnahme wäre, oder wollen Sie den Import bis zu 
einem gewissen Grade dämpfen, um den Zahlungs-
bilanzausgleich unter neuen Voraussetzungen in der 
Energiepolitik zu gewährleisten? 

Dies alles sind Fragen, auf die die Opposition 
uns keine Antwort gegeben hat und wo wir sie 
immer mal wieder zu einer Stellungnahme heraus-
fordern werden. Wir werden sie auch zu der Frage 
Floaten um eine Stellungnahme bitten, wenn es 
nämlich darum geht, daß der Gegensatz gelöst wer-
den muß, einerseits durch Floaten mehr Außen-
absicherung zu haben und andererseits — was Herr 
Strauß in Erklärungen andernorts fordert — das 
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klare Bekenntnis zu Europa. Das klare Bekenntnis 
zu Europa heißt natürlich letztlich auch, daß die 
Gruppe der Schlangen-Partner von fünf auf acht 
oder neun vergrößert wird, und das heißt letztlich 
auch, daß Währungsbeistand für Großbritannien, für 
Frankreich und für Italien bezahlt werden muß und 
daß dies für uns eine teure Sache wird. 

Alles blieb offen. Sie haben nicht gesagt, wie Sie 
die Schwierigkeiten auf der Nachfrageseite der In-
flation lösen wollen, wie sie Kaufkraft abschöpfen 
wollen, wie sie die Geldmenge vermindern wollen. 
Sie haben ein Gesetz vorgelegt — ich bin vorher 
schon kurz darauf eingegangen —, wonach Sie die 
Steuern senken wollen. Wenn Sie aber Steuern sen-
ken wollen, dann schaffen Sie mehr kaufkräftige 
Nachfrage in der Volkswirtschaft und haben absolut 
keinerlei stabilisierende Effekte dadurch erreicht. 
Im Gegenteil! 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Der Staat muß 
sparen!) 

— Herr Stark, ich komme noch auf den Staat. Natür-
lich haben wir die Haushaltskürzungen als Möglich-
keiten. Die sind im Verhältnis zu dem Gesamt-
volumen jedoch so bescheiden, daß man eigentlich 
hier in diesem Gremium nicht mehr allzu viele 
Worte darüber verlieren sollte. Was soll denn i Mil-
liarde DM im Verhältnis zu einem Bruttosozial-
produkt von über 800 Milliarden DM für einen 
Stabilitätseffekt erreichen? Das alles sind doch 
Widersprüche, die Sie uns hier in der wirtschafts-
politischen Debatte servieren, ohne uns zu zeigen, in 
welche Richtung Sie gehen wollen. 

Die Opposition waist dann auf die Lohnabschlüsse 
hin. In diesem Bereich wird die Nachfrage zwar 
beeinflußt, aber die Bundesregierung oder das Par-
lament hat hier keine Zuständigkeit. Sie können 
Kaufkraft im Arbeitnehmerbereich durch niedrigere 
Lohntarifabschlüsse reduzieren. Sie können auch im 
Unternehmerbereich durch zurückhaltendere Preis-
politik einen stabilisierenden Effekt erzielen. Aber 
das alles sind Verwaltensweisen im Bereich der 
tarifautonomen Gruppen, im Bereich der Gruppen, 
in die wir, wenn wir uns zur Marktwirtschaft beken-
nen, nicht ohne weiteres durch staatliche Dirigismen 
eingreifen sollten. 

Genau bei den sozialen Gruppen sehe ich den zen-
tralen Irrtum und die falschen Thesen von Herrn 
Strauß, der hier von diesem Podium aus die Ver-
lierer der jetzigen Inflation aufgezählt hat. Allen 
voran, weil es die zahlenmäßig größte Gruppe ist, 
die Arbeitnehmer, dann die Unternehmer, die Spa-
rer, die Hausfrauen. Alle waren da. 

Eines hat Herr Strauß leider überhaupt nicht ge-
sagt: Durch die derzeitige Inflationsrate wird das 
gütermäßige Sozialprodukt keineswegs kleiner. 
Wenn aber das Sozialprodukt von allen gesellschaft-
lich relevanten Gruppen lediglich in geringerem 
Maße in Anspruch genommen werden kann, dann 
muß Herr Strauß — und die Frage muß er sich ge-
fallen lassen —auch uns erklären, wo die Gewinner 
der Inflation sind. Dann zu sagen, die Gewinner 
seien die Linksradikalen, die Goldhamster  

(Abg. Stücklen: Die Judos!) 

— ach, Herr Stücklen, Ihr Zwischenruf zeigt nur, 
wie beschränkt Ihr Verständnis volkswirtschaft-
licher Zusammenhänge ist. Die Inflation — und das 
sollten wir hier ganz klar sagen, nachdem Graf 
Lambsdorff und der Bundeswirtschaftsminister dar-
auf hingewiesen haben — ist theoretisch auch ohne 
Verlierer möglich. In dem Moment, wo wir über 
die Indexierung dazu kommen, daß jede Gruppe 
in gleichem Maße von der Inflation getroffen wird, 
wird die Inflation nämlich keine gütermäßigen 
Verlierer beim Verteilungsprozeß mehr kennen. Die 
Schwierigkeit liegt jedoch darin, daß, falls wir der 
Indexierung das Wort reden würden, gleichzeitig 
auch die Inflation institutionalisiert würde. Wenn 
es aber darum geht, daß irgend jemand anfangen 
muß, mit niedrigeren Steigerungsraten zufrieden zu 
sein, dann sollte man jene Gruppe nicht zu Mehr-
forderungen aufhetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das eigentliche soziale Phänomen der Inflation ist 
nämlich der Kampf der gesellschaftlich relevanten 
Gruppen um die Anteile am Sozialprodukt und die 
geringe Bereitschaft einer Gruppe, mit gutem Bei-
spiel voranzugehen. Wenn Herr Strauß hier sagte, 
die Arbeitnehmer seien die eigentlichen Verlierer, 
dann stimmt dies nicht. Zumindest für das Jahr 1973 
kann man das gesichert sagen. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Fragen Sie 
mal!) 

1973 wurde bei einer Inflationsrate von knapp 8 % 
eine Lohnsteigerungsrate von über 12 % realisiert, 
so daß eine Reallohnerhöhung von 4 % eintrat, die 
über dem Durchschnitt der Wachstumsraten wäh-
rend Ihrer Regierungszeit, meine Damen und Herren 
von der Opposition, lag. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist zweifellos möglich, daß einzelne Gruppen 
der Arbeitnehmer bei den Lohnsteigerungen bran-
chenbedingt im Verhältnis schlechter abgeschnitten 
haben. Aber wer immer sich hier zur Marktwirt-
schaft bekennt, der muß auch akzeptieren, daß von 
den Lohnsteigerungsraten gewisse Impulse zur Mo-
bilität und eine Anziehungskraft für die produkti-
ven und leistungsfähigen Sektoren ausgehen sollen. 

Die zweite Verlierergruppe, die von Herrn Strauß 
aufgezeigt wurde, waren die Unternehmer. Hier 
läßt sich gerade für 1973 sehr deutlich zeigen, daß 
die Unternehmereinkommen im Verhältnis zu den 
Lohneinkommen keineswegs nachhinkten. Im Ge-
genteil, wir haben eine Parallelentwicklung, eine 
Gleichläufigkeit der Einkommen gehabt, die sogar 
— auch das sollten wir einmal deutlich sagen — so-
zial keineswegs so unproblematisch gewesen wäre, 
wenn die Bundesregierung nicht rechtzeitig finanz-
politische Maßnahmen ergriffen hätte, um die Pro-
gnose des Sachverständigengutachtens 1972 zu 
widerlegen oder in dem Sinne zu beeinflussen, daß 
die Gewinnsteigerungsraten, die auf 20 % prognosti-
ziert wurden, durch die Stabilitätsmaßnahmen auf 
das Niveau der Lohnsteigerungen heruntergeholt 
wurden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wir sehen natürlich auch, daß die Gewinnprogno-

sen für das Jahr 1974 im unternehmerischen Bereich 
nicht rosig sind. Aber vielleicht sollten wir im 
Jahre 1974 endlich einmal von dem bisherigen Den-
ken wegkommen, wonach die Investitionen in der 
Wirtschaft immer mit den Unternehmergewinnen 
identisch sein müssen. 

(Abg. Stücklen: Vom Defizit kann man sie 
nicht finanzieren!) 

Wir haben mit dem Vermögensbildungsmo-
dell jetzt einen Ansatz geliefert. Es müssen dem-
nach nicht alle Investitionen aus den Unternehmer-
gewinnen finanziert werden. Vielmehr sollte nach 
unseren vermögenspolitischen Vorstellungen die 
Arbeitnehmerschaft in stärkerem Maße am  Wachs

-

tum  der Wirtschaft partizipieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
van Delden: Herr Vohrer, Wachstum ist 
gut! Bloß, es wächst nichts! — Zuruf des 

Abg. Dr. Müller-Hermann.) 

— Herr Müller-Hermann, das ist unser Beitrag für 
die sozial schwächeren Gruppen. Die wollen wir 
überhaupt einmal in unser Wirtschaftssystem ein-
binden. Hiermit soll ein Beitrag dazu geleistet wer-
den, daß die Polarisierung zwischen Kapital und 
Arbeit vermindert wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir wissen auch, daß einige Branchen nicht in 
vollem Maße die Preissteigerungen durchsetzen 
können, die sie auf Grund der Lohnsteigerungen 
oder erhöhter Energiekosten zweifellos überwälzen 
müßten. Aber wer sich zur Marktwirtschaft bekennt, 
sollte endlich auch einmal einsehen, daß wir es hier 
nicht mit einer Einbahnstraße in Richtung auf Wirt-
schaftswachstum und Gewinnsteigerungen zu tun 
haben. 

Uns deshalb aber Unternehmerfeindlichkeit zu 
unterstellen wäre meiner Ansicht nach das Fal-
scheste, was man tun könnte. Gerade wir als Libe-
rale bekennen uns ganz klar dazu, daß das markt-
wirtschaftliche Prinzip nur funktionieren kann, wo 
unternehmerische Initiative möglich ist. Das Unter-
nehmertun, das wir wollen, widerspricht vielleicht 
in einigen Bereichen Ihren Vorstellungen; denn wir 
sehen das Unternehmerprinzip nicht so, daß die Un-
abhängigkeit der Unternehmer, wenn es gut geht, 
gewährleistet ist und daß der Staat immer dann ein-
zugreifen hat, wenn es schlecht geht. Wir wollen 
ein Unternehmertum, für das wir die Rahmenbedin-
gungen schaffen, damit die Wirtschaft gedeihen 
und funktionieren kann. 

Die dritte Gruppe, die nach Herrn Strauß zu den 
Verlierern zählte, waren die Sparer. Dort haben wir 
in der Tat bei einer Inflationsrate von 8 % und bei 
langfristigen Anlagen mit einer 10%igen Verzinsung 
einen Realzins in der Größenordnung von lediglich 
2 °/o. Wenn Sie aber einmal langfristig zurückblen-
den, werden Sie feststellen, daß auch in all den 
früheren Jahren, also in „der guten alten Zeit", der 
Realzins nur in ganz seltenen Fällen wesentlich 
über 2 % lag. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Das erzäh

-

len Sie mal dem Sparer!) 

An dieser Stelle sollte auch eine kleine Anmer-
kung über die Praxis der Banken gemacht werden. 
Denn nach meiner Ansicht ist es auch eine Dienst-
leistungsaufgabe der Banken, die Leute, die über 
längere Zeiträume hinweg Beträge von 50- und 
100 000 DM auf dem Sparbuch liegen haben, darauf 
hinzuweisen, daß es dafür rentierlichere Anlage-
formen gibt. Da sollte man es nicht der Bundesregie-
rung und der von ihr vertretenen Politik vorwerfen, 
daß es in Einzelfällen Sparer gibt, die keine reale 
Verzinsung erreichten. 

(Abg. Stücklen: Wollen Sie die Banken ver

-

staatlichen?) 

Es wurden die Rentner und die Studenten ange-
führt. Es stimmt: Selbst bei der Dynamisierung gibt 
es hier ein Nachhinken. Die Schwierigkeit ist, daß 
in dem ganzen Prozeß der Inflation immer wieder 
Gruppen da sind, die ihre Forderung nicht sofort 
durchsetzen können und benachteiligt sind. Deshalb 
gehen unsere Bemühungen auch dahin, ganz bewußt 
und mit allen Mitteln zu versuchen, die inflationäre 
Entwicklung dämpfend zu beeinflussen. 

(Abg. Stücklen: Ja, 7,8 %, 7,9 %!) 

Eine der benachteiligten Gruppen — und das ist 
eine der wenigen, die ich anerkenne   sind die 
Hausbesitzer, die den Hausbesitz als Alterssiche-
rung sehen und nun Schwierigkeiten haben, ihre 
Mieten in der Weise anzupassen, daß es eine Dyna-
misierung im Sinne der Einkommensentwicklung 
wäre. Wir haben hier mit dem zweiten Steuerände-
rungsgesetz eine gewisse Abhilfe geschaffen, die es 
wenigstens erlaubt, die Modernisierung zukünftig 
auf die Miete zu überwälzen. 

Was aber den Nachfrager Staat anbetrifft, so kann 
zumindest der Bund hier in aller Deutlichkeit sagen, 
dab es keinerlei inflationsstimulierende Impulse 
gab, daß er sich in der Wirtschaft mit einem nomi-
nalen Wachstum von 12 % im Jahre 1973, mit Aus-
gabensteigerungen von 10 % vorbildlich verhalten 
hat und daß er durch die Stillegung von Milliarden-
beträgen bei der Bundesbank ein Beispiel gegeben 
hat, das in den von Ihnen regierten Ländern nach-
geahmt werden sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind uns dessen bewußt, daß es bei der 
Inflation Gewinner und Verlierer gibt; das Ganze ist 
ein Ellenbogen-Geschäft. Wir können bei der ganzen 
Entwicklung als Staat nur eine Schiedsrichterrolle 
übernehmen. Im Jahre 1973 hat der Staat die 
Schiedsrichterrolle in bezug auf die Konstanz der 
Anteile einzelner Gruppen meiner Ansicht nach in 
ganz hervorragender Weise gelöst. Das wird auch 
in dem Sachverständigengutachten bescheinigt. Und 
Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
sollten, wenn wir hier schon die Debatte über den 
Wirtschaftsbericht und über das Sachverständigen-
gutachten führen, ab und zu auch einmal auf die 
Aussagen dieses Gutachtens zurückkommen, die 
keineswegs so düster sind, wie Sie es hier dar-
stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Stücklen: Alles in Ordnung!) 
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Wenn Sie dazu beitragen wollen, daß in diesem 

Lande mehr soziale Gerechtigkeit verwirklicht wird, 
dann sollten Sie mit uns die Steuerreform unter-
stützen und sollten nicht einige Gruppen, die mit 
gutem Beispiel vorangehen, aufhetzen, indem Sie sie 
als Verlierer bezeichnen und ihre Begehrlichkeit 
steigern. Genau das war der Ansatz von Herrn 
Strauß. 

Herr Strauß hatte völlig Recht, wenn er sagte: Die 
Inflation ist ein eminent psychologisches Phänomen. 
Aber wenn es ein psychologisches Phänomen ist, 
dann sollten Sie, wenn Ihnen an der Erhaltung die-
ses Wirtschafts- und Gesellschaftssystem liegt, nicht 
zur psychologischen Überhitzung beitragen, sondern 
dämpfend wirken. 

(Abg. van Delden: Die rote Lampe leuchtet!) 

Mit den Reden, die hier — insbesondere von Herrn 
Strauß — gehalten wurden, leisten Sie einen Bei-
trag, um die Atmosphäre zu vergiften, aber keinen 
Beitrag dazu, daß die Lohnsteigerungsraten und  die 

 Preissteigerungsraten geringer ausfallen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Natürlich, die 
Opposition hat Schuld!) 

Sie gaben auch wenig Anregungen dazu, daß andere 
Ausgabenposten — wie Staatsausgaben auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene — geringer werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, ich erinnere Sie an den Ablauf der 
Redezeit. 

Dr. Vohrer (FDP) : Ich komme zum Schluß, Herr 
Präsident. — Die Opposition hat nach Ansicht der 
Liberalen 

(Abg. Stücklen: Was? Wer?) 

zur Stabilität wenig Anregungen gegeben. Sie hat 
durch ihre Beiträge die Begehrlichkeit der einzelnen 
Gruppen angeheizt. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich darf in dem Zusammenhang einmal das aus-
gesprochen mutige Wort des Bundeskanzlers her-
vorheben, der sich vor den Tarifabschlüssen be-
schwörend an  die  Tarifpartner wandte, mit ihren 
Abschlüssen unter der 10 %-Grenze zu bleiben und 
so mit gutem Beispiel voranzugehen. 

(Abg. Stücklen: Hat keine Autorität! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Kluncker!) 

In jener Zeit kam von Ihnen, wenn ich mich richtig 
entsinne, Herr Zeitel, das Wort, daß jeder Abschluß 
unter 10'0/o für die Arbeitnehmer unzumutbar sei. 

(Abg. Breidbach: Preissteigerungsrate!) 

Das alles geht in die Richtung, die ich hier darge-
stellt habe. Ein konstruktives Wort wie das des 
Bundeskanzlers fehlt von der Opposition. Deshalb 
fällt es meiner Fraktion leicht, die Wirtschaftspolitik 
dieser Bundesregierung und des Bundesministers 
für Wirtschaft zu unterstüzen und gutzuheißen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Kleiner Weißma

-

cher! — Abg. Stücklen: Kleiner weißer 
Riese!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wolfram. 

(Abg. Stücklen: Wie lange, Herr Präsident?) 

— Herr Kollege, wenn ich nichts bemerke, gehe ich 
von der üblichen Redezeit aus. Das ist selbstver-
ständlich. 

(Abg. Wehner: Ist ein Ausnahmefall!) 

— Es ist in den letzten Wochen genug gegen die frü-
heren guten Vorsätze gesündigt worden durch De-
battengänge, die weit über die früheren Überlegun-
gen zur Redezeitbegrenzung hinausgingen. 

(Abg. Wehner: Wieso, heute auch!) 

Wolfram (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann die Opposition 
beruhigen; ich werde sicherlich nicht soviel Zeit in 
Anspruch nehmen wie Sprecher der Opposition, die 
viel geredet, aber wenig zum Thema gesagt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die heutige Debatte war bemerkenswert. Es lohnt 
sich für die deutsche Öffentlichkeit und vor allem 
auch für die Verantwortlichen in der Wirtschaft und 
bei den Gewerkschaften, das nachzulesen, was Spre-
cher der Opposition zu dem heutigen Thema gesagt 
haben. 

(Abg. Seiters: Herrn Schmidts Rede sollte 
man auch nachlesen! — Abg. Dr. Stark [Nür

-

tingen] : Der Bundeskanzler! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Sie werden dann zu dem Ergebnis kommen, daß es 
verheerend und ein Unglück wäre, wenn Sie in die-
sem Lande für die Wirtschaftspolitik verantwortlich 
wären. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Stark 
[Nürtingen] : Die Wähler denken offenbar 
anders! — Abg. Stücklen: Da lachen doch 
die Hühner! — Zuruf des Abg. Dr. Carstens 

[Fehmarn] .) 

— Herr Professor Carstens, zu Ihnen komme ich 
auch noch. 

Meine Damen und Herren, wie sind die Fakten? 
Die Bundesregierung legt einen objektiven Jahres-
wirtschaftsbericht vor; der Bundesminister für Wirt-
schaft, Herr Dr. Friderichs, gibt zusätzliche Problem-
informationen. 

(Abg. Seiters: Und was macht Herr Schmidt?) 

Die Sprecher der Opposition wissen nichts anderes 
darauf zu erwidern, als polemisch die Rede des Mini-
sters abzuwerten. 

(Abg. van Delden: Haben Sie die Rede von 
Herrn Schmidt nachgelesen? — Zuruf von 
der CDU/CSU: Und die Inflation geht wei

-

ter!) 
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Herr Carstens hält eine Rede und sagt nichts. Herr 
Professor, Sie haben Ihrer Kaste einen schlechten 
Dienst erwiesen, Sie hätten besser geschwiegen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
van Delden: Das wäre Ihnen lieber ge

-

wesen!) 

Herr Katzer durfte heute nur reden, weil Herr Strauß 
außerhalb des Landes ist. 

(Abg. Reddemann: Wir sind doch nicht auf 
dem Jahrmarkt, sondern im Deutschen Bun

-

destag! Da soll man ernst reden!) 

Wenige Bemerkungen zu dem, was die Opposi-
tionssprecher zum Thema gesagt haben. Herr Strauß 
wies auf die psychologischen Faktoren für den Wirt-
schaftsablauf hin. Ich muß sagen: Die ganze Psycho-
logie seiner wirtschaftspolitischen Argumentation 
bestand darin, Tatsachen auf den Kopf zu stellen, 
zu vernebeln, zu verunsichern und darauf zu speku-
lieren, daß die volkswirtschaftlichen Kenntnisse vie-
ler Menschen nicht ausreichend sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Bemerkenswert ist auch der Hinweis von Herrn 
Strauß auf die Beispiele Vermögensbildung, Berufs-
ausbildung und Mitbestimmung gewesen. Hier kann 
jeder die Glaubwürdigkeit Ihrer Aussagen zu diesen 
Reformvorhaben prüfen. 

(Abg. Breidbach: Au, au!) 

Es ist verantwortungslos, wenn der Sprecher der 
Opposition der Regierung vorwirft, sie habe einen 
Kostendruck geschaffen, der zur Inflation führe. Hier 
stellt Herr Strauß, wie so oft, die simpelsten wirt-
schaftlichen Erkenntnisse und Fakten auf den Kopf. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Reddemann?  

Wolfram (SPD) : Wenn Sie mir das zur Redezeit  

zugeben, gern.  

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Wolf-
ram, da Sie Ihren Wählern versprochen haben, in  
dieser Wahlperiode ein Gesetz über die paritätische  
Mitbestimmung durchzuziehen, und die Koalition  
dieses Gesetz nicht vorlegt, darf ich annehmen, daß  

Sie nach den Sätzen, die Sie eben vorgetragen ha-
ben, nun von sich aus initiativ werden und einen  
eigenen Gesetzentwurf zur paritätischen Mitbestim-
mung einbringen?  

Wolfram (SPD) : Herr Kollege Reddemann, wie  
man Sie zum Parlamentarischen Geschäftsführer  

Ihrer Fraktion wählen konnte, ist ein Rätsel!  

(Beifall bei der SPD.)  

Wer so dumme Fragen stellt, wo ein Regierungsent-
wurf zur Mitbestimmung vorliegt, der stellt seiner  

Fraktion wirklich das beste Zeugnis aus!  

(Beifall bei der SPD.)  

Herr Carstens, ich empfehle Ihnen: Schicken Sie den  
Mann dahin, wo er hingehört!  

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Frage 
des Herrn Abgeordneten Graf Lambsdorff? 

(Abg. Breidbach meldet sich ebenfalls zu 
einer Zwischenfrage.) 

Wolfram (SPD) : Aber gern, Herr Kollege Breid-
bach. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Aber lassen Sie ihn doch; Herr Strauß will ihn 
rausschmeißen, ich lasse ihn reden. 

(Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Ich bitte um Ruhe, sonst können sich die Fragestel-
ler nicht vernehmlich machen.  

Herr Kollege Wolfram, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Graf Lambs-
dorff?  

Wolfram (SPD) : Sehr gern, Kollege Graf Lambs-
dorff.  

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Wolf-
ram, darf ich vielleicht darauf aufmerksam machen,  
daß wir uns Belehrungen von einer Fraktion, die  
nicht in der Lage ist, wegen der Drittelparität auch  

in der Mitbestimmung einen Gegenentwurf einzu-
bringen, eigentlich nicht gefallen lassen müssen?  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Wolfram (SPD) : Vielen Dank, Graf Lambsdorff.  

Ich teile Ihre Auffassung,  

(Abg. Breidbach zieht seine Meldung zu  
einer Zwischenfrage zurück.)  

— Sie sehen, Ihre Empfehlung hat zumindest beim  

Kollegen Breidbach ihre Wirkung nicht verfehlt.  

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Gilt der Regie

-

rungsentwurf denn noch?)  

Meine Damen und Herren, die Reden der Spre-
cher der Opposition waren voller Widersprüchlich-
keiten. Ich will das an einem Beispiel belegen. Herr  

Kollege Strauß hat in Punkt 8 seiner Thesen die  

Verteidigung der Autonomie der Bundesbank ange-
kündigt. Im ersten Drittel seiner Rede hatte er die  
Hochzinspolitik für schwerwiegende Folgen ver-
antwortlich gemacht, und — was das Schlimme ist — 
er hat den Eindruck zu erwecken versucht, als sei  

die Bundesregierung für die Zins-, Kredit- und  

Kapitalmarktpolitik verantwortlich.  

Im übrigen hat Ministerpräsident Stoltenberg, den  

den Sie als Ersatz aus Schleswig-Holstein nach hier  

holen mußten, wörtlich gesagt, es gebe gute Gründe  
für die Bundesbank, ihre Geld- und Kreditpolitik  

fortzusetzen.  

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Weil die Bun

-

desregierung nicht bremst!)  

Ich will zu den Aussagen von Ministerpräsident  
Stoltenberg nur noch eine weitere Bemerkung ma- 
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chen: Zunächst hat er nicht verwirklicht, was er an-
gekündigt hatte, nämlich zum Thema Probleme der 
Länder und Gemeinden zu sprechen. Man kann 
ihm allerdings zustimmen, wenn es darum geht, 
eine regionale Differenzierung unserer Wirtschafts- 
und Konjunkturpolitik zu betreiben. Es ist gerade 
unser Kollege Dr. Herbert Ehrenberg und es sind 
die Sozialdemokraten gewesen, die immer wieder 
auf die Entwicklung dieses Instruments hingewiesen 
haben. 

(Abg. van Delden: Hat aber vorher einer 
bestritten!) 

Wenn die Erfahrungen mit dem jüngsten Sander-
konjunkturprogramm vorliegen, werden wir das In-
strument einer sektoral und regional differenzierten 
Strukturpolitik fortschreiben und verbessern. 

Meine Damen und Herren, wie ist die Lage der 
deutschen Wirtschaft wirklich? 

(Abg. van Delden: Schlecht! — Abg. Stück

-

len: Schlecht ist sie! — Abg. Dr. Jahn 
[Braunschweig] : 10 % Inflation!) 

— Herr Stücklen, wenn ,es nach Ihnen ginge, wür-
den Sie die Wirtschaft in eine Krise hineinreden! 
Aber Gott sei Dank sind die Fakten anders. Sie 
reden nur von Problembereichen. Aber ich frage 
Sie: Geht es z. B. der deutschen Stahlindustrie 
schlecht — übrigens trotz paritätischer Mitbestim-
mung —? 

(Abg. Russe: Wer hat die eingeführt?) 

Ich frage Sie: Geht es der deutschen Chemie 
schlecht? Geh es der gesamten Energiewirtschaft 
schlecht? Geht es den Banken und Versicherungen 
schlecht? 

Ich weise auf den jüngsten Monatsbericht der 
Bundesbank hin. Sie haben ihn ja noch nicht mal 
zur Kenntnis genommen, geschweige denn sich 
mit den neuen Fakten und Konjunkturindikatoren 
auseinandergesetzt. So ernst zu nehmen sind Ihre 
Debattenbeiträge zu einem so wichtigen Thema, zu 
einem so wichtigen Problem. Sie wissen, wirtschaft-
liche Probleme sind diffizil, und wer wie Sie so 
leichtsinnig über solche schwierigen Probleme redet, 
der nimmt eine große Verantwortung auf sich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ihr Versuch, mit einem Teil restaurativer Unter-
nehmer den Eindruck zu erwecken, als würde diese 
sozialliberale Koalition eine Politik gegen die Wirt- 
schaft betreiben, wird scheitern müssen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Gegen die 
Arbeitnehmer! Das ist ein großer Unter

-

schied! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Ihnen und diesem Teil, der mit Ihnen an einem 
Strang zieht, muß man sagen: wer verunsichert, 
wer Panik schürt, der legt die Axt an die Wurzeln 
unserer Ordnung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich appelliere von dieser Stelle aus an die ver-
antwortungsbewußten Unternehmer, vor allem an 
die jüngeren Unternehmer, objektiv und fair zur 
sozialliberalen Koalition zu sein, wie Sie gut bera-

ten wären, sich gegenüber jeder demokratischen 
Regierung korrekt und fair zu verhalten und statt 
Konfrontation Kooperation zu suchen, 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig]: Ja, das 
hättet Ihr machen müssen!) 

weil wir nur gemeinsam die Probleme, die anstehen, 
lösen können. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der CDU/ 
CSU:. Gelber Punkt!) 

Krisengerede und Schwarzmalerei helfen uns 
nicht weiter. Permanente Preiserhöhungsankündi-
gungen haben eh er preissteigerungswirkende 
Effekte als das Gegenteil. 

(Abg. Haase [Kassel]: Sie meinen die Reden 
von Herrn Ehmke! — Zurufe von der CDU/ 

CSU: Bundespost! Steuererhöhungen!) 

Man muß in der deutschen Öffentlichkeit auch mit 
dem Irrtum aufräumen, wenn Sie dran wären, gäbe 
es die heutigen Probleme nicht, wäre alles besser. 
Jeder soll Ihre Debattenbeiträge nachlesen und er-
kennen, welche Alternativen Sie bieten! Dann wird 
man wissen: Ihnen darf man die wirtschaftspolitische 
und gesamtpolitische Verantwortung nicht mehr 
übertragen! 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU. -- Abg. Stücklen: Der Wähler 

ist nicht so dumm!) 

Lassen Sie mich nun zu einem anderen Problem 
kommen, das in der Debatte immer wieder anklang. 
Die SPD-Bundestagsfraktion dankt der Bundesregie-
rung und dem Bundesminister für Wirtschaft für die 
im Jahreswirtschaftsbericht 1974 gemachten Aus-
sagen zur Energie- und Rohstoffpolitik. Dank des 
von der Bundesregierung vorgelegten Energiekon-
zepts wurde die Bundesregierung nicht unvorbe-
reitet von der Ölkrise getroffen. Sie hat schnell und 
flexibel reagiert. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Die Ölkrise hat allen Energieverbrauchern, priva-
ten wie industriellen, ins Bewußtsein gerufen, wel-
che Bedeutung die Energie für eine Volkswirtschaft 
hat. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Und die Markt

-

wirtschaft!) 

Sehr schnell war der Glaube an ein langfristig siche-
res, ausreichendes und billiges Rohöl erschüttert. 
Viele reagierten hektisch, als die Bundesregierung 
einen kühlen und klaren Kopf behielt. Heute schaut 
es schon wieder anders aus. Die seinerzeit heilsame 
Unruhe weicht draußen im Lande zunehmend einer 
Gleichgültigkeit und Tatenlosigkeit. Die Zahl derer 
wird größer, die annehmen, es regele sich alles von 
selbst, mit der mengenmäßigen Verknappung sei es 
vorbei, alles sei nur etwas teurer geworden. 

(Abg. Seiters: Das war die Zeit, als Sie sich 
Kuchen mit dem Dienstwagen holen liegen, 

Herr Oberbürgermeister!) 

Ich warne mit Nachdruck vor einer solchen Fehl-
einschätzung der Lage und der Zukunftserwartun-
gen. 
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Ich weise darauf hin,  daß wir die energiepoliti-
sche Herausforderung noch beantworten müssen, 
und ich appelliere an alle Verantwortlichen, kon-
struktive Konsequenzen zu ziehen und entsprechen-
de Entscheidungen zu treffen. Das Energieprogramm 
muß fortgeschrieben und aktualisiert werden. Das 
muß im Dialog geschehen. Meine Damen und Her-
ren von der Opposition, wir haben mit Genug-
tuung zur Kenntnis genommen, daß Ihr energiepoli-
tischer Sprecher, der Herr Kollege Russe, sich in der 
letzten Energiedebatte auf die Basis dieses Energie-
konzepts gestellt hat und mit uns bereit ist, es wei-
ter zu entwickeln. 

(Abg. van Delden: Wenn ihr etwas Vernünf

-

tiges macht, sind wir immer bereit!) 

Auch die Bundesländer kommen nicht aus ihrer 
Verantwortung heraus, und der Bundesrat wäre gut 
beraten, mit der Bundesregierung an einem Strang 
zu ziehen und nicht immer wieder länderpartielle 
Teilinteressen in den Vordergrund zu schieben. 
Wirtschaft und Energieverbraucher stehen in der 
Mitverantwortung. 

(Abg. Stücklen: Man kann nicht jede 
Dummheit mitmachen!) 

 Ach, Herr Stücklen, Sie verstehen doch davon 
gar nichts. Machen Sie doch nicht immer so un-
qualifizierte Zwischenbemerkungen! Das ist doch 
völlig überflüssig; Sie halten doch nur die Debatte 
auf. 

(Abg. Kiechle: Unter Stücklen war das 
Postministerium besser!) 

Sehen Sie, wenn man bei Ihnen zur Sache spricht, 
wenn man sich mit wirtschaftspolitischen Fakten 
auseinandersetzt, können Sie nur dumme Zwischen-
rufe machen. Das ist doch erschütternd! 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU. 
Zuruf von der CDU/CSU: Ihr Kanzler!) 

Das letzte Glied in dieser Kette ist die europä-
ische-amerikanische und eine weltweite Zusammen-
arbeit und das Bemühen um eine Kooperation zwi-
schen rohölfördernden und Verbraucher-Ländern 
unter besonderer Berücksichtigung der Interessen 
der Entwicklungsländer. 

Lassen Sie mich noch ein kurzes Wort zur Lage 
auf dem Mineralölmarkt sagen. Ich glaube, er ist 
nach wie vor undurchsichtig und voller Unsicher-
heiten. Daß auf den internationalen Ölmärkten der 
Höhepunkt der Teuerung überschritten ist, kann 
nicht behauptet werden. Zur Preispolitik der in der 
Bundesrepublik tätigen Mineralölgesellschaften will 
ich nur bemerken, daß trotz versuchter und viel-
leicht auch optisch zum Teil gelungener „Weiß-
wäsche" vor dem Kartellamt in Berlin das Unbe-
hagen bleibt. Zu undurchsichtig und zu undurch-
schaubar sind und bleiben die Mengen- und Preis-
strategien vor allem der multinationalen Mine-
ralölkonzerne. Das muß weiter kritisch geprüft wer-
den. 

Was die währungspolitischen Auswirkungen der 
Ölverteuerung betrifft, so weiß jeder, daß sie noch 
nicht voll abschätzbar sind. Wir können nur hoffen, 
daß es uns gelingt — europäisch und in der Zusam-

menarbeit mit anderen Ländern insbesondere den 
USA —, eine angemessene Antwort darauf zu fin-
den. Es muß vermieden werden, daß die Eurogeld-
und -kapitalmärkte plötzlich aufgebläht werden und 
eines Tages umfangreiche Verlagerungen zu den 
nationalen Geld- und Kapitalmärkten erfolgen. Wir 
brauchen deshalb multilaterale Lösungen. 

Lassen Sie mich noch eine Empfehlung an die 
Bundesregierung richten. Ich glaube, die Bundes-
regierung wäre gut beraten, zu prüfen, ob sie nicht 
die Gründung einer Rohölbeschaffungsgesellschaft 
für die Bundesrepublik betreiben sollte. 

Zum Stellenwert der heimischen Kohle will ich 
nur darauf hinweisen, daß der Bundeskanzler dazu 
von uns voll zu unterstreichende Ausführungen bei 
seiner letzten Grubenfahrt in Dortmund gemacht 
hat. 

(Abg. van Delden: Alle?) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist 
darüber hinaus der Meinung, daß uns nicht nur die 
Energiepolitik, sondern auch die gesamte Rohstoff-
versorgung Probleme bereitet. Ein Teil der Ursa-
chen unserer wirtschaftpolitischen Probleme — ins-
besondere auf dem Preissektor — liegt auch auf 
dem gesamten Rohstoffsektor. Deshalb sind wir gut 
beraten, wenn wir in einer Zeit, in der das inter-
nationale Rohstoffpreisniveau außergewöhnlich ge-
stiegen ist und wesentlich zur Verteuerung der Le-
benshaltung im Lande beigetragen hat, ein wir-
kungsvolles Instrumentarium zur Sicherung der zu-
künftigen Rohstoffversorgung schaffen. 

(Abg. Seiters: Der Mann mit dem Kuchen 
im Dienstwagen! — Abg.Haase [Kassel] : 
Mit Schlagsahne? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

- - Ach, Herr Seiters, für Sie gilt das, was ich schon 
zu Herrn Reddemann gesagt habe. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Der einzige 
intelligente Mensch sind Sie, das haben wir 
mittlerweile gemerkt! — Heiterkeit bei Ab

-

geordneten der CDU/CSU sowie weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Abschließend möchte ich noch einmal feststellen, 
daß in unserer Volkswirtschaft Energie und andere 
Rohstoffe knapp bleiben und ihre Preise sicher eher 
weiter steigen als sinken werden. Ein zumutbares 
Preisniveau wird nicht zuletzt von der Ernsthaftig-
keit unseres energiepolitischen Tuns abhängig sein 
und von dem Grad der Substitution mitbestimmt 
werden. Noch gibt es keinen Energiekollaps. Interna-
tional gab es eine „Vorwarnung", allerdings in Form 
einer massiven Herausforderung. Geben wir darauf 
gemeinsam eine europäische Antwort. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Professor Zeitel. 
Die Fraktion der CDU/CSU hat eine Redezeit von 
zwanzig Minuten angemeldet. 
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Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich noch einmal 
den Versuch unternehmen, in dieser Debatte deut-
lich zu machen, wo wir in der Urteilsbildung, in der 
Analyse und die Therapie übereinstimmen und 
wo wir nicht übereinstimmen. 

(Zuruf von der SPD.) 

Dieses scheint der Transparenz dienlich zu sein, 
und die Transparenz wird ja groß herausgestellt. 

Wir stimmen mit Ihnen überein, Herr Bundeswirt-
schaftsminister, daß kein Anlaß besteht, die Situa-
tion unnötig zu dramatisieren. Wir stimmen aller-
dings nicht überein, wenn versucht wird, bestimmte 
Entwicklungsprozesse entweder zu unterschlagen 
oder sie nur mit Gelassenheit hinzunehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr gut!) 

In der Grundanalyse ist der Jahreswirtschafts-
bericht in einigen Teilen auch ein Dokument der 
Unterlassungen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr gut!) 

Das, was unsere gegenwärtige Situation kennzeich-
net, was sie schwierig macht, ist das Überlappen 
von konjunkturpolitischen, strukturpolitischen und 
ordnungspolitischen Fragen. Wir können deshalb 
nicht mit einer Therapie antworten, die im Grunde 
genommen aus der Behandlung überkommener Kon-
junktursituationen abgeleitet ist. Es bedarf schon 
spezifischer, gezielterer Maßnahmen. 

(Abg. Ehrenberg: Hören wir die jetzt?) 

Wir haben bei der Analyse, Herr Kollege Ehren-
berg, Differenzen hinsichtlich der Einschätzung des 
Beschäftigungsproblems und auch des Preispro-
blems. Niemand von unserer Fraktion, das darf ich 
hier deutlich machen, hat behauptet, daß wir uns 
den gravierenden Einflüssen aus den internationa-
len Märkten entziehen können. Aber dadurch, daß 
wir die Problematik damit zudecken und permanent 
relativieren, gehen wir am Kern der Probleme, wie 
sie sich in unserem Lande stellen, vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car

-

stens [Fehmarn] : Sehr gut!) 

Lassen Sie mich wenigstens in wenigen Sätzen an-
deuten, warum wir uns verpflichtet fühlen, immer 
wieder und immer erneut das Problem der Preis-
stabilität anzusprechen. Es geht uns hier um jedes 
Prozent überhöhter Preissteigerung, weil jedes Pro-
zent ganz erhebliche Wirkungen hat. Wir sind 
erstens der Meinung, daß ohne Preisstabilität die 
Beschäftigung nicht dauerhaft gesichert werden 
kann, wir sind zweitens — und in diesem Punkt 
zeigt sich das Überraschende der gegenwärtigen 
Entwicklung — auch der Meinung, daß im Bereich 
der sozialen Gerechtigkeit, der schwierigen Lage der 
Randgruppen, ohne Preisstabilität kein Schritt vor-
anzukommen ist; die soziale Gerechtigkeit wird 
nicht erhöht, sondern im Gefolge einer solchen 
Politik vermindert. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car

-

stens [Fehmarn] : Sehr gut!) 

Alle Anpassungsmechanismen ändern nichts daran, 
daß die Leidtragenden einer solchen Entwicklung 
die sozial schwachen Schichten dieser Gesellschaft 
sind. Dieses lassen Sie mich deutlich machen: Ein 
dritter Grund, den ich hier vorsichtshalber anfügen 
möchte, weil er vielleicht die Debatte der nächsten 
Monate noch mehr als bislang bestimmen könnte, 
ist, daß unsere gesamte Rechts- und Gesellschafts-
ordnung auf dem Grundsatz der Preisstabilität und 
dem Nominalwertprinzip beruht. Wir werden prü-
fen müssen, ob wir, wenn dieser Prozeß anhält, das 
Nominalwertprinzip als Angelpunkt in dieser Form 
uneingeschränkt aufrechterhalten können. Wir sind 
in diesem Augenblick dabei, die Grundlagen einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung zu zerstören. 

Was die Einflußfaktoren angeht, so haben wir 
eben nicht nur den Auslandseinfluß. Hier stimmen 
wir vielmehr mit den Sachverständigen überein, die 
eindeutig klargestellt haben, daß nicht erst seit 
gestern, sondern von Anbeginn dieser Regierungs-
tätigkeit die Expansionsrate der öffentlichen Haus-
halte zu hoch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Ehrenberg: Der Freistaat Bayern!) 

-- Darauf habe ich gewartet, Herr Ehrenberg. — Nun 
höre man mit dem Schwarzen-Peter-Spiel auf, im-
mer so zu tun, als sei die konjunkturpolitische Ver-
antwortung zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den gleich verteilt! Ich glaube, Sie sind genügend 
geschult, Herr Ehrenberg, um sich eigentlich einen 
so billigen Einwurf wie den Hinweis auf ein Land 
ersparen zu sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist davon auszugehen, daß der Bund noch mehr 
als die Gemeinden und die Länder eine Hauptver-
antwortung in der Gestaltung der Konjunkturpolitik 
hat. Daran führt kein Weg vorbei. Hier haben wir 
Differenzen. 

Lassen Sie mich versuchen, Herr Wirtschafts-
minister, die Differenzen deutlich zu machen, die 
uns im Bereich der Folgewirkungen trennen. Wir 
sind nicht, wie Sie das tun, geneigt, das, was wir 
gegenwärtig an Strukturproblemen haben, als einen 
normalen Stabilisierungs- und Bereinigungsprozeß 
zu bezeichnen. Dies halten wir — ich will es vor-
sichtig formulieren — für eine Verhöhnung der 
davon betroffenen Gruppen in unserem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Für uns ist die entscheidende Basis unserer Wirt-
schaftsordnung nicht zu sichern, indem kontrolliert 
wird und indem dirigiert wird, sondern die Basis 
unserer marktwirtschaftlichen Ordnung ist eine lei-
stungsfähige mittelständische Wirtschaft. Es ist kein 
Zufall, daß wir die Schwierigkeiten genau in den 
Bereichen haben, nämlich in der Textil-, Beklei-
dungs-, Leder- und Bauwirtschaft, wo die mittel-
ständische Struktur unserer Wirtschaft dominiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist auch nicht so, daß man sich einfach hinstel

-

len und sagen kann: Das ist eine normale Berei

-

nigungskrise. Sie müßten eigentlich wissen, daß die 
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Restriktionspolitik dieser Regierung nunmehr auch 
die Substanz leistungsfähiger mittelständischer 
Wirtschaftsunternehmungen von Tag zu Tag mehr 
angreift. Vor diesen strukturellen Fehlentwicklun-
gen haben wir mehr Respekt als Sie; ich will mich 
vorsichtig ausdrücken. 

Wir sind auch der Meinung — und auch dies ist 
ein Dokument der Unterlassung —, daß man aus 
den Schwierigkeiten, in die wir hineingekommen 
sind, nicht mehr herauskommt, wenn es uns nicht 
gelingt, den Bereich der Investitionen wieder ein 
wenig mehr anzuregen. Wenn der Schornstein nicht 
raucht, werden wir überhaupt kein Problem lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Investitionsneigung ist noch nie so gedrückt ge-
wesen wie gegenwärtig. Wir bleiben dabei, Herr 
Graf Lambsdorff — wir haben das schon im Mai 
vergangenen Jahres gesagt —, daß diese Art der 
Restriktionspolitik zu strukturellen Verwerfungs-
erscheinungen führen wird, bei denen es schwer-
fallen wird, davon wieder loszukommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich noch etwas zu der Einstellung 
zur Tarifpolitik anfügen. Wir finden es in der Tat 
merkwürdig, daß die Gewerkschaften und die Tarif-
partner gemaßregelt werden, die nach dem Grund-
verständnis unserer Gesellschaft doch nur im Rah-
men bestimmter Daten handeln können. Was soll 
denn das Gerede darüber? Wenn die Tarifautonomie 
besteht, ist sie immer so gut wie die Rahmendaten, 
die die Regierung setzt. Sind die Rahmendaten 
schlecht, funktioniert auch die Tarifautonomie nicht 
mehr. Das ist der Kausalzusammenhang. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Genau an diesem Punkte setzt wieder eine Diffe-
renz in der Beurteilung ein, die wir mit Ihnen 
haben. Wir befürchten, daß sich der Prozeß bereits 
seine eigene Zugluft verschafft und daß sich eine 
Zuspitzung der sozialen Konfliktsituation in unserem 
Lande ergeben kann, die wir für das Bedrohlichste 
überhaupt halten und mit der man nicht mit bloßen 
Mechanismen fertig wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will dies nicht weiter vertiefen. Aber noch ein 
paar Bemerkungen bezüglich der Haushaltspolitik. 
Was ist nicht in diesem Hause gesagt worden, daß 
wir auf der Seite der öffentlichen Haushalte eigent-
lich nicht sparen können! Ich finde, eines sollte die 
Bevölkerung aus der Entwicklung der letzten Wo-
chen gelernt haben: daß es ohne eine bewußte Spar-
politik möglich war, mehr als 4 Milliarden DM im 
Haushalt einzusparen, sie aber nicht stillzulegen, 
sondern ebenso schnell wieder auszugeben mit dem 
bewundernswerten buchhalterischen Ergebnis, daß 
dann in der Tat die Differenzen zwischen dem Soll 
und dem Ist des öffentlichen Haushalts minimal 
sind. Meine Anerkennung jedenfalls dem Buch-
halter, der die 4 Milliarden mit einer solchen Ge-
nauigkeit verbraten hat! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich will das nicht vertiefen. Ich wollte hier nur 
deutlich machen: man höre auf, draußen zu erzählen, 
daß in den öffentlichen Etats nicht zu sparen ist, 
wenn allein eine falsche Einschätzung über 4 Milliar-
den hergibt! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD.) 

Wir werden, ob Ihnen das lieb ist oder nicht, 
daran festhalten, daß sich auch im Bereich der 
Steuerreform eine Veränderung der Prioritäten er-
geben hat. Wir werden es als vorrangig bezeich-
nen und uns auch dafür einsetzen — wir hoffen auf 
Ihre Unterstützung —, daß wir die Inflationsfolgen 
zunächst beseitigen, die wiederum zu einer einsei-
tigen Verzerrung in unserem gesamten Steuer-
system Anlaß geben. In diesem Bereich werden Sie 
unsere Unterstützung haben. Ich darf auch diesen 
einen Satz noch hinzufügen: das, was wir im Be-
reich der Vermögen- und der Erbschaftsbesteuerung 
haben, hätten wir vier oder acht Wochen früher 
haben können, wenn Sie ein wenig eher auf das 
eingegangen wären, was wir im Ausschuß vorge-
schlagen haben. Dann kommen wir vielleicht etwas 
schneller voran. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie zunächst eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Wolfram? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Ja, gern. 

Wolfram (SPD) : Herr Kollege Zeitel, wollen Sie 
uns konkret sagen, wo Sie kürzen wollen, und wür-
den Sie uns zweitens verraten, ob Sie noch ein 
zweites konjunkturpolitisches Instrumentarium als 
Alternative bereit haben? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Zur Alternative werde 
ich zum Schluß noch ein paar Bemerkungen machen. 

(Abg. Wolfram: Aber noch vor dem 
Schluß! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe hier keine Haushaltsrede zu halten, 
Herr Wolfram. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Kürzungs

-

vorschläge!) 

— Herr Schäfer, wir haben doch viereinhalb 
Milliarden DM auf dem Tisch. Herr Wolfram, vier-
einhalb Milliarden sind mehr eingegangen — übrig-
geblieben — als vorhergesehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie noch eine weitere 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Groß? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Ja, bitte! 

Groß (FDP) : Herr Kollege Zeitel, würden Sie 
diese Forderung nach Kürzung von Personalausga-
ben — oder nicht weiterer Steigerung von Personal-
ausgaben — auch dann erheben, wenn einige Ihrer 
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Fraktionskollegen in den nächsten Wochen entspre-
chende Anträge auf Steigerung der öffentlichen Aus-
gaben im Bereich der Personalkosten stellen wer-
den? Würden Sie dann diese Rede hier auch halten? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Erstens, glaube ich, hat 
niemand von uns eine Kürzung gefordert. Zweitens 
haben wir die Stellenvermehrung an bestimmte Be-
dingungen geknüpft, die wir bisher noch nicht er-
kennen können. 

(Lachen bei der SPD.) 

Ich darf zum Schlußteil kommen. Ich möchte auf 
einen Zusammenhang hinweisen, Herr Wirtschafts-
minister, den wir aus unserer Sicht für die gravie-
rendste Unterlassungssünde in Ihrer Stellungnahme 
zum Jahreswirtschaftsbericht halten. Es ist die Ver-
zahnung zwischen ordnungspolitischen Gesichts-
punkten und konjunktur- und strukturpolitischen. 
Man kann sich doch nicht darüber wundern, daß 
die Investitionstätigkeit zurückgeht, wenn man per-
manent Überlegungen über die Einschränkung des 
Privateigentums anstellt und wenn auch sonst sehr 
vernünftige Leute die Verstaatlichung der Banken 
fordern, 

(Zurufe von der SPD) 

wo wir vielleicht eher geneigt wären, Herr Ehren-
berg — und nun hören Sie ganz genau zu! —, dar-
über Überlegungen anzustellen, ob nicht bestimmte 
öffentliche Institutionen, vielleicht auch Bundesbahn 
und Bundespost, in Teilen privatisierungsfähig sind, 
nach dem, was uns diese Regierung an Bundespost- 
und Bundesbahnpolitik vorexerziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Graf Lambsdorff? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Ja, bitte! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Professor Zei-
tel, abgesehen von der Frage, ob man in der Vertei-
digung des Gedankens des Privateigentums so weit 
gehen sollte, Bundesbahn und Bundespost zu priva-
tisieren, 

(Widerspruch von der CDU/CSU — Zurufe 
von der CDU/CSU: das hat er nicht gesagt! 

— Teile!) 

würde ich gern von Ihnen wissen — es ist etwas 
schwierig, sich verständlich zu machen, aber es ge-
lingt vielleicht doch —, ob Sie davon Kenntnis ge-
nommen haben, daß nach den jüngsten Berichten 
des Ifo-Instituts die Investitionsneigung gerade wie-
der zunimmt, und ob Sie mir zugeben können, daß 
die Kreditprogramme, die der Bund jetzt in Bewe-
gung gesetzt hat — mit zweimal 300 Millionen 
DM —, natürlich darauf aus sind, weitere Investi-
tionen aus dem privaten Bereich nach sich zu ziehen 
und auszulösen, und zwar gerade im mittelständi-
schen Bereich, dessen strukturelle Verwerfung Sie 
so vehement beklagen? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Graf Lambsdorff, ich bin 
gerne bereit, zuzugeben, daß beides in die richtige 
Richtung zielt. Nur bleiben unsere Differenzen, daß 
die Investitionstätigkeit immer noch zu niedrig ist. 
Das ist ein quantitativer Unterschied, den ich deut-
lich machen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nicht versäumen, Herr Wirtschafts-
minister, darauf hinzuweisen — neben der Frage 
des Privateigentums —, daß man natürlich nicht auf 
der einen Seite für die Marktwirtschaft plädieren 
und auf der anderen Seite ein Gesetz zur Vermö-
gensbildung oder Eckwerte — vorsichtig formuliert; 
es könnten ja auch noch dritte, vierte und fünfte 
werden, so wie wir das aus der Steuerreform ken-
nen — vorzulegen, die sicher nicht geeignet sind, 
die Investitionstätigkeit in der Bundesrepublik zu 
mehren, und von denen wir auch überzeugt sind, 
daß sie keinen wesentlichen Beitrag zur Lösung die-
ser gravierenden Frage einer besseren Verteilung 
von Vermögen in unserem Lande darstellen. 

Ich könnte fortfahren mit den Bereichen der 
Steuerreform, die im Augenblick nicht diskutiert 
werden können. Aber sicherlich ist es doch auch 
zutreffend, daß mit dem Konzept der Vermögens-
bildung nun schon wieder bei der Gewinnbe-
steuerung eine Abgabe von mehr als 10 % hinzu-
kommt. Wir werden ja noch Ihre Verschleierungs-
taktik erleben, daß das keine Steuer sei. Aber es 
ist nun mal eine. Das ist sicherlich ein gravierender 
Vorgang im Gesamtkonzept einer Steuerreform, die 
man in solchen Basisdaten nicht laufend ändern und 
die man auch nicht in sechs Monaten beraten kann; 
Herr Möller hat mit Recht gesagt, daß eine sorg-
fältige Beratung eines so umfassenden Werkes nun 
eben ein Jahr beansprucht. 

Es ließen sich in der Tat — auch das ist Ihnen 
unbequem — die Wirkungen des Berufsbildungs-
programmes verdeutlichen, die in bestimmten Tei-
len nicht zu negieren sind und die zusammen gese-
hen werden müssen, wenn man zu einer richtigen 
Analyse und einer daraus folgenden richtigen The-
rapie kommen will. 

Nun ist hier nicht der Ort — und auch nicht die 
primäre Aufgabe der Opposition —, Ihnen im De-
tail ein Alternativprogramm zu liefern für das, was 
Sie nicht selbst schaffen können. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Aber ich will doch versuchen, Ihnen deutlich zu 
machen, welches unsere anders gearteten Ansätze 
einer solchen alternativen Politik sind. Ich beginne 
mit dem letzten. 

Erstens. Wir sind der Meinung, daß bei der aus 
den Fugen geratenen Stabilität im Gesamtbereich 
der Reformen kürzer getreten werden muß. Anders 
werden wir die Stabilität nicht zurückgewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zweitens. Wir sind der Auffassung, daß die Regie-
rung - - hier ist sie mitbeteiligt, und zwar maßgeb-
lich -- das Kunststück fertiggebracht hat, eines der 
wesentlichen Elemente, Kostensteigerungen abzu- 
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fangen — nämlich den Einsatz moderner Technolo-
gien, die eine erhebliche Investitionsneigung bein-
halten — zum Stocken zu bringen. Wir sind in der 
Tat der Auffassung, daß in die Investitionspolitik, 
Graf Lambsdorff, mehr Schwung gebracht werden 
muß. Und lassen Sie mich auch einen ketzerischen 
Satz hinzufügen: Das bedingt nun einmal, daß man 
nicht dauernd von Profitgier spricht, sondern daß 
man die berechtigten Ertragsinteressen der deut-
schen Wirtschaft, die auch diejenigen der Arbeitneh-
mer sind, anerkennt. Anders wird man das Rad 
nicht wieder zum Laufen bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jedenfalls ist es unsere Überzeugung — wir wür-
den das im Ernstfall auch zu beweisen haben —, 
daß ohne eine höhere Investitionstätigkeit, als wir 
sie gegenwärtig haben, die Probleme, in die wir 
hineingeraten sind, nicht zu lösen sind. 

Wir wissen sehr wohl, daß man das natürlich mit 
einer entsprechenden Vermögenspolitik koppeln 
muß, von der ich deutlich machen darf, daß sie im 
Ansatz anders ist als die Ihre. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Wo ist sie denn?) 

Denn für uns, Herr Ehrenberg, ist die individuelle 
Disponibilität über das Vermögen ein Essentiale der 
Selbstverwirklichungsmöglichkeiten des Bürgers. 
Lassen Sie mich das deutlich machen. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb werden wir nicht in eine Diskussion über 
„Marx und Murks" einsteigen. Lassen Sie mich auch 
das deutlich sagen. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Das überlassen Sie 
mir! — Abg. Schinzel: Aber an der Vertei

-

lung wollen Sie nichts ändern!?) 

Hier liegen jedenfalls im Ansatz erhebliche Diffe-
renzen, die uns unterscheiden. 

Ich darf als dritten wesentlichen Punkt anführen, 
daß wir nach wie vor meinen, daß die öffentliche 
Haushaltsführung restriktiver gehandhabt werden 
muß. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Also doch Marx!) 

Anders bekommen wir die Dinge nicht in Ordnung. 

Ich wollte Ihnen nur die Ansätze deutlich machen. 
Die Politik, die gegenwärtig betrieben wird, ist nicht 
die einer Doppelstrategie—die Doppelstrategie führt 
meistens in die Irre —, es ist eine Politik der Wider-
sprüche zwischen Ordnungspolitik, Konjunkturpoli-
tik und Strukturpolitik. Wir glauben nicht, daß Sie 
die Probleme auf diesem Wege lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, das Jahres-
gutachten 1973 zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung — Drucksache 7/1273, dem 
Ausschuß für Wirtschaft — federführend — und dem 
Haushaltsauschuß zu überweisen; ebenso den Jah-

reswirtschaftsbericht 1974, Drucksache 7/1646. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Umweltstatistiken 
— Drucksache 7/988 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/1846 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Möller (Lübeck) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/1808 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Gruhl 
Abgeordneter Konrad 

(Erste Beratung 51. Sitzung) 

Ich frage zunächst die Herren Berichterstatter, ob 
dazu das Wort gewünscht wird. — Das Wort wird 
nicht begehrt. Ich danke den Herren Berichterstat-
tern. 

Wir treten in  die zweite Beratung ein. Ich eröffne 
die Aussprache. — Das Wort wird nicht begehrt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe die §§ 1 
bis 17, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Ge-
setz in der zweiten Beratung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke. Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wer dem Gesetz in der dritten Beratung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Das Gesetz ist in der dritten Beratung ein-
stimmig angenommen. 

Gleichzeitig sollen auf Antrag des Ausschusses 
die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Eingaben 
und Petitionen für erledigt erklärt werden. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Arzneimittel-
gesetzes 
— Drucksache 7/256 — 
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a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 7/1894 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Carstens (Emstek) 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit (13. Aus-
schuß) 
— Drucksache 7/1845 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Egert 
Abgeordneter Dr. Hammans 

(Erste Beratung 23. Sitzung) 

Ich frage die Herren Berichterstatter, ob ergänzend 
das Wort gewünscht wird. 

(Zustimmung des Berichterstatters Abg. 
Egert.) 

— Gleichzeitig, Herr Kollege — so ist mir gesagt 
worden — wollen Sie am Ende einer Korrektur eine 
Erklärung für die Koalitionsparteien abgeben. Ich 
gehe davon aus, daß wir dann die Aussprache vor 
der zweiten Beratung führen. Bitte schön! 

Egert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich nehme das Wort als Berichterstatter nur 
insoweit, als eine ergänzende Berichtigung zu dem 
schriftlichen Bericht und Antrag notwendig ist. 

Zwischenzeitlich ist das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch verabschiedet worden. Dies macht 
notwendig, daß in Art. 1 der Änderung des Arznei-
mittelgesetzes die Einleitung zu ändern ist. Ich 
stelle für das Protokoll fest, daß die Fassung heißen 
muß: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Arzneimit-
teln vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundes-
gesetzbl. I S. 469), wird wie folgt geändert: 

Dies ist die Änderung, die notwendig ist, um den 
gesetzestechnischen Anforderungen zu entsprechen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke Ihnen, Herr Berichterstatter. Ich hätte 
Ihnen gerne die Möglichkeit gegeben, in der Aus-
sprache sofort nach dem Bericht durch einen hör-
baren Absatz fortzufahren, damit das Haus den 
Unterschied merkt. Bitte, Sie haben das Wort! 

Egert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der hörbare Absatz war jetzt nicht nur ein 
hörbarer, sondern auch ein laufmäßiger Absatz. 

Dem Bundestag liegt in zweiter und dritter Le-
sung das Gesetz zur Änderung des Arzneimittel-
gesetzes vor. Was verbirgt sich hinter dieser an-
spruchslosen Bezeichnung? Es verbirgt sich ein Ge-
setz, das ein weiteres Versprechen der Regierungs-

erklärung einlöst und einen neuen Mosaikstein in 
die Verbraucherpolitik der Bundesregierung einfügt. 

Gesundheitsschutz zu gewährleisten und den 
Schutz für den Verbraucher auszuweiten sind die 
politischen Zielsetzungen dieses Gesetzes. Daß dies 
in der vernünftigen Abwägung mit wirtschaftlichen 
Interessen, insbesondere auch denen der Landwirte 
geschehen mußte, wird in dem vorgelegten Gesetz 
ebenso deutlich, wie erkennbar bleibt, daß die ge-
sundheitspolitische Zielsetzung Vorrang behalten 
hat, was nicht zuletzt auch dadurch unterstrichen 
wird, daß federführend für die Gesetzesberatung der 
Ausschuß für Jugend und Gesundheit war. 

Mit dem Gesetz sollen Mißstände abgestellt wer-
den, die berechtigt öffentliche Unruhe bei den Ver-
brauchern verursacht haben, Mißstände, die be-
schrieben sind mit den Stichworten Massentierhal-
tung, unkontrollierte Abgabe von Tierarzneimitteln 
und Einfuhr von Fleisch aus dem Ausland, das in 
gesundheitlich bedenklicher Weise Rückstände von 
Tierarzneimitteln aufweist. Diesen Mißständen ab-
zuhelfen macht notwendig zu erkennen, wie ver-
klammert Fragen eines nicht nur traditionell begrif-
fenen Gesundheitsschutzes mit denen des Umwelt-
schutzes sind. Sie zu lösen erfordert besondere For-
men des Umweltschutzes. Die sozialliberale Koali-
tion hat mit dem heute zur Verabschiedung anste-
henden Gesetz deutlich gemacht, daß sie sich dieses 
Zusammenhangs bewußt ist. Zugleich hat sie unter-
strichen, daß sie gewillt ist, die notwendigen Über-
legungen in diesem Bereich in ihrer Summe auf 
den Bürger auszurichten. In diesem Fall heißt dies, 
mit dem Gesetz den Anspruch zu verwirklichen, 
Lebensmittel, die von Tieren gewonnen werden, frei 
von gesundheitlich bedenklichen Arzneimittelrück-
ständen zu halten. Dies soll dadurch gesichert wer-
den, daß sowohl Prüfung als auch Anwendung der 
für Tiere bestimmten Arzneimittel gesetzlich gere-
gelt werden. 

Gesetzlich festgelegt wird erstens eine erweiterte 
Registrierungspflicht für alle zur Anwendung bei 
Tieren bestimmten Arzneimittel beim Bundes-Ge-
sundheitsamt, zweitens die Prüfung und Festsetzung 
von Wartezeiten, die nach der Anwendung von Tier-
arzneimitteln eingehalten werden müssen. Sie sol-
len sicherstellen, daß dem Verbraucher möglichst 
rückstandsfreies und gesundheitlich unbedenkliches 
Fleisch angeboten werden kann. Festgelegt wird 
weiter die Kennzeichnung der Arzneimittel mit den 
einzuhaltenden Wartezeiten. 

Um den grauen Tierarzneimittelmarkt — ein wei-
teres öffentliches Ärgernis — abzuschaffen, werden 
Regelungen getroffen, die helfen sollen, den ille-
galen Markt zu bekämpfen. Dazu gehört 1. die An-
zeigepflicht für Personen, die gewerbsmäßig Arz-
neimittel erwerben oder abgeben, 2. die Nachweis-
pflicht über Erwerb und Abgabe von Arzneimitteln, 
3. die Nachweispflicht über die Herstellung von 
Fütterungsarzneimitteln und 4. die Nachweispflicht 
über die Herkunft vorhandener Arzneimittel. 
Außerdem soll die Einfuhr von Arzneimitteln schär-
fer überwacht werden. Last not least schafft das 
Gesetz die Voraussetzungen für eine gesundheitlich 
unbedenkliche, aber dennoch praktikable arznei- 
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Egert 
liche Versorgung großer Tierbestände mit Fütte-
rungsarzneimitteln. Mißstände, die in diesem Zu-
sammenhang bei der Massentierhaltung aufgetreten 
sind, sollen künftig der Vergangenheit angehören. 

Wenn dennoch die Diskussion um das Gesetz einen 
Rest von Zweifeln läßt, dann deshalb, weil sich mit 
jedem Gesetzeswerk neu die Frage stellt, wie wir 
die Verwirklichung, die Umsetzung und Durchfüh-
rung der gesetzlich festgelegten Ansprüche sicher-
stellen wollen. Dieser Frage haben sich die SPD-
Fraktion und die FDP-Fraktion in besonderer Weise 
angenommen. Sie begrüßen daher ausdrücklich den 
Entschließungsantrag des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit, mit dem sichergestellt wer-
den soll, daß das Institut für Veterinärmedizin beim 
Bundesgesundheitsamt unverzüglich finanziell und 
personell in die Lage versetzt wird, die bestehenden 
und die sich aus dem Änderungsgesetz ergebenden 
neuen Aufgaben zu erfüllen. Vor allem soll sicher-
gestellt werden, daß der sofortige Schutz des Ver-
brauchers dadurch gewährleistet wird, daß die er-
forderlichen Überprüfungen aller zur Anwendung 
bei Tieren bestimmten Arzneimittel hinsichtlich der 
einzuhaltenden Wartezeiten schnellstmöglich durch-
geführt und abgeschlossen werden. 

In diesem Zusammenhang muß erwähnt und unter-
strichen werden, daß die hohen Anforderungen, die 
das nationalstaatliche Recht stellt, durch die Einfüh-
rung internationaler Standards ergänzt werden müs-
sen. Insbesondere im EG-Bereich muß sichergestellt 
sein, daß die berechtigten gesundheitlichen Interes-
sen der Verbraucher im Ramen der Europäischen Ge-
meinschaft umgesetzt werden, nicht nur aus dem vor-
rangigen und einsichtigen gesundheitlichen Inter-
esse, sondern auch um Wettbewerbsverzerrungen für 
die deutschen Anbieter zu vermeiden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Für die Koalitionsfraktionen kann ich erklären, 
daß wir dem Gesetz als einem bedeutsamen gesund-
heits- und verbraucherpolitischen Beitrag der sozial-
liberalen Koalition zustimmen. Wir bitten, sich die-
sem Petitum anzuschließen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Jahre 1958 wurde auf 
Initiative der damaligen CDU-Regierung das Lebens-
mittelrecht reformiert. 

(Zuruf von der SPD: Schon lange her!) 

Dabei war gesundheitspolitisch der wichtigste Punkt 
die Einführung des Verbotsprinzips. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Eine Ergänzung auch für den Bereich der Lebensmit-
tel fand die Reform durch das Heilmittelwerbegesetz 
des Jahres 1961. 

Als Restforderung aus der Gesamtreform des Le-
bensmittelrechts der 50er Jahre verblieben die zum 
einen die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung des  

stark aufgespaltenen Lebensmittelrechts und zum 
anderen die Forderung nach einer verbesserten 
Handhabung der Gesetzesvorschriften zur Begren-
zung von Verunreinigungen der Lebensmittel durch 
Reste an Pflanzenschutzmitteln und Rückständen aus 
pharmakologischer Behandlung von Tieren und 
durch Rückstände z. B. an Schwermetallen. 

Die Forderung nach Vereinheitlichung des stark 
aufgespaltenen Lebensmittelrechts wird durch die 
Lebensmittelrechtsreform noch in diesem Sommer er-
ledigt sein. 

Das Problem der Rückstände von Pflanzenschutz-
mitteln ist in der Verordnung zum Pflanzenschutz-
gesetz erledigt. 

Durch diesen Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes, meine Da-
men und Herren, wird auch der vorletzte Punkt der 
Forderung von 1958 erledigt sein. Sie sehen, Herr 
Kollege Egert: Dies ist eine schöne, folgerichtige 
Konsequenz von 1958 und nicht nur ein Reformwerk 
dieser Bundesregierung. 

(Abg. Dr. Mertes (Gerolstein]: Sehr rich

-
tig! — Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der SPD: Da haben Sie aber lange ge-

wartet!) 

Es bleibt dann nur noch das Problem der Schwer-
metalle in Lebensmitteln übrig. Ich hoffe, Frau Mi-
nister Focke, daß die Bundesregierung uns bald auch 
zu diesem Problem einen Gesetzentwurf vorlegen 
kann, damit wir auch mit diesem sehr schwierigen 
Problem fertig werden. 

Für alle Verbraucher, meine Damen und Herren, 
ist die vorliegende Änderung des Arzneimittelgeset-
zes von großer Bedeutung. Wir haben diesem Ge-
setzentwurf im Unterausschuß für Lebensmittelrecht 
den Arbeitstitel „Tierarzneimittel" gegeben. 

Meine Damen und Herren, es ist unmöglich, den 
ungeheuren Bedarf an tierischem Eiweiß für die 
menschliche Ernährung in der Welt ohne Gebrauch 
von Arzneimitteln bei der Aufzucht und der Haltung 
von Tieren zu befriedigen. 

Ohne genügende gesetzliche Bestimmungen wur-
den in der Vergangenheit — und werden in der Ge-
genwart bei der Massentierhaltung Arzneimittel ver-
wandt. Diese werden zum Teil über einen unüber-
sichtlichen grauen Markt besorgt und zum Teil we-
gen fehlender Information falsch angewendet. Sie 
alle, meine Damen und Herren, kennen Meldungen, 
die zum Teil von Presse, Funk und Fernsehen noch 
aufgebauscht wurden, über nicht erlaubte Rück-
stände von Antibiotika, Thyreostatica und sogar von 
Hormonen in Fleisch. Die Verwendung von Hormo-
nen und Thyreostatica ist bereits seit Sommer 1973 
durch die Novelle zum Futtermittelgesetz in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht mehr erlaubt, im 
Gegensatz z. B. zu den Vereinigten Staaten, wo aus-
drücklich zwei Hormone, wie uns erklärt wurde, bei 
der Mast noch zugelassen sind. Am 1. April dieses 
Jahres trat eine Verordnung zum Fleischbeschauge-
setz in Kraft, die eine bessere Kontrolle unseres 
Fleisches gewährleistet. 
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Dr. Hammans 
Ich möchte zu dem großen Komplex dieses Ge-

setzentwurfs gern drei Punkte noch kurz anspre-
chen, weil sie mir besonders wichtig zu sein schei-
nen. 

Erstens. Arzneimittel, die bei Tieren angewendet 
werden, welche zur Lebensmittelherstellung dienen, 
dürfen in Zukunft nur dann in den Verkauf gebracht 
werden, wenn sie beim Bundesgesundheitsamt re-
gistriert und insbesondere in bezug auf die einzuhal-
tenden Wartezeiten vor der Schlachtung der Tiere 
überprüft worden sind. 

Zweitens. Dieser Gesetzentwurf bringt für die 
deutsche Landwirtschaft einige Erschwernisse mit 
sich, u. a. durch zusätzliche Kosten und Mehrarbeit. 

Drittens. Die durch dieses Gesetz verbesserte 
Qualität der deutschen Fleischerzeugnisse muß 
Richtschnur auch auf internationaler Ebene werden. 
Es ist bekannt, meine Damen und Herren, daß 
manchmal auf geradezu abenteuerlichen Wegen Le-
bensmittel z. B. aus den Ostblockländern oder ande-
ren Drittländern über EG-Länder in die Bundesrepu-
blik eingeführt werden. Wir werden bei der Bera-
tung des Lebensmittelrechts besonders darauf zu 
achten haben, daß die Einfuhren in die Bundesrepu-
blik nach den gleichen strengen Maßstäben beurteilt 
werden, wie das bei der eigenen Produktion in 
Deutschland geschieht. 

Das bedeutet, daß durch dieses Gesetz das neue 
Lebensmittelrecht sachlich und dann auch personell 
die Voraussetzungen dafür schafft, daß die Kontrol-
len endlich so durchgeführt werden können, wie es 
zwingend notwendig wird. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Damit wird ein optimaler Schutz des deutschen 
Verbrauchers und zugleich der deutschen Landwirt-
schaft erreicht, weil die Konkurrenten im Ausland 
dann gezwungen sein werden, unter den gleichen 
erschwerten und kostspieligeren Bedingungen zu 
produzieren, wie dies der deutsche Landwirt tut. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Fraktion 
wird diesem Gesetzentwurf zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Daß die Fraktion 
der CDU/CSU den vorliegenden Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in der Fassung des Ausschuß-
antrags begrüßt, hat Kollege Dr. Hammans bereits 
ausgeführt. Ich möchte aber noch einmal bekräfti-
gen, daß es sich hier um eine schon seit langem 
dringend notwendige Novellierung des Arzneimit-
telgesetzes zur Bekämpfung des sogenannten grauen 
Tierarzneimittelmarkts handelt. Diese Initiative ist 
bereits in der vorigen Legislaturperiode u. a. durch 
den Gesetzentwurf von Kollegen meiner Fraktion 
eingeleitet worden. 

Ich möchte mich jetzt lediglich noch einem An-
liegen meiner Fraktion zuwenden, das aus formalen 

Gründen leider nicht die Zustimmung der Koalitions-
mehrheit im federführenden Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit gefunden hat. Es geht dar-
um, daß die Gelegenheit der vorliegenden Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes genutzt werden moge, 
die unstreitig notwendige Erfassung der sogenann-
ten Generics — das sind Arzneimittel, die nur unter 
der chemischen Kurzbezeichnung des Wirkstoffs in 
den Handel kommen — im Arzneimittelgesetz zu 
verankern. Wir haben bekanntlich nur ein Arznei-
mittelgesetz für Humanpräparate und für Veterinär-
präparate. So bietet sich nach Auffassung meiner 
Fraktion diese Gelegenheit geradezu an, die Gene-
rics nicht nur auf dem Gebiet der Veterinärpräpa-
rate, wie es der vorliegende Gesetzentwurf vorsieht, 
sondern zugleich auch auf dem Gebiet der Human-
präparate den Regelungen unseres Arzneimittelge-
setzes zu unterwerfen. Dabei sind wir im einzelnen 
durchaus damit einverstanden, daß die gesetzliche 
Regelung der humanmedizinischen Generics in der-
selben Weise erfolgt wie in dem inzwischen vorlie-
genden Referentenentwurf zur Neuordnung des 
Arzneimittelrechts des Bundesministeriums für Ju-
gend, Familie und Gesundheit. 

Mit diesem letzten Hinweis, meine Damen und 
Herren, habe ich für meine Fraktion klargestellt, 
daß es sich bei unserem Anliegen der Einbeziehung 
humanmedizinischer Generics nicht darum han-
deln kann und darf, daß In-den-Verkehr-Bringen 
homöopathischer und naturheilkundlicher Mittel zu 
verhindern. Allerdings muß auch insoweit das über-
geordnete Prinzip der Arzneimittelsicherheit berück-
sichtigt werden. 

Die also unstreitig für notwendig gehaltene ge-
setzliche Regelung der Generics auch im Bereich 
der Humanpräparate ist besonders dringlich, weil 
hier fortgesetzt das geltende Arzneimittelgesetz um-
gangen wird und bis zum Inkrafttreten einer Neu-
ordnung des Arzneimittelrechts, die diesen Problem-
kreis mit umschließt, im günstigsten Falle noch min-
destens zwei Jahre vergehen werden. Mit dieser 
Zeitspanne, meine Damen und Herren, muß man 
sicherlich rechnen, da in dem augenblicklich vor-
liegenden Referentenentwurf für das Arzneimittel-
gesetz unter dem Deckmantel der anerkannt not-
wendigen Sicherheit bereits äußerst brisante wirt-
schaftspolitische Regelungen eingebaut wurden, die 
sicherlich belastend auf eine zügige Passage durch 
die parlamentarischen Stationen einwirken wer-
den. 

Deshalb vor allem hält es meine Fraktion für not-
wendig, die vorliegende Gelegenheit einer Novel-
lierung des Arzneimittelgesetzes zur Behebung die-
ses Mißstandes zu benutzen. Andernfalls sieht es 
so aus, als sorge der Gesetzgeber jetzt zwar endlich 
für eine Bereinigung der in vielen Bereichen uner-
träglich gewordenen Verhältnisse auf dem Tierarz-
neimittelmarkt, während er aber gleichzeitig die 
durchaus mögliche Bereinigung eines besonders gra-
vierenden und politisch unstreitigen Mißstandes auf 
dem für die Versorgung unserer Bevölkerung wich-
tigen humanmedizinischen Arzneimittelmarkt vor 
sich hinschiebe. Überspitzt könnte man beinahe sa-
gen: Der Koalition ist das Tier hier wichtiger als 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 93. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 2. April 1974 	6281 

Frau Dr. Neumeister 
die Gesundheit des Menschen, soweit es nicht um 
den Verzehr von aus Tieren gewonnenen Lebens-
mitteln geht. 

Meine Fraktion bedauert daher die Ablehnung 
der Mitregelung humanmedizinischer Generics in 
der vorliegenden Novelle zum Arzneimittelgesetz. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor; ich 
schließe die Aussprache. Wir treten in die zweite 
Beratung ein. 

Ich rufe die Art. 1, 1 a, 2, 2 a, 2 b, 3, 4 sowie Ein-
leitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz in 
zweiter Beratung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig so be-
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wer dem Gesetz in der dritten Beratung mit der 
vom Berichterstatter vorgetragenen Berichtigung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er-
heben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Das Gesetz ist in der dritten Be-
ratung einstimmig angenommen. 

Wer dem Antrag des Ausschusses unter den Zif-
fern II und III zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
fernstraßengesetzes (2. FStrÄndG) 
— Drucksache 7/1265 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/1834 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Nordenham) 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Verkehr (14. Ausschuß) 
— Drucksache 7/1828 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Lemmrich 

(Erste Beratung 69. Sitzung) 

Ich frage die Herren Berichterstatter, ob dazu das 
Wort gewünscht wird? 

(Abg. Lemmrich: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. Ich danke den Herren 
Berichterstattern. Wir treten nunmehr in die zweite 
Beratung ein. 

Ich rufe die Art. 1, 2, 3, 3 a, 4, 5 sowie Einleitung 
und Überschrift auf. Wer dem Gesetz in zweiter 
Beratung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir treten nun in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wer dem Gesetz in der dritten Beratung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Der Ausschuß beantragt, daß die zu dem Gesetzent-
wurf eingegangenen Petitionen für erledigt erklärt 
werden. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men Nr. 92 der Internationalen Arbeitsorga-
nisation vom 18. Juni 1949 über die  Quartier-
räume der Besatzung an Bord von Schiffen 
(Neufassung vom Jahre 1949) 
— Drucksache 7/1135 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/1864 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Blüm 

(Erste Beratung 64. Sitzung) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob das Wort 
zur Ergänzung des Berichts gewünscht wird? — Das 
ist nicht der Fall. Ich danke dem Herrn Berichterstat-
ter. Das Wort in der Aussprache wird nicht begehrt. 
Wir treten in die zweite Beratung ein, die ich mit 
der Schlußabstimmung verbinde. 

Ich rufe die Art. 1, 2, 3 sowie Einleitung und 
Überschrift auf. Wer dem Gesetz in der zweiten 
Beratung und der damit verbundenen Schlußab-
stimmung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
Nr. 126 der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion vom 21. Juni 1966 über die Quartier-
räume an Bord von Fischereifahrzeugen 
— Drucksache 7/1133 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/1864 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Blüm 

(Erste Beratung 64. Sitzung) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Der Herr Berichterstatter wünscht zur Ergänzung 
nicht das Wort. Ich danke dem Herrn Berichterstat-
ter. Das Wort in der Aussprache wird nicht ge-
wünscht. Ich verbinde die zweite Beratung mit der 
Schlußabstimmung. 

Ich rufe die Art. 1, 2, 3 sowie Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung 
und in der Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich danke Ihnen. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
Nr. 133 der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion vom 30. Oktober 1970 über  die  Quartier-
räume der Besatzung an Bord von Schiffen 
(zusätzliche Bestimmungen) 
— Drucksache 7/1136 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 7/1864 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Blüm 

(Erste Beratung 64. Sitzung) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob ergän-
zend hierzu das Wort gewünscht wird. — Das ist 
nicht der Fall. Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Zur Aussprache wird das Wort nicht begehrt. Ich 
schlage vor, daß wir auch hier die zweite Beratung 
mit der Schlußabstimmung verbinden. 

Ich rufe Art. 1, 2, 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer dem Gesetz in zweiter Beratung und in 
der Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich danke Ihnen. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
Nr. 134 der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion vom 30. Oktober 1970 über den Schutz 
der Seeleute gegen Arbeitsunfälle 
— Drucksache 7/1132 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/1864 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Blüm 

(Erste Beratung 64. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter wünscht nicht ergänzend 
das Wort. Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 
Auch in der Aussprache wird das Wort nicht be-
gehrt. 

Ich schlage auch hier vor, die zweite Beratung 
mit der Schlußabstimmung zu verbinden. Ich rufe  

die  Art. 1, 2, 3, Einleitung und Überschrift auf. Wer 
dem Gesetzentwurf in zweiter Beratung und in der 
Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben. — Ich danke Ihnen. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Müller (Remscheid), Franke (Osnabrück), Dr. 
Götz, Müller (Berlin), Frau Stommel, Burger 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
— Drucksache 7/1794 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Das Wort zur Begründung hat der Herr Abge-
ordnete Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Namens der CDU/CSU-
Fraktion möchte ich folgendes erklären. Ziel und 
Inhalt unseres Gesetzentwurfs sind nicht, das Unter-
haltsgeld, das Arbeitslosengeld oder die Arbeits-
losenhilfe zu erhöhen. Deren Höhe regelt sich auto-
matisch mit jeder Lohnerhöhung. Hier bildet die 
Bemessungsgrundlage das Einkommen der letzten 
20 Tage vor der Anspruchsberechtigung. 

Anders ist es jedoch mit den Zuschlägen zum 
Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld, 
Schlechtwettergeld und zur Arbeitslosenhilfe. Hier 
handelt es sich mit Ausnahme des Zuschlags zum 
Schlechtwettergeld in der Hauptsache oder aus-
schließlich um Familienzuschläge, und zwar um 
feste Beträge, die seit April 1967 unverändert ge-
blieben sind. Die Löhne und Gehälter sind jedoch 
seit dieser Zeit, nicht zuletzt verursacht durch die 
ungewöhnlichen inflationären Entwicklungen der 
letzten Jahre, um mindestens 75 % gestiegen. 

Das durchschnittliche Jahreseinkommen aller 
Rentenversicherten ist nämlich von 10 219 DM im 
Jahre 1967 bis heute auf über 18 000 DM gestiegen. 
In Wirklichkeit müßten also die Familienzuschläge 
unter Berücksichtigung der augenblicklichen Lohn-
bewegung verdoppelt werden. Dennoch haben wir 
uns damit begnügt, eine Erhöhung dieser Zuschläge 
um 50 % vorzuschlagen, was nicht ausschließt, daß 
wir bereit sind, diese bei gründlicher Beratung im 
Ausschuß und näherer Prüfung noch zu erhöhen. 
Die Anpassung der Zuschläge, insbesondere der 

 Familienzuschläge, an die veränderten Verhältnisse 
ist also der Sinn dieses Gesetzentwurfs. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Fraktion 
hat sich selbstverständlich auch die Frage gestellt, 
ob nicht auch die Haupt- und Höchstbeträge beim 
Arbeitslosengeld den sonstigen laufenden Geldlei-
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz einer 
Überprüfung bedürfen. Wir sind aber zu dem Ergeb-
nis gekommen, daß es wenig sinnvoll ist, für eine 
relativ kurze Übergangszeit Haupt- und Höchstbe- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 93. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 2. April 1974 	6283 

Müller (Berlin) 

träge zu ändern, weil das Leistungsgefüge bei den 
Geldleistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
ohnedies in Verbindung mit dem Dritten Steuerre-
formgesetz überprüft werden muß. Wir sind aber 
in dieser Frage grundsätzlich verständigungsbereit, 
wenn die Bundesregierung eine kurzfristig realisier-
bare und praktikable Lösung vorschlagen sollte, 
welche die endgültige Konzeption für die Neuord-
nung des Leistungsrechts in Verbindung mit der 
Steuerreform nicht stört. 

Wenn sich also die Fraktion der CDU/CSU mit be-
sonderem Nachdruck für die Verbesserung der 
Familienzuschläge nach dem Arbeitsförderungsge-
setz einsetzt, so deshalb, weil hierfür ein dringendes, 
unabweisbares sozialpolitisches Bedürfnis besteht. 
Das Leistungsrecht nach dem Arbeitsförderungs-
gesetz trägt ganz bewußt auch dem unterschied-
lichen Ausgabenbedarf der Haushalte der Leistungs-
empfänger Rechnung und berücksichtigt durch Fa-
milienzuschläge auch die Kopfzahl der Familien-
haushalte. Wenn der Familienzuschlag seit April 
1967 beim Arbeitslosengeld unverändert bei 12 DM 
wöchentlich geblieben ist, obwohl sich die Erwerbs-
einkünfte inzwischen — um das noch einmal zu 
wiederholen — fast verdoppelt haben, so ergibt sich 
daraus von selbst, daß die Familienhaushalte, deren 
alleiniger Einkommensbezieher dem Schicksal der 
Arbeitslosigkeit ausgesetzt ist, inzwischen völlig 
von der wirtschaftlichen Entwicklung abgehängt 
worden sind. 

Zur weiteren Begründung einer notwendigen Er-
höhung noch ein paar Bemerkungen. Ende Februar 
dieses Jahres hatten wir neben 309 000 Kurzarbei-
tern über 620 000 Arbeitslose, also eine Arbeits-
losenquote von 2,8 %. Das sind zwar noch immer 
keine 5 %, aber uns sind diese fast 3 % schon zu 
viel. Um das hier einmal ganz deutlich zu sagen und 
die ständigen Verdächtigungen zurückzuweisen: wir 
wollen Stabilität nicht auf Kosten der Arbeitslosen, 
sondern wir wollen auch mit diesem Antrag nur 
den Arbeitslosen helfen. 

Laut Ifo-Institut ist in den nächsten Monaten noch 
mit einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
rechnen, obwohl ausländische Arbeitnehmer abwan-
dern. Ich hoffe, daß dieses nicht eintritt. Aber 
selbst wenn es eintritt, so ist immer noch zu be-
achten, daß sich unter den Arbeitslosen bzw. auch 
unter den Kurzarbeitern Familienväter befinden, 
deren Arbeitslosengeld das einzige Einkommen der 
Familie ist. Wenn es auch nur wenige wären — um 
so besser —, so sind die Betroffenen, d. h. die Fa-
milien, wieder einmal die Inflationsgeschädigten. 
Für sie ist es völlig uninteressant, wie groß die Zahl 
der Arbeitslosen ist. Für sie ist und bleibt es eine 
besondere Härte, daß sie arbeitslos sind, zumal sie 
sich — ich darf das noch einmal sagen — ohnehin 
mit Recht als Opfer der schlechten Wirtschaftspoli-
tik dieser Regierung und der Inflation betrachten. 

Die Zuschläge erfüllen nicht mehr ihre soziale 
Funktion, die der Gesetzgeber ihnen noch 1969 im 
Arbeitsförderungsgesetz ausdrücklich zugedacht 
hatte. Nur zwei Beispiele: Der Durchschnittswo-
chenverdienst eines männlichen Facharbeiters in 
der Industrie lag 1967 bei 228 DM brutto. Bei die-

sem Wochenlohn beträgt im Fall der Arbeitslosig-
keit das Arbeitslosengeld, und zwar der Hauptbe-
trag, 106,20 DM. Der Höchstbetrag von 151,20 wird 
erst bei einem Anspruch auf vier Kinderzuschläge 
erreicht. In diesem Jahr wird der Durchschnitts-
wochenverdienst der männlichen Facharbeiter in der 
Industrie bei etwa 450 DM brutto liegen. Der ent-
sprechende Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes be-
trägt dann 186,50 DM wöchentlich; der Höchstbetrag 
des Arbeitslosengeldes liegt bei 276,60 DM. Er kann 
in diesem Fall erst erreicht werden, wenn für acht 
Familienangehörige Familienzuschläge beansprucht 
werden können — d. h. wenn das geltende Lei-
stungsrecht nach dem Arbeitsförderungsgesetz nicht 
geändert wird. Wenn dagegen der vorliegende Ge-
setzentwurf meiner Fraktion verwirklicht wird, 
würde dieser Höchstbetrag des Arbeitslosengeldes 
in dem genannten Beispiel erreicht werden, wenn 
ein Anspruch auf fünf Familienzuschläge besteht. 

Ein zweites Beispiel. Es ist einfach einem Arbeit-
nehmer, der jahrelang seinen Beitrag für seine Ein-
kommenssicherung im Falle der Arbeitslosigkeit 
oder Kurzarbeit geleistet hat, nicht zuzumuten, daß 
er dann unter das Niveau der Sozialhilfe absinkt. 
Im Augenblick haben wir doch den Zustand, daß 
ein Arbeitnehmer mit drei Kindern im Alter von 
acht bis — meinetwegen — fünfzehn Jahren und 
einem Einkommen von 350 DM wöchentlich, ein 
Einkommen, das sogar noch etwas unter dem Durch-
schnitt liegt, im Falle der Arbeitslosigkeit mit dem 
Arbeitslosengeld plus dem noch geltenden Familien-
zuschlag nicht mehr hat als ein vergleichbarer So-
zialhilfempfänger oder, unter Berücksichtigung der 
sonstigen Beihilfen nach dem Bundessozialhilfege-
setz, sogar schon darunter bleibt. 

Eine Anhebung der Familienzuschläge ist des-
halb eine dringende Notwendigkeit, der sich der 
Gesetzgeber einfach nicht mehr entziehen kann. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Die Erhöhung der Familienzuschläge kann auch 
keineswegs dazu führen, daß bei Arbeitslosengeld 
oder vergleichbaren Leistungen das Interesse an der 
Wiederaufnahme einer Arbeit, sofern sie geboten 
wird, erlischt. 

Was die Kosten betrifft, so entstehen dem Bund 
nur geringfügige Mehraufwendungen im Rahmen 
der von ihm zu tragenden Arbeitslosenhilfe. Dies 
dürfte außerdem zum großen Teil zu Einsparungen 
beim Träger der Sozialhilfe führen. Im übrigen wer-
den die Mehrleistungen aus Mitteln der Bundesan-
stalt für Arbeit abgedeckt. Wenn auch bei größerer 
Arbeitslosigkeit für die Bundesanstalt für Arbeit 
ein erhöhter finanzieller Bedarf entsteht, so darf 
man doch nicht vergessen, daß das Beitragsaufkom-
men durch die Lohnerhöhungen längst entspre-
chend gestiegen ist und die eingangs aufgezählten 
Leistungen wie z. B. das Arbeitslosengeld nach § 111 
des Arbeitsförderungsgesetzes „aus dem Hauptbe-
trag und den Familienzuschlägen" bestehen, also 
eine Einheit bilden, die durch die Beiträge längst 
gedeckt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Abge-
ordnete Lutz. 

Lutz (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich weiß, die Aufnahmekapazitäten dieses 
Hohen Hauses ist heute sehr beansprucht worden. 
Da wir aber diesem Gesetzentwurf skeptisch gegen-
überstehen, muß ich — da hilft uns alles nichts — 
namens der Koalitionsfraktionen folgende Erklärung 
abgeben. 

Die Arbeitslosenzahlen -- und niemand kann da-
vor die Augen verschließen — liegen höher als vor 
einem Jahr. Die vielfachen wirtschaftlichen Gründe 
dafür sind heute erörtert worden, demagogisch von 
Ihrer Seite, sehr kenntnisreich von der Koalition. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Herr Reddemann, das gilt auch für Sie. 

Mit Genugtuung können wir als Koalitionsfrak-
tionen jedenfalls feststellen, daß die Kassandrarufe 
der Opposition, die düsteren Weissagungen unseres 
ach so urlaubsbedürftigen Kollegen Franz Josef 
Strauß nicht eingetreten sind. Wir haben keine Mil-
lion Arbeitslose, und wir werden sie auch nicht be-
kommen. 

(Zuruf des Abg. Müller [Berlin].) 

Auf Grund der wirtschaftlichen Maßnahmen der 
Bundesregierung werden wir mit einem weiteren 
Abbau der Arbeitslosenzahlen rechnen können. Es 
wird uns gelingen, die Quote im Jahresdurchschnitt 
unter 2 °/o zu drücken. Das sind dann immer noch 
400 000 Arbeitslose. Im Vergleich zu den westlichen 
Industriestaaten wird dies aber ein Ergebnis sein, 
um das uns die Nachbarn jetzt schon beneiden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Opposition be-
schäftigt sich mit dem Problem der nicht mehr zeit-
gemäßen Einkommenssicherung der Arbeitslosen 
und Kurzarbeiter. Auch wir sehen dieses Problem, 
prüfen es schon seit einiger Zeit sorgfältig und 
suchen nach einer praktikablen Lösung. Ich verrate 
kein Geheimnis, wenn ich Ihnen mitteile, daß in 
Kürze mit einer entsprechenden Initiative der Koa-
litionsfraktionen gerechnet werden kann. 

Die Opposition schlägt vor, die Familienzuschläge 
um 50 °/o zu erhöhen. Das ist eine Möglichkeit, Herr 
Müller, aber nur eine. Wir haben Ihren Vorschlag 
geprüft und — es wird Sie nicht wundern — ihn 
verwerfen müssen. Ihre Initiative ist zwar gut ge-
meint, aber sie scheint uns aus vielerlei Gründen 
unüberlegt und unausgegoren. 

(Zuruf des Abg. Müller [Berlin].) 

Folglich werden wir — und das sind wir ja gewöhnt 
— etwas Besseres daraus machen müssen. 

Ich darf Ihnen die Gründe dafür kurz schildern: 

1. Wir beraten zur Zeit im Rahmen der Steuer-
reform über eine Neuregelung der Lohnersatzzei-
ten nach dem Arbeitsförderungsgesetz. 

2. Die Neuregelung ist aus dem Zusammenhang 
mit der Reform des Familienlastenausgleichs nicht zu 
lösen, weil der Ersatz der steuerlichen Kinderfrei-
beträge durch ein Kindergeld vom ersten Kind an 
die Familienzuschläge bei Lohnersatzleistungen im 
Falle der Arbeitslosigkeit entbehrlich macht. 

Sie von der Opposition und wir von der Koalition 
wollen keine Doppelzahlungen. Da sind wir uns ja 
einig, und das müssen Sie bedenken. 

3. Sie müssen bedenken, daß die neue Regelung 
für die Lohnersatzleistungen nach dem Arbeitsför-
derungsgesetz am 1. Januar 1975 in Kraft treten soll. 
Uns scheint es weder nützlich noch sinnvoll, eine 
Übergangsregelung zu treffen. Wir müßten die Rege-
lung wieder abschaffen. Rückstufen wären nicht zu 
vermeiden — mit allen Konsequenzen. 

4. Selbst ein Familienlastenausgleich mit erheb-
lich höheren Beträgen, als sie im Regierungsent-
wurf vorgesehen sind, könnte keinen vollen Aus-
gleich für größere Familien bei Wegfall der von 
Ihnen beabsichtigten Erhöhung der Familienzu-
schläge bringen. Wir haben es durchgerechnet. Ein 
Arbeitsloser, der beispielsweise vier Kinder hat, 
würde sich nach der Reform des Familienlastenaus-
gleichs unter Umständen schlechter stellen. Das 
müßten, ja, das sollten Sie eigentlich wissen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

In ihrem Eifer, Gutes zu tun, Herr Franke, 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Was machen die 
Arbeitslosen in diesem .Jahr?) 

hat die Oppositionsfraktion wieder einmal über die 
Stränge geschlagen. Ich versage es mir, darauf ein-
zugehen, weil ich das Haus nicht überstrapazieren 
will. 

(Abg. Franke [Osnabrück]:: Was machen die 
Arbeitslosen in diesem Jahr?) 

— Herr Franke, hier hat die Oppositionsfraktion 
mal wieder über die Stränge geschlagen und die 
negativen Wirkungen ihrer Initiative nicht bedacht. 
Das ist kein Beinbruch; wir reparieren das wieder. 
Das sind wir ja so gewöhnt. 

(Abg. Franke [Osnabrück]: Ihr repariert 
alles in den Keller!) 

Sozialpolitik ist für uns kein Hüpfen von einem 
Plakatvorschlag zum anderen, sondern ernsthaftes 
Überdenken der Fakten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Wann fangen Sie denn mit 

dem Überdenken an?) 

Und noch etwas möchte ich Ihnen zum Bedenken 
geben. Sie binden die Erhöhung der Familienzu-
schläge an die festgeschriebenen Höchstbeträge. 
Größere Familien mit niedrigeren Einkommen wür-
den auf die Segnungen Ihres Entwurfs vergeblich 
warten müssen. Die beabsichtigte Verbesserung 
bliebe dort, wo sie am notwendigsten wäre, aus. 
Wir haben es überprüft. 40 000 Familien, deren Er-
nährer arbeitslos sind, würden nach Ihrem Gesetzes-
vorschlag keinen Pfennig mehr bekommen. 150 000 
Arbeitslose, die keinen Familienzuschlag erhalten, 
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würden ebenfalls leer ausgehen. Sie nennen das 

möglicherweise sozial, wir nicht. 

(Abg. Lemmrich: Wir können das ja alles 
noch reintun!) 

Wir werden etwas anderes tun. Auch wir wollen 
die Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
noch vor dem 1. Januar 1975 verbessern. Diese 
Verbesserung, die wir vorhaben, wird praktikabel 
sein und  ab 1. Juli dieses Jahres greifen. Wir wer-
den diesem Hause eine Regelung vorlegen, die 
niemanden von den beabsichtigten Verbesserungen 
ausschließt und über den 1. Januar nächsten Jahres 
hinaus Bestand haben wird. 

Da es uns um eine sorgfältige Gesamtbetrachtung 
des Problems gehen muß, werden wir beispiels-
weise auch prüfen, wie das Kurzarbeitergeld dann 
zu berechnen ist, wenn Tariflohnerhöhungen rück-
wirkend in Kraft gesetzt worden sind. 

Wir werden, meine Damen und Herren von der 
Opposition, Ihren Gesetzentwurf — und das ist not-
wendig — vom Kopf auf die Füße stellen. Wir wer-
den verhindern, daß den Arbeitslosen in diesem 
Lande durch plakativen Lärm Hoffnungen vorge-
gaukelt werden, die sich durch Ihren Entwurf nicht 
verwirklichen lassen. Wir werden kurz nach 
Ostern einen Gesetzentwurf vorlegen, der Sie ver-
anlassen dürfte, Ihren jetzigen Schnellschuß zu den 
Akten zu legen. Dieser unser Entwurf wird durch-
dachte und praktikable Lösungen enthalten, und wir 
werden in dem zuständigen Ausschuß auf das 
Tempo drücken. 

(Zuruf des Abg. Lemmrich.) 

Das Gesetz — das sage ich Ihnen jetzt schon --
wird am 1. Juli 1974 in Kraft sein. Weil wir länger 
und gründlicher nachgedacht haben als Sie, meine 
Damen und Herren von der Opposition, 

(Zuruf des Abg. Lemmrich) 

wird es ein Gesetz sein, das den Arbeitslosen-Fami-
lien in unserem Lande nicht nur vordergründige und 
dann wieder kassierte Verbesserungen anbietet, 
sondern wirkliche Hilfen. Darauf kommt es an. --
Schönen Dank für Ihre Geduld! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Hölscher. — Er ver-
zichtet. Danke schön! 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, die Vorlage an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung sowie an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung zu überweisen. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Aufklärungsaktion über den Groß-
versuch mit genereller Richtgeschwindigkeit 

130 auf Autobahnen und Höchstgeschwindig-
keit auf ausgewählten Teilabschnitten 
 Drucksache 7 1827 — 

Zur Begründung der Vorlage hat Herr Abgeordne-
ter Milz das Wort. Herr Kollege, machen Sie nicht 
so lange; wenn es noch sehr lange dauert, fahren 
die Kollegen nachher zu schnell nach Hause. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Milz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich hatte ursprüng-
lich die Absicht, mich in einer etwas längeren Aus-
führung zu diesem unserem Antrag zu äußern, 
möchte mich aber, da ich Ihren Wunsch teile, ganz 
kurz fassen. 

Lassen Sie mich ganz wenige Bemerkungen zu 
diesem Antrag machen. Das erste ist: Dieser Antrag 
trägt das Datum des 19. März dieses Jahres. Er ist 
also unmittelbar, nachdem die Verordnung der Bun-
desregierung in Kraft getreten ist, eingebracht wor-
den. 

Um was geht es uns mit diesem Antrag? Es geht 
uns in erster Linie darum, die Kraftfahrer darüber 
aufzuklären, daß sie in eigener Verantwortung we-
sentlich mit dazu beitragen können, für Ordnung 
auf den Straßen zu sorgen. 

Es geht uns zweitens darum, zu ereichen, daß mit 
Haushaltsmitteln zukünftig nicht in erster Linie 
Propaganda der Bundesregierung betrieben wird, 
sondern über den Verkehrssicherheitsrat eine In-
stitution mit diesen Mitteln betraut wird, von der 
wir wissen, daß nicht in erster Linie Propaganda 
die Grundlage ihres Tuns ist. 

(Zuruf von der SPD: Zur Sache!) 

Lassen Sie mich ein Weiteres dazu sagen. Wir 
sind der Meinung, es ist endlich Zeit, daß die Bun-
desregierung aus ihrem Schmollwinkel heraustritt 
und ihre eigene Verordnung aktiv unterstützt. — Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Sie wollen nur Ihr Gewissen beru

-

higen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Wurche. 

Wurche (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zu dem eben begründe-
ten Antrag der CDU/CSU möchte ich für die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion folgende Erklä-
rung abgeben. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist 
der Auffassung, daß die Opposition mit diesem 
Antrag Selbstverständlichkeiten fordert. Wir ver-
stehen nicht, warum die CDU/CSU im Nachgang zu 
ihrem mehr als eigenartigen Verhalten im Bundes-
rat in der Frage der Tempobegrenzung auf Auto-
bahnen 

(Beifall bei der SPD) 
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von der Bundesregierung und vom Bundesverkehrs-
minister Maßnahmen fordert, die diese bereits rea-
lisiert oder aber in Angriff genommen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat es 
begrüßt, daß die Bundesregierung verantwortungs-
bewußt und nach unserer Auffassung völlig richtig 
gehandelt hat, als sie die Verordnung über die ver-
suchsweise Einführung einer allgemeinen Richt-
geschwindigkeit auf Autobahn und ähnlichen Stra-
ßen am 13. März dieses Jahres in Kraft gesetzt hat. 
Bei dieser Beurteilung gehen wir davon aus, daß 
es nach einem in erster Linie parteitaktisch be-
stimmten Mehrheitsbeschluß des Bundesrates not-
wendig war, daß die Bundesregierung dem Hin  und 

 Her um diese Fragen ein Ende setzte und — soweit 
es möglich war — den Autofahrern in unserem 
Lande Klarheit verschaffte. Wäre die Bundesregie-
rung untätig geblieben, nachdem die CDU/CSU- 
geführten Länder die Höchstgeschwindigkeitsver-
ordnung hatten scheitern lassen, wäre nichts ge-
schehen und die Unsicherheit groß gewesen. 

Nach den jüngsten Anzeichen und Äußerungen 
verschiedener Oppositionspolitiker aber scheint die 
Beurteilung der Frage einer Tempobegrenzung auf 
den bundesdeutschen Autobahnen bei der CDU/CSU 
wieder sachlicher zu werden 

(Abg. Seiters: Machen Sie's kürzer!) 

als noch vor einigen Wochen. — Ihre Zwischen

-

bemerkungen beweisen, daß Sie die Verkehrssicher

-

heit nicht mit dem nötigen Ernst betreiben wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies zeigen nicht zuletzt auch die Ausführungen 
des Ministerpräsidenten des Landes Baden-Würt-
temberg, der — das muß man wissen, und das wis-
sen Sie sehr genau — noch im Bundesrat den 
„Appell an das Verantwortungsgefühl des Fahrers 
für sehr bedeutsam" hielt, jetzt aber bereits mit 
einer allgemeinen Einführung der Höchstgeschwin-
digkeit, man ist versucht zu sagen: „droht", wenn 
die Richtgeschwindigkeiten nicht befolgt werden. Ich 
muß noch darauf hinweisen: ab Samstag, dem 
22. März, gilt in Baden-Württemberg auf insgesamt 
55 km Autobahn eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
von 120 km pro Stunde. 

(Abg. Lemmrich: Das steht doch im Auftrag 
des Bundestages drin, daß es solche Ver

-

suchsstrecken gibt! Geben Sie hier doch 
nicht solche Märchen von sich!) 

Wir können uns von dem Eindruck nicht ganz 
freimachen, daß die CDU/CSU jetzt langsam von 
ihrem Beschluß im Bundesrat wegkommen möchte. 

(Abg. Lemmrich: Wenn Sie den Beschluß 
kennen würden, würden Sie sowas nicht 

behaupten!) 

Der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion geht 
es — das haben wir immer wieder erklärt — in Fra-
gen der Verkehrssicherheit nicht um Parteipolitik 
oder parteiegoistisches Verhalten. Für uns hat der 
Mensch Vorfahrt. Die Verkehrssicherheit und die 

Senkung der Unfallzahlen sollten unser aller Auf-
gabe sein. 

Wir sehen in dem Antrag der Opposition auch 
eine Bereitschaft zur Kooperation in den in den 
letzten Wochen und Monaten emotional und taktisch 
diskutierten Fragen der Tempobegrenzung. Wir 
sollten aber, verehrte Kolleginnen und Kollegen von 
der Opposition, mit notwendigen Maßnahmen nicht 
allzu lange warten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Ihnen das 
aufgeschrieben?) 

und wir sollten die Unfallentwicklung auf unseren 
Autobahnen ständig sehr genau verfolgen. Im Aus-
schuß für Verkehr werden wir hoffentlich die an-
stehenden Fragen sachlich erörtern können, 

(Abg. Dr. Dregger: Gehen Sie mal zu Opel 
nach Rüsselsheim!) 

so wie wir uns bereits in Einmütigkeit über die 
Drucksache 7/1733 verständigt haben. 

Wir Sozialdemokraten sind der Meinung, daß 
eine Aufklärungsaktion über den Sinn der Richt-
geschwindigkeiten und ihre rechtlichen Konsequen-
zen nicht bedeuten darf, daß die Verantwortung für 
das Unfallgeschehen jetzt völlig auf den Autofah-
rer verlagert wird. Hier waren die Politiker gefor-
dert, und für die getroffenen Entscheidungen haben 
sie auch die volle Verantwortung zu übernehmen. 

Nun wird in Äußerungen von Vereinigungen wie-
der von dem Abstand genommen, was vorher ge-
sagt wurde — Freiheit bzw. Freizügigkeit auf Auto-
bahnen —, und jetzt werden wieder auf eine Limi-
tierung gerichtete Diskussionen geführt. Die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion muß es zurück-
weisen, daß die Bundesregierung dafür verantwort-
lich gemacht wird, daß die Geschwindigkeitsbegren-
zung von den Autofahrern nicht voll eingehalten 
wird. 

Wir Sozialdemokraten hoffen, daß die Bundes-
länder beschleunigt dazu beitragen, daß der Groß-
versuch mit Höchstgeschwindigkeiten im Rahmen 
einer einheitlichen Konzeption bald begonnen wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffie. 

HOffie (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Für die FDP-Fraktion möchte ich 
erklären, daß auch wir in dem vorliegenden Antrag 
der Opposition einmal mehr den Versuch sehen, 
nach bekanntem Muster zu fordern, was die Regie-
rung entweder längst erledigt oder bereits in An-
griff genommen hat. 

Die geforderte Aufklärungsaktion über den Groß-
versuch mit der generellen Richtgeschwindigkeit auf 
Autobahnen hat der Bundesverkehrsminister in der 
Debatte am 15. März 1974 bereits angekündigt, als 
er erklärte — ich zitiere das gerne mit Genehmigung 
des Präsidenten —: 
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Was die Bundesregierung selber zu tun hat, wird 

ein umfangreiches Aufklärungswerk sein. Auch 
über die Richtgeschwindigkeiten werden wir 
aufklären. 

Er hat hinzugefügt, daß im Haushaltsjahr 1974 die 
von Ihnen im Antrag angesprochenen Mittel hier-
für erheblich erhöht werden sollten, was auch für 
die Jahre bis 1977 gelten werde. 

Dabei ist es für uns ganz selbstverständlich es 
hätte auch hier des Hinweises und des Anstoßes der 
Opposition nicht bedurft — , daß die notwendige 
Öffentlichkeitsarbeit wie bei der Aktion „Sicher-
heitsgurt" und bei der Aktion „Alkohol" in enger 
Koordination mit dem Deutschen Verkehrssicher-
heitsrat erfolgen wird, der seine Unterstützung ja 
auch bereits zugesagt hat. Wir hätten es für sinn-
voller gehalten, wenn die CDU/CSU auch einen ent-
sprechenden Beitrag der Bundesländer gefordert 
hätte, vor allem derjenigen Bundesländer, die sich 
so engagiert für die Richtgeschwindigkeitsverord-
nung ausgesprochen haben. 

Die FDP-Fraktion hat bereits am 8. März dieses 
Jahres einen notwendigen Appell auch an die Auto-
mobilverbände gerichtet, denen bei der Aufklärungs-
aktion ebenfalls eine besondere Verantwortung zu-
kommt. 

Die von der Opposition angesprochene Aufklä-
rung über rechtliche Konsequenzen der jetzt einge-
führten Richtgeschwindigkeit, zu der es weniger aus 
straßenverkehrsrechtlicher Sicht als vielmehr aus 
politischer Kompromißnotwendigkeit kam, ist inso-
fern widersinnig, weil nach geltendem Recht keine 
rechtlichen Folgen aus der Überschreitung der Richt-
geschwindigkeit abzuleiten sind. Nicht umsonst stellt 
deshalb auch der ehemalige Präsident des Verkehrs-
senates des Bundesgerichtshofes, Heinrich Jagusch, 
fest, daß sich kein Gericht auf riskante und verfehlte 
Beweislastexperimente einlassen sollte. 

Sicher gilt es, in der Öffentlichkeit den Unter-
schied zwischen der jetzt geltenden Verordnung, 
die ja eine freiwillige Höchstgeschwindigkeit dar-
stellt und nach unten variabel ist, jedoch nach oben 
auch bei günstigen Straßen-, Wetter- und Verkehrs-
verhältnissen möglichst nicht überschritten werden 
soll, und den bisher z. B. in Hessen praktizierten 
Rahmenrichtgeschwindigkeiten deutlich zu machen, 
denen wir den Vorzug gegeben hätten, weil sie 
einen nach speziellen Verhältnissen differenzierten 
Verkehrsfluß ermöglicht. 

Die letztlich im Oppositionsantrag geforderte Ab-
stimmung mit den Bundesländern über die Auswahl 
der Teilabschnitte auf Autobahnen für feste Höchst-
geschwindigkeiten hätte besser an die Adresse der 
Bundesländer gerichtet werden sollen. Der Bundes-
verkehrsminister hat die Länderverantwortlichen be-
reits zu dem notwendigen Abstimmungsgespräch 
eingeladen. Verwunderlich ist dagegen die Tatsache, 
daß z. B. in Baden-Württemberg nach der Einführung 
der Richtgeschwindigkeit neue Höchstgeschwindig-
keiten ausgewiesen wurden, mit denen die Autobah-
nen geradezu zugemauert wurden, ohne die jetzt ge-
forderte Abstimmung mit dem Bundesverkehrsmini-
sterium vorzunehmen. 

Zusammenfassend muß zurr Antrag der CDU/CSU 
deshalb festgestellt werden, daß er in allen Punkten 
überholt oder erledigt ist und daß das Parlament mit 
diesem Problemkreis heute überhaupt nicht hätte 
befaßt werden müssen. Die Überweisung des An-
trages in den Verkehrsausschuß kann aber zumin-
dest den Vorteil haben, auch der Opposition noch-
mals Gelegenheit zu geben, die eingeleiteten Maß-
nahmen im einzelnen zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Einführung der Richtgeschwindigkeit ist für 
die FDP-Fraktion kein vordergründig politisches 
Thema. Wir haben von Anbeginn der Diskussion an 
— ich habe das bereits in der Verkehrsdebatte am 
17. Januar 1974 erklärt — durchgängig gefordert, 
daß die Einführung einer Höchstgeschwindigkeit auf 
Autobahnen für uns erst dann überzeugend notwen-
dig ist, wenn wissenschaftlich gesicherte statistische 
Werte beweisen, daß ein bestimmtes Tempolimit 
geeignet ist, die Unfallzahlen und Todesfälle auf 
Autobahnen zu vermindern. Derartige Werte lagen 
aber aus der Erfahrung der Energieverknappung 
ausschließlich zu Tempo 100 vor, das auf Autobah-
nen eine erfahrungsgemäß denkbar ungünstige Be-
grenzung darstellen würde. 

Daher begrüßen wir die gleichzeitig laufenden 
Großversuche mit unterschiedlichen Höchstgeschwin-
digkeiten, die hoffentlich Auskunft darüber geben 
werden, ob und welche Höchstgeschwindigkeits-
marke zu mehr Sicherheit auf unseren Straßen bei-
tragen würde. 

Gleichzeitig wird sich zeigen müssen, ob der so 
viel zitierte mündige Bürger bereit ist, die Chancen 
des wiedergewonnenen Freiheitsspielraums dahin 
gehend zu nutzen, durch eigenverantwortliches Han-
deln zu beweisen, daß die Verringerung der Zahl 
von Verkehrsunfällen und Toten auf den Straßen 
nicht nur durch geharnischte gesetzliche Sanktionen 
zu erreichen ist. Richtgeschwindigkeit ist deshalb 
kein Freibrief, sondern eine letzte Möglichkeit für 
den Autofahrer, durch Vernunft und durch Verant-
wortung eine feste Höchstgeschwindigkeit auch auf 
Dauer zu verhindern. 

Die ersten Ergebnisse des Versuchs mit der Richt-
geschwindigkeit, an die sich 80 % der Autofahrer 
angeblich bisher halten, sind fast ermutigend, der 
Zeitraum für eine objektive Beurteilung ist aller-
dings viel zu kurz. Die FDP-Fraktion läßt keinen 
Zweifel daran, daß sie feste Geschwindigkeitsbe-
grenzungen für unvermeidbar hält, wenn die Un-
fallstatistik in angemessenem Zeitraum ausweist, 
daß Eigenverantwortung und Appelle an die Ver-
nunft allein nicht ausreichen, einen spürbaren Bei-
trag zur Verkehrssicherheit auf den Autobahnen zu 
leisten. 

Dabei wird unsere besondere Sorge auch der ra-
schen Verwirklichung der Maßnahmen gelten, die 
im Verkehrssicherheitsprogramm der Bundesregie-
rung als einem ersten umfassenden und geschlosse-
nen Konzept festgelegt sind. Über das 0,8-Promille-
Gesetz und Tempo 100 auf Landstraßen hinaus wer-
den Sicherheitsgurte, Nackenstützen, Verbundglas, 
Verbot der Beförderung von Kindern auf Vordersit-
zen sowie weitere Verbesserungen der aktiven und 
passiven Sicherheit unserer Autos und der einheit- 
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liche Notruf 110 entscheidende Faktoren für mehr 
Verkehrssicherheit sein. 

Daran konstruktiv mitzuarbeiten sollte auch der 
Opposition wichtiger sein, als durch Wiederholung 
von Selbstverständlichkeiten wie in dem vorliegen-
den Antrag den Anschein zu erwecken, 

(Abg. Lemmrich: Lesen Sie einmal die Pro

-

tokolle des Ausschusses, dann sparen Sie 
Sie sich Ihre Reden!) 

als habe man jetzt ein Thema entdeckt, das von kei-
ner Regierung, Herr Lemmrich, zuvor so intensiv 
und vollständig in Angriff genommen wurde. 

Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schulte. 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Unser Frak-
tionskollege Milz hat auf eine lange Begründung 
unseres Antrages verzichtet, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil der Herr Präsident zur Kürze gemahnt hat. Die-
ses Fair Play unsererseits wurde allerdings von den 
Koalitionsfraktionen nicht erwidert. 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Auch inhaltlich war zumindest die Rede des Kolle-
gen Wurche so, daß sie zu einer Stellungnahme un-
sererseits zwingt. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, wenn in der Rede des 
Kollegen Wurche, die ja gehalten werden mußte, 
weil sie schon der Presse vorliegt, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Abg. 
Seiters: Schöner parlamentarischer Stil ist 

das!) 

von Parteipolitik gesprochen wurde, dann kann ich 
dazu nur sagen, daß die CDU/CSU-Fraktion in die-
ser Frage von Anfang an einen klaren Kurs ge-
steuert hat, und die FDP-Fraktion hat durch ihre 
Verkehrsexperten mehrmals erklären lassen, daß sie 
gleicher Ansicht sei wie wir. 

Wir haben bereits im November des vorigen Jah-
res im Verkehrsausschuß unsere Meinung zum Aus-
druck gebracht. Ich habe als Obmann der Arbeits-
gruppe Verkehr im Januar zweimal im Fernsehen 
die Richtgeschwindigkeiten angesprochen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat im Februar die-
ses Jahres einen Beschluß gefaßt, nicht für Höchst-
geschwindigkeiten, sondern für Richtgeschwindig-
keiten einzutreten. Meine Damen und Herren, hier 
war ein klarer Kurs vorhanden, während der Bun-
desverkehrsminister so im Zickzack gefahren ist, 
daß, wenn er das im Straßenverkehr praktiziert 
hätte, ein Fahrverbot die Folge gewesen wäre. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind, meine Damen und Herren, der Ansicht, 
daß wir den jetzigen Versuch durchführen sollten. 

Wir sind der Ansicht, daß vor allem die Bundes-
regierung aus ihrem Schmollwinkel heraus muß, 

(Abg. Seiters: Er kommt gleich!) 

und wir sind der Ansicht, daß sie nicht Nachhutge-
fechte führen, sondern sich an die Spitze derer set-
zen sollte, die für Vernunft im Verkehr eintreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich meine, wir sollten die jetzige Maßnahme durch-
ziehen, eingedenk der Devise „Hallo Partner". 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Batz: 
Das ist ein toller Hecht, der Schulte!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesverkehrsminister. 

(Abg. Seiters: Gelbe Karte!) 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Verkehr: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man 
sich den Antrag der CDU/CSU ansieht, so kommt 
man um die schlichte Feststellung nicht herum: sie 
rennt hier offene Türen ein. Ich kann mich nach wie 
vor des Eindrucks nicht erwehren, daß dabei das 
schlechte Gewissen eine Rolle spielt, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

das schlechte Gewissen nämlich wegen einer partei-
politischen Entscheidung im Bundesrat über eine 
Frage, die ja auch in Ihrer Fraktion nicht unumstrit-
ten gewesen ist, meine Damen und Herren. 

Sie nehmen in Ihrem Antrag Bezug auf das 
Verkehrssicherheitsprogramm der Bundesregierung. 
Ich begrüße das sehr. Die übrigen Anregungen —
darauf ist von den Herren Vorrednern schon hin-
gewiesen worden — sind entweder bereits erfüllt 
oder in voller Vorbereitung. 

Wir denken daran, eine umfangreiche Aufklä-
rungsaktion gemeinsam mit dem Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrat durchzuführen. Die Absprachen 
darüber liegen vor. Wir sind auch bereit, dafür 
Haushaltsmittel einzusetzen, rechnen allerdings da-
mit, meine Damen und Herren, daß auch potente 
Mitglieder des Deutschen Verkehrssicherheitsrates, 
z. B. die Automobilindustrie, 

(Zuruf von der SPD: Mercedes!) 

einiges mit zur Verfügung stellen können, um eine 
solche Aufklärungsaktion zu finanzieren. 

(Zuruf von der SPD: Das macht Herr 
Schleyer!) 

Was die Durchführung des Großversuchs angeht, 
so unternimmt das Verkehrsministerium alle Be-
mühungen, um diesen Großversuch mit Höchstge-
schwindigkeiten möglichst schnell einzuleiten. 

Ich habe bereits am 13. März die Länder gebeten, 
ihre Vorschläge zu machen. Am 28. und 29. März 
hat sich der Verkehrssicherheitsrat von Bund und 
Ländern mit diesem Problem befaßt, um einheit-
liche Kriterien für einen solchen Großversuch zu 
erarbeiten. Morgen findet im Bundesverkehrsmini-
sterium ein Gespräch mit Vertretern der Länder 
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statt. Sie sehen also, daß von unserer Seite alles 
zur Beschleunigung geschieht. 

Nur auf eines muß ich Sie aufmerksam machen, 
meine Damen und Herren, und das ist bei der bis-
herigen Debatte etwas zu kurz gekommen: Es liegt 
bei den Ländern, Vorschläge zu unterbreiten. Denn 
letzten Endes haben die Länder zu entscheiden, 'für 
welche Strecken Großversuche in Betracht kommen. 
Sie haben diese Maßnahmen auch durchzuführen. 
Es ist Sache des Bundes, auf eine Einheitlichkeit in 
der Praxis der Länder hinzuwirken. Darum bemü-
hen wir uns. 

Was mich mit Sorge erfüllt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Uns erst!) 

— und damit lassen Sie mich schließen —, ist das, 
was wir über die Ostertage unter Umständen zu 
erwarten haben. Ich glaube, wir alle sollten uns 
darin einig sein, daß wir neben einer Auseinander-
setzung über Höchst- und Richtgeschwindigkeiten 
gemeinsam an alle Verkehrsteilnehmer appellieren 
sollten, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Sehr richtig!) 

über die Ostertage Rücksicht zu üben. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Ferner sind Einsicht, vernünftige Fahrweise und 
Selbstkontrolle notwendig. Deswegen möchte ich 
meine Bitte an die Kraftfahrer hier zum Ausdruck 
bringen, vorsichtig und rücksichtsvoll zu fahren. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus-
sprache. Die Vorlage wird dem Ausschuß für Ver-
kehr überwiesen. Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 11, 12 und 13 der Tages-
ordnung auf: 

11. Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Schneider, Mick, Frau Benedix, Dr. Riedl 
(München), Schmidhuber und der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Gewährung eines einmaligen Heizölkosten-
zuschusses 
— Drucksache 7/1819 - 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Wirtschaft 

Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

12. Erste Bratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
— Drucksache 7/1829 —

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtehau (feder-
führend) 

Finanzausschuß  

13. Erste Beratung des von der Bundesregierung (C 
eingebrachten Entwurfs eines Achten Geset-
zes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 
— Drucksache 7/1854 - 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Innenausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Das Wort wird nicht gewünscht. Die Überwei-
sungsvorschläge des Ältestenrats bitte ich aus der 
Tagesordnung zu entnehmen. Ist das Haus mit den 
vorgeschlagenen Überweisungen einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu 
dem von der Fraktion der CDU/CSU einge-
brachten Antrag betr. Hilfe für die afrikani-
schen Dürregebiete 

— Drucksachen 7/1436, 7/1866 -- 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Meinecke (Hamburg) 

Meine Damen und Herren, wer dem Bericht und 
dem Antrag des Auswärtigen Auschusses zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. —Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 17 des Pe-
titionsausschusses (2. Auschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 7/1826 — 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 16 der 
Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (15. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten 

Zweiten Bericht über die Entwicklung der 
Mieten für Wohnraum (Mietenbericht 1972) 

Vierten Wohngeldbericht 
-- Drucksachen 7/651, 7/1563, 7/1833 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Nordlohne 
Abgeordnete Frau Meermann 

Ich frage, ob die Berichterstatter, die Frau Abge-
ordnete Meermann und der Abgeordnete Nord- 
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lohne, das Wort wünschen. — Das ist nicht der Fall. 
Ich danke den Berichterstattern für ihren Bericht. 

Wir treten in die Aussprache ein. — Das Wort 
wird nicht begehrt. Ich schließe die Beratung. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. -- Gegen-
probe! Stimmenthaltungen?   Es ist einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 17 bis 21 der Tagesordnung 
auf: 

17. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung betr. Zustimmung zur 
Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei 
Kap. 23 02 Tit. 686 07 (Einsatz landwirtschaft-
licher Produktionsmittel in Entwicklungslän-
dern) 

Drucksachen 7/996, 7/1809 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Esters 

18. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung betr. Einwilligung zu 
einer überplanmäßigen Ausgabe bei Kap. 
10 02 Tit. 656 55 im Haushaltsjahr 1973 
— Drucksachen 7/1304, 7/1810 —

Berichterstatter: Abgeordneter Löffler 

19. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung betr. Leistung von 
außerplanmäßigen Ausgaben im Haushalts-
jahr 1973 bei Kap. 60 02 Tit. apl. 861 01 — 
Darlehen an die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau, Frankfurt, zur Förderung konjunk-
turpolitischer Maßnahmen der Bundesregie-
rung 
— Drucksachen 7/1634, 7/1855 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Haehser 

20. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung betr. Bundeshaushalt 
1973; hier: überplanmäßige Liquiditätszuwen-
dungen an die Deutsche Bundesbahn (DB) ---
Kap. 12 02 Tit. 682 12 
— Drucksachen 7/1658, 7/1856 —

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Nordenham) 

21. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung betr. Leistung von über-
planmäßigen Ausgaben bei 

Kap. 14 15 Tit. 554 02 — Beschaffung von 
Kampffahrzeugen -- 

Kap. 14 18 Tit. 554 01 - Beschaffung von 
Schiffen — 

Kap. 14 15 Tit. 554 04 — Beschaffung von 
Munition — 

Drucksachen 7/1566, 7/1857 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Haase (Kassel) 

Ich frage zunächst, ob einer der Berichterstatter 
das Wort wünscht.   Das ist nicht der Fall. Ich 
frage, ob das Wort zur Aussprache verlangt wird. 
— Auch das ist nicht der Fall. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß wir der 
Einfachheit halber über diese Punkte gemeinsam ab-
stimmen. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf den Drucksachen 7/1809, 7/1810, 7/1855, 
7'1856 und 7/1857. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen.   Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe die Punkte 22 bis 31 der Tagesordnung 
auf: 

22. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) zu dem Vor-
schlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Durchführung der Empfehlung 
Nr. 1/73 des durch das Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Zypern eingesetzten Assozia-
tionsrates, die die Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen auf dem Zollsektor 
festlegt 

 Drucksachen 7/1578, 7/1852 

Berichterstatter: Abgeordneter Schreiber 

23. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) zu dem Vor-
schlag einer Richtlinie des Rates zur Harmo-
nisierung der Verfahren für die Überführung 
von Waren in den zollrechtlichen freien Ver-
kehr 
— Drucksachen 7/1606, 7/1853 -- 

Berichterstatter: Abgeordneter Schreiber 

24. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag einer Verordnung (EWG) des 
Rates zur Einführung einer Beihilferegelung 
zur Erzeugung von Ananaskonserven 
— Drucksachen 7/1527, 7/1805 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Sauter 
(Epfendorf) 

25. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates zur Ergänzung der Richt-
linie Nr. 71 /286/ EWG des Rates vom 26. Juli 
1971 über die von den Mitgliedstaaten durch- 
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zuführenden statistischen Erhebungen zur Er-
mittlung des Produktionspotentials bestimm-
ter Baumobstanlagen 
— Drucksachen 7/1630, 7/1818 —

Berichterstatter: Abgeordneter Gallus 

26. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unter-
richtung vorgelegten Vorschlag einer Richt-
linie des Rates zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über den 
Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignalein-
richtungen für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr-
zeuganhänger 
— Drucksachen 7/1523, 7/1837 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wende 

27. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen (17. 
Ausschuß) zu dem von der Bundesregierung 
zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
eines Beschlusses des Rates zur Regelung der 
Verbreitung von Kenntnissen bezüglich der 
Forschungsprogramme der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 
— Drucksachen 7/1371, 7/1844 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Dr. Walz 

28. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom-
mission 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates über 
den innergemeinschaftlichen Handel mit Erd-
öl und Erdölerzeugnissen 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates über 
die Ausfuhr von Erdölerzeugnissen nach Dritt-
ländern 

Vorschlag einer Empfehlung des Rates an die 
Mitgliedstaaten betreffend die Aufrechterhal-
tung und Harmonisierung der Maßnahmen 
zur freiwilligen Beschränkung des Energie-
verbrauchs in der Gemeinschaft 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates über 
die von den Mitgliedstaaten zu ergreifenden 
Maßnahmen zur konzertierten und harmoni-
sierten Einschränkung des Verbrauchs von 
Erdölerzeugnissen 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates über 
die Einsetzung eines Energieausschusses 

Vorschlag einer Verordnung des Rates be-
treffend die für die Aufstellung einer umfas-
senden Energiebilanz für die Gemeinschaft 
bestimmten Informationen 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Anwendung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1055/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über 

die Mitteilung der Einfuhr von Kohlenwas-
serstoffen an die Kommission auf die Erdöl-
erzeugnisse der Tarifstellen 27.10 A, B, C I 
und C II des Gemeinsamen Zolltarifs 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über ein gemeinschaftliches und vorüberge-
hendes System der Überwachung der Preise 
für Erdölerzeugnisse 
— Drucksachen 7/1638, 7/1673, 7/1861 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wolfram 

29. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vor-
schlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur 
5. Änderung der Richtlinie des Rates vom 
27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Einstu-
fung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr-
licher Stoffe 
— Drucksachen 7/945, 7/1862 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Verhülsdonk 

30. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds 
an Maßnahmen zugunsten behinderter Perso-
nen 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds 
zugunsten von Arbeitnehmern, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates für 
die neuen Beihilfen zugunsten von Arbeit-
nehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern 
— Drucksachen 7/1462, 7/1863 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Maucher 

31. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom-
mission für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß eines Abkommens über handels-
politische Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Indien 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
von den Zöllen des gemeinsamen Zolltarifs 
befreite Einfuhr von Gegenständen erzieheri-
schen, wissenschaftlichen oder kulturellen 
Charakters 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Fest

-

setzung für das Jahr 1974 der mengenmäßi- 
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gen Ausfuhrkontingente der Gemeinschaft für 
bestimmte Aschen und Rückstände von Kup-
fer sowie für bestimmte Bearbeitungsabfälle 
und bestimmten Schrott aus Kupfer, Alumi-
nium und Blei 
— Drucksachen 7/1560, F1561, 7/1653, 
7/1865 -- 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Lüdemann 

Ich frage zunächst, ob einer der Berichterstatter 
das Wort wünscht. — Das ist nicht der Fall. Ich 
danke den Berichterstattern. 

Wird das Wort zur Aussprache begehrt? — Auch 
das ist nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Ich darf annehmen, daß das Haus einverstanden 
ist, daß wir der Einfachheit halber über diese Tages

-

ordnungspunkte gemeinsam abstimmen. — Ich sehe  
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf den Drucksachen 7/1852, 7/1853, 7/1805, 
7/1818, 7/1837, 7/1844, 7/1861, 7/1862, 7/1863, 7/1865. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 32 und 33 der Tagesordnung 
auf: 

32. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

zu der von der Bundesregierung beschlosse-
nen Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 3/74 — Zollkontingente 
1974 für Holzschliff und Sulfat- oder Natron-
zellstoff) 

zu der von der Bundesregierung beschlos-
senen Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Teil-Zolltarifs (Nr. 5/74 — Besondere 
Zollsätze gegenüber Norwegen — EGKS) 

— Drucksachen 7/1663, 7/1698, 7/1850 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Lüdemann 

33. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) 

zu der von der Bundesregierung erlassenen 
Dreißigsten Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 

zu der von der Bundesregieung erlassenen 
Siebenundvierzigsten Verordnung zur Ände-
rung der Einfuhrliste — Anlage zum Außen-
wirtschaftsgesetz 

zu der von der Bundesregieung erlassenen 
Neunundzwanzigsten Verordnung zur Ände-
rung der Ausfuhrliste — Anlage AL zur 
Außenwirtschaftsverordnung 

zu der von der Bundesregierung erlassenen 
Einunddreißigsten Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksachen 7/1574, 7/1581, 7/1580, 7/1640, 
7/1851 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Lüdemann 

Ich frage zunächst, ob jemand von den Bericht-
erstattern das Wort wünscht. — Das ist nicht der 
Fall 

Allgemeine Aussprache. — Das Wort wird nicht 
begehrt. 

Darf ich annehmen, daß ich der Einfachheit halber 
auch hier gemeinsam abstimmen lassen kann? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf den Drucksachen 7/1850 und 7/1851. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. 
— Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der Tagesordnung. Ich darf Ihnen nunmehr 
endgültig gute Osterfeiertage und gute Erholung 
wünschen und berufe die nächste Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages auf Mittwoch, den 24. April 
1974, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.32 Uhr.) 

Berichtigung 

88, Sitzung, Seite 5795 C, ist in dem Zuruf des Abg. 
Gerster (Mainz) statt „und die Russen" zu lesen: 
„und unter den Russen". 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Abelein 2. 4. 
Dr. Achenbach * 6. 4. 
Adams ' 6. 4. 
Dr. Ahrens ** 5. 4. 
Dr. Aigner * 6. 4. 
Dr. Apel 2. 4. 
Dr. Artzinger * 6. 4. 
Dr. Bangemann * 6. 4. 
Dr. Barzel 2. 4. 
Baum 18. 5. 
Dr. Beermann 2. 4. 
Dr. Becher (Pullach) 2. 4. 
Behrendt * 6. 4. 
Dr. Blüm 2. 4. 
Blumenfeld * 6. 4. 
Braun 2. 4. 
Dr. von Bülow 2. 4. 
Dr. Burgbacher * 6. 4. 
Dr. Bußmann 2. 4. 
Dr. Corterier * 6. 4. 
Eckerland 2. 4. 
Engelsberger 2. 4. 
Fellermaier 2. 4. 
Flämig * 6. 4. 
Frehsee * 6. 4. 
Dr. Freiwald 2. 4. 
Dr. Früh * 6. 4. 
Geldner 2. 4. 
Gerlach (Emsland) * 6. 4. 
Gerster (Mainz) 6. 4. 
Dr. Gölter 2. 4. 
Dr. Häfele 2. 4. 
Härzschel * 2. 4. 
Handlos 2. 4. 
Dr. Heck 2. 4. 
Dr. Hirsch 2. 4. 
Höcherl 2. 4. 
Dr. Hupka 2. 4. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 4. 4. 
Jaschke 27. 4. 
Junghans 2. 4. 
Kater *  6. 4. 
Kiep 2. 4. 
Kirst 2. 4. 
Dr. Klepsch * 6. 4. 
Dr. Kliesing 2. 4. 
Dr. Köhler 2. 4. 
Lange * 6. 4. 
Lautenschlager * 6. 4. 
Liedtke 2. 4. 
Löffler 2. 4. 
Logemann 2. 4. 
Dr. Lohmar 18. 5. 
Lücker * 5. 4. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Marx 2. 4. 
Matthöfer 14. 4. 
Mattick 2. 4. 
Maucher 2. 4. 
Memmel * 6. 4. 
Müller (Mülheim) * 6. 4. 
Müller (Remscheid) 2. 4. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 6. 4. 
Dr.-Ing. Oldenstädt 2. 4. 
Opitz 2. 4. 
Orgaß 2. 4. 
Frau Dr. Orth * 6. 4. 
Rosenthal 2. 4. 
Sauer (Salzgitter) 2. 4. 
Dr. Schachtschabel * 6. 4. 
Dr. Schäuble 2. 4. 
Dr. Schellenberg 2. 4. 
Schmidt (Kempten) 2. 4. 
Schmidt (München) *  6. 4. 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 2. 4. 
Schröder (Lüneburg) 2. 4. 
Schröder (Wilhelminenhof) 2. 4. 
Dr. Schulz (Berlin) * 2. 4. 
Schwabe * 6. 4. 
Dr. Schwörer * 6. 4. 
Seefeld * 6. 4. 
Seibert 2. 4. 
Sick 25. 4. 
Solke 2. 4. 
Springorum * 6. 4. 
Dr. Starke (Franken) 2. 4. 
Frau Stommel 2. 4. 
Strauß 2. 4. 
Todenhöfer 13. 4. 
Vogel (Ennepetal) 2. 4. 
Volmer 2. 4. 
Dr. Wallmann 2. 4. 
Walkhoff * 6. 4. 
Frau Dr. Walz 2. 4. 
Dr. Wittmann 2. 4. 
Dr. Wörner 2. 4. 
Wurbs 2. 4. 
Wuwer 2. 5. 
Dr. Zimmermann 2. 4. 
Zywietz 2. 4. 

Anlage 2 
Anlage zur Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 14. März 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Mar-
schall (SPD) (vgl. 86. Sitzung, Anlage 87) : 

Verzeichnis der Untersuchungen 
zur Beurteilung somatischer und genetischer Schäden 

in der Bundesrepublik Deutschland 

unter besonderer Berücksichtigung der Arbeiten 
über Strahlenschäden durch kleine Dosen und über 
höchstzulässige Strahlenbelastung. 

Quelle: Zentralblatt für die gesamte Radiologie 
Band 81 (1964) bis Band 101 (Februar 1972) 
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Zbl. Radiologie Bd. 81 

Hug, O. und A. Kellerer 

Zur Interpretation der Dosiswirkungsbeziehungen in 
der Strahlenbiologie 

Biophysik 1, 20-32 (1963) 

Ehling, U.  H.  and M. L. Randolph 

Skeletal abnormalities in the F1 generation of mice 
exposed to ionizing radiations. 

Genetics 47, 1543-1555 (1962) 

Langendorff, H. 

Über die Wirkungen kleiner Strahlendosen und ge-
ringer Dosisleistungen. 

Strahlenforsch. u. Strahlenbehandl. (Strahlenthera-
pie, So. Bd. 52) 4, 188 	196 (1963) 

Jacobi, W. 

Die natürliche Radioaktivität der Atmosphäre. 

Biophysik 1, 175-188 (1963) 

Franke, Th. 

Zulässige Konzentrationen radioaktiver Spaltpro-
dukte in Luft, Trinkwasser und Lebensmitteln für 
die Bevölkerung. Biophysik 1, 123-134 (1963) 

Zbl. Radiologie Bd. 82 

Seelentag, W. 

Die gegenwärtige Exposition der Bevölkerung durch 
die medizinische Strahlenanwendung und ihre Be-
deutung. 

Strahlenforsch. u. Strahlenbehandl. (Strahlenthera-
pie, So.Bd. 52) 4, 326-333 (1963) 

Zahnert, R., A. Dannecker und H. Pötschke 

Beurteilung von Uranspätschäden und Auswertung 
eigener Untersuchungsergebnisse. 
Med. Sachverständige 59, 171-176 (1963) 

Aurand, K. 
Zur Frage einer Gefährdung der Umwelt durch die 
Anwendung radioaktiver Stoffe in der Medizin. 
Strahlenforsch. u. Strahlenbehandl. (Strahlenthera-
pie, So. Bd. 52) 4, 334-340 (1963) 

Zbl. Radiologie Bd. 83 

Kraft M. 

Zur Frage einer kleinsten biologisch wirksamen 
Dosis, Koloniebildungsfähigkeit von E. coli B nach 
Röntgenbestrahlung. 
Biophysik 1, 154-166 (1963) 

Koch, R. 
Die Wirkung kleiner Strahlendosen auf die Erythro-
poese. 
Strahlentherapie, Sonderbd. 55, 78 	80 (1964) 

Gehrmann, G., E. L. Schäfer und M. Wunder 

Klinische und radiologische Befunde bei Thorotrast-
schädigungen. 

Dtsch. med. Wschr. 88, 2050, 2053-2056 u. Bild 2051 
(1963) 

Zbl. Radiologie Bd. 84 

Hug, O. 

Die Relative Biologische Wirksamkeit ionisierender 
Strahlen. 
Strahlentherapie, Sonderbd. 55, 330-337 (1964) 

Kriegel, H. und K. Shibata 

Histologische Untersuchungen über die Beeinflus-
sung der Embryonalentwicklung bei der Maus nach 
Röntgenbestrahlung. I. Frühembryonale Verände-
rungen und Beeinflussung der Augenentwicklung. 
Strahlentherapie 124, 573-587 (1964) 

Freese, P. und P. Kemnitz 

Beitrag zur Entstehung bösartiger Geschwülste nach 
Thorostrast. 
Zbl. allg. Path. path. Anat. 105, 161-169 (1964) 

Schlungbaum, W. 
Somatische Strahlenschäden. 
Röntgenpraxis 17, 147-159 (1964) 

Faber, M. 
Die Wirkung chronischer Strahlenbelastungen auf 
das hämatopoetische System. 
Strahlentherapie, Sonderbd. 55, 42-48 (1964) 

Fendei, H. 
Probleme der Strahlenbelastung beim Röntgenfern-
sehen. 
Ärztl. Forsch. 18, 486-491 (1964) 

Zbl. Radiologie Bd. 85 

Schinz, H. R. und R. Wideröe 
Strahlenbiologische Wirksamkeit, RBW und rem. 

Dtsch. med. Wschr. 89, 1310-1314 (1964) 

Möbius, G. und K. Lembcke 

Thorotrasttumoren der Leber. 
Zbl. allg. Path. path. Anat. 105, 41-56 (1963) 

Wagner, R. 
Zur Frage von Strahlenspätschäden bei Uranarbei-
tern. 
Hefte Unfallheilk. H. 75, 250-254 (1963) 

Schinzel, A. 
Genetische und somatische Strahlenwirkung unter 
besonderer Berücksichtigung von Strahlenanwen-
dungen in der Schwangerschaft. 
Wien. klin. Wschr. 76, 601-605 (1964) 

Kriegel, H. und H. Langendorff 
Die Wirkung einer fraktionierten Röntgenbestrah-
lung auf die Embryonalentwicklung der Maus. 
Strahlentherapie 123, 429-437 (1964) 

Zbl. Radiologie Bd. 86 

Schlager, K. 

Spätfolgen nach Thorotrastinjektion. 
Radiol. austriaca 14, 285-294 (1963) 
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Hagen, U. und R. Wild 
Untersuchungen über die Strahlenempfindlichkeit 
der Desoxyribonukleinsäure. I. Die Empfindlichkeit 
der Wasserstoffbrücken. 
Strahlentherapie 124, 275-283 (1964) 

Pohlit, W. 
Wirkung und Dosierung ionisierender Strahlung. 

Röntgenpraxis 17, 285-289 (1964) und 18, 7-16 
(1965) 

Bauch, K., W. Hartig und J. Neideck 

Beitrag zur Frage der Thorotrastschädigung der 
Nieren. 
Med. Bild 7, 137-142 (1964) 

Zbl. Radiologie Bd. 87 

Kollath, J. und J. Trautmann 

Wirkungen von 200 R 200-kV-Röntgen- sowie 200 R 
Co60-Gammaganzkörperbestrahlung auf in utero be-
strahlte Mäuse. 
I. Hirn- und Skelettmißbildungen nach Einzeitbe-
strahlungen am 10. Schwangerschaftstag. 

Strahlentherapie 126, 253 	257 (1965) 

Meissner, J. 
Natürliche und zivilisatorische Strahlenbelastung 
des Menschen. 
Atomkernenergie 10, 75-79 (1965) 

Traut, H. 
The linear dose-dependence of radiation-induced 
translocation frequency in Drosophila melanogaster 
at relatively low X-radiation doses. 

Int. J. Radiat. Biol. 7, 401-403 (1963) 

Zbl. Radiologie Bd. 88 

Kärcher, K. H. 
Der heutige Stand der Forschung auf dem Gebiet 
der relativen biologischen Wirksamkeit schneller 
Elektronen. 
Röntgenblätter 18, 208-213 (1965) 

Warburg, O. 

The mechanism of biological X-rays action. 
Naturwissenschaften 51, 373-376 (1964) 

Zbl. Radiologie Bd. 89 

Trautmann, J. 
Gefahren für die Keimdrüsen und die Frucht bei 
Röntgenuntersuchungen. 
Z. ärztl. Fortbild. (West-Berl.) 54, 328-345 (1965) 

Langendorff, M. 
Zur Bestimmung einer unteren Grenzdosis bei frak-
tionierter Bestrahlung der Maus. 
Strahlentherapie 128, 302-308 (1965) 

Harder, D. 
Physikalische Grundlagen zur relativen biologischen 
Wirksamkeit verschiedener Strahlenarten. 

Biophysik 1, 225-259 (1964) 

Jacobi, W. 
Die natürliche Strahleneinwirkung auf den Atem-
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 28. März 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Vogt 
(Drucksache 7/1867 Frage A 28) : 

Gibt es Möglichkeiten, nach denen die Vorschrift des § 2 der 
Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung vom 4. Juli 
1972 im Einvernehmen des Auszubildenden mit seinen Eltern 
und dem Ausbildungsbetrieb nicht eingehalten werden muß, 
und wenn ja, bestehen diese Möglichkeiten unter den gleichen 
Voraussetzungen gegebenenfalls auch bei der Vorschrift des § 2 
Abs. 2 der Berufsfachschul-Anrechnungs-Verordnung vom 4. Juli 
1972? 

Im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften gibt 
es keine Möglichkeiten, durch Vereinbarung von der 
Anrechnung nach § 2 Berufsgrundbildungsjahr-An-
rechnungs-Verordnung und § 2 Abs. 2 Berufsfach-
schul-Anrechnungs-Verordnung abzuweichen. Diese 
Vorschriften enthalten nach ihrem Wortlaut zwin-
gendes Recht. Nach § 2 Berufsgrundbildungsjahr-
Anrechnungs-Verordnung ist das schulische Berufs-
grundbildungsjahr anzurechnen und nach § 2 Abs. 2 
Berufsfachschul-Anrechnungs-Verordnung wird der 
erfolgreiche Besuch der dort aufgeführten Berufs-
fachschulen angerechnet. 

Erweist sich im Laufe der Berufsausbildung, daß 
eine Verlängerung der Ausbildungszeit notwendig 
ist, läßt § 29 Abs, 3 BBiG bzw. § 27 Abs. 3 Hand-
werksordnung auf Antrag des Auszubildenden im 
Ausnahmefall zu, daß die zuständige Stelle die Ver-
längerung anordnet, soweit sie erforderlich ist, um 
das Ausbildungsziel zu erreichen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 28. März 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Schäfer (Appenweier) (SPD) (Drucksache 7/1867 
Fragen B 14 und 15) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Folge der faktischen 
Abwertung des französischen Franc gegenüber der DM sich die 
Einkommenssituation der Grenzgänger, die in Frankreich arbei-
ten, erheblich verschlechtert hat, und gedenkt die Bundesregie-
rung zu helfen, indem sie z. B. Ausgleichszahlungen leistet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Renten der Rentner, 
die als Grenzgänger jahrelang in Frankreich gearbeitet haben, 
auf Grund der faktischen Abwertung des französischen Franc sich 
so rapide verringert haben, daß sie in vielen Fällen nicht mehr 
zum Bestreiten des Lebensunterhalts ausreichen, und wie gedenkt 
die Bundesregierung, diesen Rentnern in ihrer nichtverschuldeten 
Situation zu hellen? 

1. Die Freigabe des Franc-Kurses hatte Auswir-
kungen auf Auslandseinkünfte aller Art, u. a. auch 
auf die Arbeits- oder Renteneinkommen der Grenz-
gänger. Die Frage eines Ausgleichs für diese rela-
tiven Kaufkraftverluste ist von der Bundesregie-
rung geprüft worden mit dem Ergebnis, daß Aus-
gleichsleistungen, insbesondere wenn die Kaufkraft-
verluste auf Maßnahmen anderer Länder beruhen, 
generell nicht gewährt werden können, ebenso wie 
in früheren Jahren Kaufkraftvorteile nicht abge-
schöpft wurden. Dabei darf auch der finanzpolitische 
Gesichtspunkt nicht übersehen werden, daß jede 
einzelne Ausgleichsmaßnahme zu weitgehenden  Be

-

rufungen und zu erheblichen Belastungen der 
öffentlichen Haushalte führen würde. 

Nur in einem einzigen, mit den jüngsten Wechsel-
kursänderungen nicht vergleichbaren Fall war eine 
andere Entscheidung gerechtfertigt. Als 1969 durch 
gleichzeitige Aufwertung der D-Mark und Abwer-
tung des Franc abrupte, besonders belastende 
Wechselkursverluste von über 20 v. H. eingetreten 
waren, hatte die Bundesregierung für eine bestimm-
te Gruppe von Grenzgängern eine einmalige Über-
brückungshilte geleistet. Seitdem sind die Grenz-
gänger und Rentner nicht wieder in eine solche 
belastende Situation gekommen. 

2. Bet den Rentenbeziehern stellt sich das Grund-
satzproblem nicht anders als bei den aktiven Grenz-
gängern. 

Soweit im Einzelfall aus sozialen Gründen mit 
Rücksicht auf die Einkommenshöhe eine Entlastung 
erforderlich ist, bietet bereits das bestehende System 
der sozialen Sicherung angemessene Hilfen, z. B. 
nach dem Wohngeldgesetz und dem Bundessozial-
hilfegesetz. Für einen besonderen Ausgleich der 
Auswirkungen währungspolitischer Maßnahmen un-
ter sozialen Gesichtspunkten gibt es im innerstaat-
lichen Recht keine Grundlage. Auch die für die Bun-
desrepublik wirksamen internationalen Vereinba-
rungen, für die EWG die Verordnung Nr. 1408/71, 
sehen einen Ausgleich von Kaufkraftverlusten in-
folge von Wechselkursänderungen nicht vor. 

Die ausländischen Renten bilden zudem oft nur 
einen Teil der Gesamtbezüge der Rentner, weil da-
neben zumeist auch Rentenansprüche gegenüber der 
deutschen Rentenversicherung bestehen, die von 
Wechselkursänderungen nicht berührt werden. 

Bei allem Verständnis für die  Schwierigkeiten der 
betroffenen Grenzgänger und Rentner sehe ich da-
her keine Möglichkeit, Ausgleichszahlungen zu lei-
sten. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vorn 28. März 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/1867 Frage B 16) : 

Ist die Bundesregierung bereit, auf den Teil der Mehreinnah-
men aus der Mehrwertsteuer, die ausschließlich auf der Preis-
erhöhung für Rohöl beruhen, zu verzichten, indem sie die Mine-
ralölsteuer auf leichtes Heizöl streicht und auf Benzin um 
1,5 Pfennig pro Liter senkt? 

Ich habe schon mehrfach in Fragestunden des 
Deutschen Bundestages (am 6. Dezember 1973, am 
13. Dezember 1973 und am 14. März 1974) zu dem 
Problem der angeblichen Umsatzsteuermehreinnah-
men infolge der erhöhten Ölpreise Stellung genom-
men. So kann ich nur wiederholen, daß bei gesamt-
wirtschaftlicher Betrachtungsweise — unter der 
Voraussetzung eines bestimmten verfügbaren Ein-
kommens — keine zusätzlichen Umsatzsteuerein-
nahmen entstehen. Den Mehrausgaben für Heiz- und 
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Treibstoffkosten stehen geringere Ausgaben für 
andere Verbrauchsgüter gegenüber, so daß sich die 
Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer nicht 
wesentlich verändert. Diese Tatsache wird noch 
unterstrichen durch das im Vergleich zum Vorjah-
resmonat zunehmend rückläufige Aufkommen an 
Umsatzsteuer. Darum muß ich Ihre Frage verneinen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 28. März 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Hoffie (FDP) (Drucksache 7/1867 Fragen B 17 
und 18) : 

Welche Möglichkeiten bestehen, dem Postsportverein „Blau

-

Gelb" Darmstadt e. V. auf dem 17 ha großen Gelände des ehe-
maligen US-Schießübungsgeländes an der Heimstättensiedlung 
in Darmstadt, das von der Bundesvermögensstelle bei der Ober-
finanzdirektion Frankfurt /Main verwaltet wird, rund 4 ha für 
Sportanlagen bereitzustellen? 

Ist es angesichts der grundsätzlichen Verkaufsbereitschaft der 
Bundesvermögensstelle gerechtfertigt, daß erst die Entscheidung 
über die endgültige Führung der Bundesstraße B 3, die die Schaf-
fung von dort wegfallendem Sportgelände der Turngemeinde 
Bessungen auf dem o. a. Gelände (US-Schießgelände) erfordert, 
abgewartet werden muß, bevor eine Verkaufsentscheidung oder 
mögliche Besitzeinweisung für die Post in Frage kommt, obwohl 
von den 17 ha zumindest 9 ha für die Turngemeinde Bessungen 
verbleiben würden und die jahrelange Nichtnutzung des Areals 
in Art einer „Sandwüste" für die Darmstädter Bevölkerung 
kaum verständlich ist? 

1. Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, 
im Rahmen der Verwertung des ehemaligen Schieß-
standgeländes auch das Interesse des Post-Sport-
vereins Blau-Gelb Darmstadt e. V. am Erwerb einer 
rd. 4 ha großen Teilfläche aus der Liegenschaft zu 

berücksichtigen. Das setzt allerdings voraus, daß der 
Bund diese Grundstücke nicht zur Erfüllung eigener 
Aufgaben benötigt; denn gemäß § 63 Abs. 2 der 
Bundeshaushaltsordnung können nur solche Grund-
stücke veräußert werden, die für den Bund entbehr-
lich sind. Das ist z. Zt. nicht der Fall. 

2. Das ehemalige Schießstandgelände muß für 
mögliche Ersatzlandansprüche im Rahmen der Ver-
legung der Bundesstraße 3 und für die Errichtung 
einer Katastrophenschutz-Zentralwerkstatt vorge-
halten werden. 

Je nach der Trassierung der neuen B 3 entstehen 
Ersatzlandansprüche der Sportgemeinde Bessungen. 
Das Hessische Landesamt für Straßenbau hat daher 
gebeten, über eine Verwertung des Schießstandge-
ländes erst zu entscheiden, wenn die Trasse der B 3 
festliege. 

Nach Ansicht des Regierungspräsidenten Darm-
stadt soll die Katastrophenschutz-Zentralwerkstatt 
auf dem Schießstandgelände errichtet werden. Die 
Stadt Darmstadt, die den Schießplatz als Fläche für 
Freizeit-, Sport- und Erholungsanlagen ausgewiesen 
hat, ist damit nicht einverstanden. Sie ist jedoch 
bereit, für diesen Zweck städtische Grundstücke zur 
Verfügung zu stellen, wünscht dafür aber Flächen 
aus dem bundeseigenen Gelände. Verhandlungen 
darüber sind eingeleitet. 

Zur Zeit ist es daher leider nicht möglich, dem 
Post-Sportverein das begehrte Gelände zu überlas-
sen. Ich hoffe jedoch, daß alsbald eine Lösung ge-
funden wird, die auch den Interessen des Post-Sport-
vereins gerecht wird. 


	93. Sitzung
	Bonn, Dienstag, den 2. April 1974
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6




